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Nationales Prachtwerk, 


von allen Buchhandlungen des In: und Auslandes zu erhalten: 
Reden und Trinkſprüche | 
| Sr. Majeſt t 
Friedrich Wilhelm IV., 


Königes von Preußen. 


Auch unter dem Separat-Titel: 
Leben und Wirken Sr. Majeſtät Friedrich Wilhelm IV., 
| Königes von Preußen. 
| Erſter Theil. d. 
Mit dem Bruſtbild Sr. Majeſtät, nach dem großen Bildniſſe in 
ganzer Figur gemalt von Prof. Otto, meiſterhaft in Stahl geſtochen 
8 von C. Deis. 
Leipzig, 1855, bei Friedrich Ludwig Herbig. 
Ladenpreis: 2 Thlr. 15 Sgr. 
Subſcriptionspreis: 1 Thlr. 20 Sgr. für Baarzahlung. 


(Erſte Abdrücke des Bildniſſes auf groß Folio, chineſ. Papier à 1 Thlr., weiß 
Dan à 25 Sgr., find durch alle Buchhandlungen abgeſondert zu beziehen.) . 


Durch das denkwürdige Teſtament Sr. Majeſtät des Höchſtſeligen 
Königes Friedrich Wilhelm III. würdig eröffnet, ſind in dieſem Bande die 
Reden und Trinkſprüche Sr. jetzt regierenden Majeſtät mit jedesmaliger 
Angabe der Quellen, unter folgenden Rubriken nach Materien 
überſichtlich geordnet: 


I. Auswärtige Politik. burg. b. Zu Merſeburg. —7. Zur Provinz 


Weſtphalen. — a. Zur Stadt Münſter. 


Verhältniß zuRußland, England, Dänemark, 
Schweiz (Neuenburg und Valengin). 


II. Innere Politik. 

A. Des Königs Stellung zum Volke imAllge⸗ 
meinen, zu Deutſchland und dem preußi⸗ 
ſchen Volke insbeſ., zu einzelnen Fürſten, 
Provinzen, Städten u. Landſtrichen. 


Des Königs beſonderes Verhältniß zu 
einzelnen Provinzen und Städten: 
1. Zur Provinz Preußen. — a. Zur 
Stadt Königsberg insbeſondere. b. Zur 
Stadt Danzig. — 2. Zur Provinz Pom⸗ 
mern. — a. Zur Stadt Stettin. b. Zur 
Stadt Stralſund. — 3. Zur Provinz Po⸗ 
ſen.—4. Zur Provinz Brandenburg. 
— a. Zur Stadt Berlin. b. Zu Spandau. 
c. Zu Frankfurt a. d. O. — 5. Zur Pro⸗ 
vinz Schleſien.—a. Zur Stadt Bres⸗ 
lau. b. Zu Hirſchberg. — 6. Zur Pro⸗ 
vinz Sachſen. — a. Zur Stadt Magde⸗ 


b. Zu Bielefeld. e. Zu Paderborn. — 8. Zu 
den Rhein provinzen. — a. Zur Stadt 
Köln. b. Zu Aachen. c. Zu Koblenz. d. Zu 
Trier. e. Zu Saarbrücken. f. Zu Saarlouis. 
g. Zu Düſſeldorf. h. Zu Elberfeld. — 9. Zu 
denneuerworbenenHohenzollern⸗ 
ſchen Landen. 
B. Des Königs Stellung zu Kirche, Wiſſen⸗ 
ſchaft, Univerfitäten u. ſtudirend. Jugend. 
1. Zur katholiſchen Kirche insbeiondere. — 
2. Zum Bisthum Jeruſalem. — 3. Zu Wiſ⸗ 
ſenſchaft, Univerſitäten u. ſtudir. Jugend. 


C. Des Königs Stellung zum Vereinsweſen 
und zur ſocialen Frage. 

D. Des Königs Stellung zur Preſſe. 

E. Juſtiz und Gnade. 

F. Des Königs Verhältniß zu ſtehend. Heer, 
Landwehr, Bürgerwehr u. Schützengilden. 

G. Nachtrag. 


Aus dem Vorwort. (Geſchrieben im Herbſte 1854.) 

Wir geben hiermit den erſten Theil eines Werkes, womit wir uns den 
Dank aller Derer zu erwerben hoffen, welche den wohlthätigen Einfluß aus⸗ 
gezeichneter Charaktere auf ihre Zeit richtig zu würdigen wiſſen. 


Betrachtungen eines Engländers 


FELDMARSCHALL-LIEUTFNANT 
Fran- HE 


über die 


7 


Oeſterreichiſchen Zuftände, 


„A mesure que le zele du bien public s’eteint 
dans notre coeur, le desir de notre intérét parti- 
-eulier s'y allume. II devient notre loi, notre 
souverain, notre patrie.“ 

„Quel étrange spectacle pour le zèle de ’homme 
public! Un grand royaume et point de patrie: 
un peuple nombreux, et presque plus de citoyens!“ 


D’AGUESSEAU. 


Stuttgart. 
Verlag von Karl Göpel. 
1860. 


Buchdruckerei von E. Greiner in Stuttgart. 


In dieſer Broſchüre iſt ſelbſtverſtändlich nur von 
Syſtemen und nie von Perſonen die Rede, da dieſe ſehr 
achtbar ſein können, wenn das Syſtem noch ſo verwerf— 
lich iſt. 

Wo vom „Volke die Rede iſt, iſt das ganze öſter— 
reichiſche Volk gemeint, außer da, wo eine ſpeziellere Er- 
klärung beigefügt iſt. 

Ein noch detaillirterer Vergleich zwiſchen Oeſterreich 
jetzt und Frankreich vor der großen Revolution hätte die 
Gränzen überſchritten, welche eine ſolche Broſchüre geſtattet. 
Die Abſicht des Verfaſſers war nur die Hauptmomente 
zu benützen, welche in beiden vorkommen. 
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Finleifung. 


Dieſe Broſchüre befaßt ſich mit der politiſchen Regene— 
ration Oeſterreichs. Um die Möglichkeit derſelben beurtheilen 
zu können, muß man vorerſt einen Blick auf die ſozialen 
Verhältniſſe dieſes Landes werfen, inſofern dieſelben einen Ein⸗ 
fluß auf die politiſchen Zuſtände ausüben. Im Auslande hält 
man dieſe Regeneration auf friedlichem Wege für unmöglich. Es 
iſt wahr, daß bei einem Volke, welches alles ſelbſtändigen und 
gemeinſchaftlichen Handelns fremd und in Folge des Bevormun— 
dungsſyſtems noch unreif iſt, man mit großen Schwierigkeiten 
zu kämpfen hat. Allein dieß läßt ſich mit der Zeit heben. Das 
Kind, welches heute über Alles ſtolpert, geht in acht Tagen ſicher. 
Der Mangel an Oeffentlichkeit in allen Zweigen der Verwal 
tung hat aber Wunden geſchlagen, von denen man keine Ahnung 
hat und deren Heilung nur dadurch möglich iſt, daß man die 
Urſache derſelben klar in's Auge faßt und ſich feſt entſchließt, mit 
den Ueberlieferungen abzubrechen und mit ſeinen eigenen Augen, 
nicht durch die Brillen Anderer zu ſehen. Derſelbe Geiſt, welcher 
die Verwarnung der Preſſe inſpirirt, macht ſich auch im Privat⸗ 
leben fühlbar. Wie die Regierung es nicht für gut findet, öffent⸗ 
liche Beſprechung von Perſonen und Maßregeln zu geſtatten, ſo 


Tr 
findet auch der Privatmann es unpaſſend, ſolche in ſeinem Kreiſe 
zu dulden. Wie wahr iſt es, daß eine Regierung ein Volk ver⸗ 
edelt oder verdirbt! Durch ſolches, wenn auch unbewußtes Nach- 
äffen ſpielt man der Regierung — in einem abſoluten Staate 
der größte Feind des Privatmanns “) — in die Hände und macht 
ihr alle ſpäteren Mißbräuche leicht. Sobald man, aus Angſt die 
Monarchie zu gefährden, die Thaten des Monarchen mit Etill- 


*) Daß der Beſitzende in einem abſoluten Staate ſchöne Worte er⸗ 
hält, dafür aber übermäßige Steuern zahlen muß, iſt bekannt. Der 
Beſitzende iſt conſervativ und nicht rührig, er verträgt viel und deßhalb 
ladet man ihm viel auf. Gleichviel weicher Partei der Miniſter, welcher 
die Steuern vorzuſchlagen hat, angehöre, der Privatmann geht in der 
Regierung auf, und die Regierung iſt eine Körperſchaft, welche keine Gnade 
kennt — ſie kann auch keine kennen — ſie muß die nöthigen Mittel her⸗ 
beiſchaffen, und ſie nimmt ſie da, wo ſie am leichteſten zu nehmen ſind. 
Die Meiſtbeſitzenden laufen die größte Gefahr. Die Wenigſtbeſitzenden 
kommen am beſten weg, da ſie keine perſönlichen Rückſichten für den Hof 
haben und ſich deßhalb Bemerkungen erlanben, was der dem Hofe näher 
geſtellte Adel nicht thun kann. Selbſt erhebt dieſer die Stimme nicht, und 
Niemand erhebt fie für ihn; und fo wird fein Beutel, in aller Höflich— 
keit und unter Entſchädigung einiger Orden, geleert. Bei einer freien 
Verfaſſung kann der Beſitzende ſeine Stimme laut werden laſſen ſo gut 
wie ein Anderer, da er nicht gegen den Monarchen, ſondern gegen ein 
verantwortliches Miniſterium opponirt, indem er der Billigkeit das Wort 
redet. In einem abſoluten Staate hingegen rupft eine conſervative, re⸗ 
fpeftive reaktionäre Regierung den Adel mit Formen, eine demokratiſche 
(welche die gewöhnliche iſt) thut es ohne Formen: und eine andere gibt 
es nicht. Prinzipiell muß jeder Beſitzende in einem abſoluten Staate 
in Oppoſition bleiben, in einem freien Staate hat er nur zu wachen. Die 
große Beſteuerung der Beſitzenden trifft indirekt den Nichtbeſitzenden, da 
letzterer hungern muß, weil erſterer für Arbeit kein Geld mehr übrig 


hat. 
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ſchweigen übergeht, ſchont man wohl für den Augenblick dieſen 
letzteren, aber die Monarchie wird zu einem morſchen Götzenbild, 
welches beim erſten Stoß umfällt. Man thut noch mehr. Man 
ſtumpft alles Gefühl für Recht und Unrecht ab. Eine ſchlechte 
Sache bleibt ſchlecht, wenn ſie auch von einem Monarchen be— 
gangen wird. Wenn man ſie nicht tadelt, geſteht man ein, daß 
Einer Alles thun darf, wozu Andere nicht berechtigt find. Da- 
durch wird eine Schlechtigkeit, je nach der Stellung der Perſön— 
lichkeit, welche ſie ausübt, gemeſſen, und ſo hört jede Moral auf. 
Kann die Monarchie nicht Tadel und Lob, Sonne und Kälte, 
Wind und Wetter aushalten, jo thut man am beſten, fie abzu= 
ſchaffen. Denn je mehr man aus ihr eine Treibhauspflanze 
machen will, deſto weniger iſt ſie im Stande, die harten Stöße 
unſerer rauhen Zeit zu ertragen. Es iſt keine Mythe, die wir in 
einer Monarchie verehren. Es iſt ein lebendiges Prinzip. Je 
mehr die normalen Lüfte der Beſprechung an dieſem Lebensbaum 
ſäuſeln, deſto feſter werden die Wurzeln, um ſo weiter werden ſie 
ſich ausbreiten und um ſo reicher und kräftiger wird der Baum 
ſich entwickeln und erhalten. Wie! man ſoll in einem Gebäude 
wohnen und nicht nachſehen dürfen, ob daſſelbe nicht baufällig 
ſei! Man ſoll ſich und fein Alles einem unbekannten Boot ans 
vertrauen, ohne unterſuchen zu dürfen, ob daſſelbe nicht leck iſt! 
Wie kann man den beſſeren Monarchen erkennen, ohne ihn mit 
einem ſchlechteren zu vergleichen? Und wie kann er ſeine Feh— 
ler los werden, ohne ſie zu kennen? Ihm ſollte es am meiſten 
darum zu thun ſein, daß ſein Volk ihm einen Spiegel vorhält. 
Wenn von einem freien Volke Zufriedenheit und Liebe dem 
Monarchen zugejauchzt werden, dann haben dieſelben Werth. 
Wenn ſie nur auf Beſtellung und fabrikmäßig geliefert find, 
werden ſie dem verſtändigen Monarchen den Ruf von Friedrich 
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dem Großen erpreſſen: „Ich bin es müde über Sklaven zu 
herrſchen.“ 

Eine weitere Folge dieſes Bevormundungsſyſtems, ein fer— 
nerer Beweis, wie mächtig der verbildende Einfluß einer Regie— 
rung ſein kann, iſt in der großen Empfindlichkeit wahrzunehmen, 
welche bei der Beſprechung vaterländiſcher Zuſtände bei manchem 
Oeſterreicher ſich kund gibt. Ein gebildetes Volk urtheilt ob— 
jektiv, ein unreifes glaubt ſeine eigene Würde in den Fehlgriffen 
ſeiner Regierung compromittirt zu ſehen. Es will Lanzen brechen 
für Alles und Jedes, und vergißt, daß ſein Eifer die Thatſachen 
nicht ändern kann. Die Richtung, welche ſein Weſen unmerklich 
erfaßt und ſeine Intelligenz in der freien Beurtheilung politiſcher 
Fragen gelähmt hat, iſt nichts Anderes als eine kirchliche, auf's 
politiſche Gebiet übertragen. Dieſe Anſicht wird im Laufe dieſer 
Broſchüre etwas ausführlicher erörtert. Hier wird ſie nur als 
eine Hauptſchwierigkeit angeführt, welche jeder Beſſerung 
der öſterreichiſchen Zuſtände im Wege ſteht. Wenn man auf 
dieſe Schwierigkeit aufmerkſam gemacht wird, ſo iſt zu erwarten, 
daß man die Richtigkeit derſelben prüfe. Dieſe Prüfung iſt es, 
was wir erſtreben, da unter allen anerkannten Schwierig— 
keiten dieſe, die gefährlichſte von allen, jo weit uns bekannt, im- 
mer überſehen worden iſt. Wenn nun die Mahnung von con— 
ſervativer Seite kommt, wird man eher geneigt ſein, ſein Ohr 
einer bitteren Wahrheit zu öffnen, als wenn dieſelbe der Gehäſ— 
ſigkeit einer Parteileidenſchaft entſpringt. Eine deutſche Auffaſ⸗ 
ſung der öſterreichiſchen Verhältniſſe müßte, mehr oder minder, 
eine ſubjektive ſein, da man ſich nie völlig von der Parteilichkeit 
losreißen kann; eine engliſche hingegen erlaubt Einem über den 
Parteien zu ſtehen, und ſo lange dieſelbe die Grenzen einer all— 
gemeinen Betrachtung nicht überſchreitet, wird eine allfällige ge— 
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ringere Kenntniß der Verhältniſſe ihr Urtheil nicht entkräften. 
Wir glauben feſt, daß Mancher nach obenerwähnter Prüfung 
zu der Ueberzeugung gelangen wird, daß ſein früherer Stand— 
punkt, ſo homogen er ſeiner ſozialen Stellung und ſeinem 
gewöhnlichen Gedankengang auch geweſen ſein mag, einſeitig 
und nicht zeitgemäß war, daß folglich die Schlüſſe, die er gezo— 
gen hatte, falſch waren, daß ſeine frühere Anſchauung, ſo theo— 
retiſch ſchön ſie auch geweſen ſein mag, ihn von aller wirkſamen 
Theilnahme an der Umgeſtaltung ſeines Vaterlandes abgehalten 
hat, und daß feine Intelligenz und feine brauchbaren Kräfte durch 
die Schroffheit ſeiner Anſichten paralyſirt waren. Man hat mit 
Menſchen und nicht mit Ziffern zu thun. 

Was die Bevormundung des Staats auf politiſchem Ge— 
biete verſchuldet hat, verſchuldet noch das Konkordat auf reli— 
giöſem, und dieſer Faktor darf nicht überſehen werden, wenn 
man die Schwierigkeiten aufzählt, mit welchen Oeſterreich zu 
kämpfen hat. Die Regeneration des Landes hängt nicht allein 
vom Staate ab, das Volk muß mitwirken und mitwirken können. 
Wenn alſo die höheren Schichten der Geſellſchaft, die einen 
großen Antheil an dieſer Mitwirkung haben ſollten, ſich zu 
kirchlichen Polizeidienern herablaſſen, ihr ſonſt geſundes Urtheil 
aufgeben und die Unabhängigkeit des Denkens — ihr und des 
Naturadels unveräußerliches Recht — Polizeivorſchriften unter: 
ordnen, ſind ſie wohl fähig, eine kirchliche Prätorianer-Bande 
zu bilden, aber durchaus ungeeignet, nur einen Bauſtein zu einem 
Gebäude zu legen, wo eine freie geniale Auffaſſung für die 
Tüchtigkeit der Pläne und ein vereintes Handeln für die So⸗ 
lidität des Baues nothwendig ſind. Zu dieſem Bau gehören 
Ernſt und eine freie Denkungsart, nicht ſchale Witze und Ver— 
dächtigung der Motive Andersdenkender. 
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Bei der gegenwärtigen Lage Oeſterreichs hat man zu unter: 
ſuchen, was unter den obwaltenden Umſtänden am beſten zu 
thun ſei, und nicht, was das Ideal einer Umgeſtaltung wäre. Um 
dieß durch ein Beiſpiel noch deutlicher zu machen, nehmen wir 
an, daß der Standpunkt des Kardinal Rauſcher z. B. ein äußerſt 
humaner und rein patriotiſcher iſt. Ein allgemeiner wird er aber 
wohl nicht ſein, ebenſowenig wie ein flaviſcher, ein magyari— 
ſcher, ein ariſtokratiſcher, oder ein demokratiſcher. Sobald man 
alſo dieſen einſeitigen Standpunkt adoptirt, trachtet man, alle 
Entwicklungen mit ſeinen ſpeziellen Wünſchen in Einklang zu 
bringen, und da es tauſenderlei ſolche Standpunkte gibt, iſt an 
ein einmüthiges Vorgehen nicht zu denken, bis man alle dieſe 
einzelnen einem großen allgemeinen zum Opfer bringt, und dieſer 
allgemeine Standpunkt wäre, die Erreichung einer ge— 
regelten und geſicherten Freiheit, mit Wahrung 
aller Rechte. Wenn man nur dieſen allgemeinen Standpunkt 
als den ſeinigen anerkennt, iſt die Bahn zur Einigung ſchon ge— 
brochen. Die ſpezielleren Auffaſſungen werden dann zur Neben— 
und nicht zur Hauptſache, und eine Löſung wird möglich. 
Wir erwarten gerade nicht, daß eine übermäßige Doſis Bruder- 
liebe den Kardinal erfaſſe, oder daß der Slave den Magyar 
umarme; aber ſowohl der eine als der andere könnte ſeine 
Träume dem Erreichbaren hintanſetzen und das Vater— 
land, das groß geweſene und hoffentlich noch groß werdende 
Oeſterreich, für einmal höher ſchätzen, als einen fremden Fürſten 
und eine geliebte Nationalität. | 

Es find noch fo viele geſunde Kräfte in Oeſterreich vor⸗ 
handen, welche, von einer vorgefaßten Meinung befreit, ihrem 
Vaterlande den weſentlichſten Dienſt leiſten könnten, und zu 
den geſundeſten zählen wir den Adel. Er iſt durch feine Stel- 
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lung, ſeine Bildung und ſeinen Beſitz hauptſächlich auserkoren, 
die Regeneration des Vaterlandes zu leiten, die Macht aber, 
welche er beſitzt, kann ſowohl zum Schlechten als zum Guten 
führen: und iſt der Adel der Wichtigkeit ſeiner Aufgabe nicht 
bewußt, ſtellt er ſich nicht felſenfeſt, unabhängig und uneigen— 
nützig der Regierung gegenüber, ſo wird er eher zum Fluch als 
zum Segen. Der Monarch bedarf der Wahrheit, dieſe kann er 
nur in gemeſſener Form vom Adel erfahren; ſobald die rauhe 
Stimme des Volkes ſie verkündigt, iſt die Rolle des Adels aus— 
geſpielt. 

Was für materielle Kräfte in Oeſterreich ihre Wurzel haben, 
beweiſen am beſten die großen induſtriellen Unternehmungen. 
Der Adel hat ſeinen Theil daran, und wenn man gerecht ſein 
will, muß man es ihm ſehr zu gute halten, daß er es nicht ver— 
ſchmäht hat, dem Handel und der Induſtrie die Hand zu reichen. 
Daß er es in ſeinem eigenen Intereſſe gethan hat, ändert an 
der Sache nichts, da er ſich anders auch zu helfen gewußt hätte, 
wenn ſeine Vorurtheile ſo eingewurzelt geweſen wären, als man 
es oft behaupten will. Daß der Adel in dieſem Punkt den 
Zeitgeiſt erfaßt hat, läßt hoffen, daß er ihn auch in anderen 
Punkten verſtehen wird. 

Man darf eine Eigenthümlichkeit in den ſozialen Verhält— 
niſſen Oeſterreichs nicht überſehen, welche einigermaßen die 
Einheit des Landes hindert. Ein Böhme z. B., deſſen Mutter⸗ 
ſprache die deutſche iſt, und der ſeine Bildung Deutſchland 
verdankt, will doch nicht als Deutſcher gelten, ſondern nur 
Oeſterreicher ſein, obwohl ihm Oeſterreich keine andere Sprache 
und Bildung als die deutſche geben kann. Er iſt ein armes, ge⸗ 
plagtes Weſen: Oeſterreich halt ſeinen Leib und Deutſchland 
ſeinen Geiſt gefeſſelt. Eine Henne mit Entlein beim Waſſer iſt 
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kaum mehr zu bedauern. Solche kleinliche Wortklauberei ver: 
dient nur inſofern Erwähnung, als ſie noch den Parteigeiſt 
vermehrt, welcher dieſes unglückliche Land ſo unbarmherzig zer— 
reißt. Daß der Oeſterreicher, deſſen Mutterſprache ſlaviſch oder 
ungariſch iſt, ſich als Oeſterreicher, beziehungsweiſe Slave oder 
Ungar, anſieht und nicht als Deutſcher, iſt begreiflich; aber auch 
der Böhme oder der Magyar, wenn er auf Bildung Anſpruch 
macht, braucht ſich eines Landes nicht zu ſchämen, welches einen 
Leſſing, einen Kant, einen Göthe, einen Schiller aufzuweiſen hat, 
und obſchon die Werke dieſer Heroen ihm in ſeiner eigenen 
Sprache zugänglich ſind, ſo iſt die Farbe doch verloren, welche 
dem Original den eigentlichen Reiz verleiht. Es iſt ungefähr 
daſſelbe Verhältniß, wie mit Vor- und Zunamen, der eine 
hat zwei Vornamen, wie Deutſch-Böhme, Deutſch-Mähre, 
der andere nur einen, wie Ungar oder Krainer, aber der Ge— 
ſchlechtsname bleibt immer Oeſterreicher. Iſt der ganze 
Streit etwas anderes als die brauſenden Wellen in einem Thee— 
keſſel? 

Dem unparteiiſchen Beobachter muß es immerhin als ein 
Mangel an Takt erſcheinen, wenn die Unterthanen einen Stolz 
darein ſetzen, anders zu ſein als das Oberhaupt des Staats, 
und eine andere Sprache als die der Kaiſerſtadt zu reden. Es 
iſt natürlich hier nur von den gebildeten Ständen die Rede. 
Wenn ein Schatten von Vaterlandsgefühl vorhanden wäre, 
würden ſolche Erbärmlichkeiten wegfallen. Jeder vermögende 
und gebildete Oeſterreicher iſt ſeinem Kaiſer ſo viel Reſpekt 
ſchuldig, daß er deſſen Sprache ſpricht oder ſprechen lernt, und 
dieſelbe als Landesſprache anerkennt. 

Die Regierung gibt ſich nur Blößen und hilft nn mehr 
den Sonderheitsgelüſten, wenn ſie in die Volksentwicklung 
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eingreift, da fie fich für die eine oder die andere Richtung aus- 
ſprechen muß. Wenn es dem Volke offen ſtünde, ſeine Kinder 
nach Belieben zu erziehen und die Regierung nur darauf be— 
ſtünde, daß jedes Kind in die Schule ginge, würde der Zwang 
aufhören, der jetzt ſo läſtig iſt, und nur der moraliſche Zwang, 
die Sprache zu lernen, welche zur Bildung und um eine Car— 
rière zu machen nöthig wäre, eintreten Die freie Entwicklung, 
welche ein freiwilliges Schulſyſtem geſtattet, erzieht Bürger und 
nicht Automaten. Der legitime Zwang der Intereſſen führt 
zum Ziel — der Zwang der Regierung macht nur Trotzköpfe. 
Der Staat muß darauf beſtehen, daß eine geſunde Moral 
in der ſpeziellen Provinzſprache gepredigt werde, kann ſich aber 
in Theater⸗Unternehmungen nicht einmiſchen ), da es nutzlos 
wäre, ein Theater zu gründen, wo es nicht begehrt wird, oder 
wo es nach kurzer Zeit, wegen Mangel an Zuſpruch, eingehen 
müßte. Wenn es wirklich ein Bedürfniß iſt, werden ſich Unter- 
nehmer dazu finden, ohne daß der Staat es nöthig hätte, die 
eine oder die andere Partei vor den Kopf zu ſtoßen. 

Es iſt zu wenig bedacht worden, inwiefern die Verſchie— 
denheit der Nationalitäten zu Oeſterreichs Schwäche beiträgt. 
Nach unſerem Dafürhalten hat man hierin mehr Grund geſucht, 
als eigentlich darin liegt. Wir möchten ganz beſcheiden fragen, 
ob die getheilte Huldigung, welche die öſterreichiſchen Unter— 
thanen dem Kaiſer und dem Papſt ſchuldig zu fein glauben, 
nicht ihren weſentlichen Antheil an der Zerſpaltung des Landes 
habe? So viel iſt gewiß, daß z. B. ein Hauskaplan, der nach i 
einem Einfluß in der Familie ſtrebt, dieſe zuerſt zu entzweien 


*) Dieſe Einmiſchung wurde für ein böhmiſches Theater vom Staate 
begehrt. 
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ſucht. Mag dieß nicht bei Oeſterreich auch der Fall fein? Die 
Einigkeit Englands beſteht eigentlich erſt ſeit Heinrich VIII., und 
noch heutzutage iſt ſie äußerſt ſchwach in den ſüdlichen Graf— 
ſchaften Irlands, wo ein fremdes Element ſeine Macht geltend 
machen will. Wenn wir uns nicht irren, ſo iſt die Einigkeit 
Frankreichs großentheils der unabhängigen Stellung der galli— 
kaniſchen Kirche zuzuſchreiben, und in dem herrlichen Schweizer— 
land iſt nur Uneinigkeit zu finden, wo Rom dieſelbe ausſtreut. 
Hier iſt nicht der Ort, dieſe Frage gründlich zu erörtern, ſie 
wird nur angedeutet. Jedenfalls hat der Same der Zwietracht, 
den Rom in Oeſterreich ausſtreut, ebenſoviel Schuld an der 
Schwäche Oeſterreichs, als die Verſchiedenheit der Nationali— 
täten, da wir auch in England nur da Uneinigkeit finden, wo 
Rom einen Einfluß hat. 

Wie ſtrafbar lächerlich war die Demonſtration von Seite 
der engliſchen Katholiken zu Gunſten des Papſtes! Wenn Eng— 
land dem Papſt Krieg erklärt hätte, in welche Lage hätte dieſe 
unüberlegte Handlung diejenigen unter ihnen geſetzt, welche 
gegen ihn hätten ausziehen müſſen! Die Freiheit des Redens 
und Handelns im Lande ſelbſt bedingt keineswegs ein ähnliches 
Auftreten fremden Mächten gegenüber. Kein Monarch, der 
den Namen eines Monarchen verdient, kann zugeben, daß ſeine 
Unterthanen einem fremden Fürſten ihre Huldigung darbringen. 

Wir haben geſagt, daß Oeſterreich groß war und wieder 
groß werden kann. Wir möchten nicht mißverſtanden ſein. 
Wir denken nicht an eine Wiedereroberung Italiens, welche, 
die Unmöglichkeit abgerechnet, auch in der Zukunft nicht weni— 
ger eine Urſache der Schwäche ſein würde, als es bis anhin 
war. Zweifelt Jemand an dieſer Unmöglichkeit? Wäre ganz 
Europa, Oeſterreich ausgenommen, in Krieg, dann könnte letz— 
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teres Italien wieder nehmen, falls ihm die Gelder dazu bewilligt 
würden. Es iſt aber nicht wahrſcheinlich, daß ein Parlament 
ſich dazu verſtünde, und ohne Parlament kann Oeſterreich un— 
möglich Anleihen kontrahiren. Niemand würde dem heutigen 
Oeſterreich einen Heller borgen, außer zu Bedingungen, welche 
es nicht annehmen könnte. Die zukünftige Größe Oeſterreichs, 
auf die wir rechnen, muß aus der Regeneration des Landes ſelbſt 
hervorgehen, und um dieſe in's Werk zu ſetzen, wird der Adel 
vielleicht die Stelle eines Hampden übernehmen müſſen. Ein 
Reichsrath iſt zu dieſem Zwecke nutzlos. Wenn Oeſterreich 
einmal eine feſte einheitliche Macht im Innern iſt, ſeine Steuern 
vermindert und ſeine Finanzen geregelt ſind, dann erſt — und 
dazu braucht es eine geraume Zeit — kann es an eine angrei— 
fende Politik denken, und hoffentlich werden bis dorthin die 
materiellen Intereſſen ſo überwiegend ſein, daß man es für 
klüger finden wird, Handelsverträge zu ſchließen, als Kriege zu 
führen. 

Wenn nur unter den vielen ſchweren Prüfungen, welche 
auf dem Weg zur Regeneration nicht ausbleiben können, kein 
feiger Egoismus und keine übelangewandte Härte eine Verſöh— 
nung zwiſchen Fürſten und Unterthanen unmöglich machen! 
Der Herrſcher Frankreichs wäre zum großen Manne geworden, 
wenn er nach dem Orſiniſchen Attentat die Freiheit in Frank— 
reich verkündigt hätte; er zog es vor, die Leute nach Cayenne zu 
ſchicken, und bewies eine niedrige Seele. Was that der große 
Friedrich? Wie man auf der Straße eine Schmähſchrift gegen 
ihn nicht gut leſen konnte, da ſie zu hoch angeſchlagen war, ließ 
er ſie herunterſetzen! Dieß Verfahren bewies Muth und Klug— 
heit. Die Machinationen der Uebelgeſinnten werden auf dieſe 
Art zu Nichten gemacht. Man rechnet auf Härte, welche noch 
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größere Exzeſſe hervorruft; man findet Milde und die Lacher 
bleiben auf Seite des Monarchen. Härte iſt eine würdige 
Tochter der Furcht. Die Furcht macht die Gefahr in der 
Wirklichkeit größer dadurch, daß ſie dieſelbe nur mit Vergröße— 
rungsgläſern anſieht — ſie ergreift Maßregeln, welche gerade 
das Feuer ſchüren, das ſie zu löſchen beabſichtigt. So macht 
8. B. die Furcht aus einem Studentenkrawall eine Revolution, 
erweist den Studenten die unverdiente Ehre, fie für gefähr⸗ 
lch zu halten, und macht ſie dadurch wirklich gefährlich, wäh— 
renddem, wenn man den Krawall en bagatelle behandelt und 
lächerlich macht, er ohne Gefahr vorüber geht, ſich nicht leicht 
wiederholt und keine Erbitterung zurückläßt. Die Polizei und 
nicht das Militär ſollte hier einſchreiten. Der Anblick der 
Waffen allein macht die Leute glauben, daß ſie wichtig ſind, daß 
das Vaterland ſie als Helden betrachtet, und ſolchen Unſinn mehr. 
Die Studenten müſſen natürlich in ihrer Rolle bleiben, und die 
Regierung iſt einfältig genug, ihnen bei dieſem Komödieſpielen 
behülflich zu ſein. Jeder Schuß, der fällt, ſchadet der Regie— 
rung viel mehr, als er nützt, da er die Angſt derſelben bekannt 
macht. Wäre nicht eine feige Furcht vorhanden, würde man 
ganz ruhig einen Volksauflauf geſtatten, der doch, beim eintre— 
tenden Skandal, der Polizei und ſchließlich dem Geſetze anheim⸗ 
fällt. Der Preſtige des Militärs wird durch ſolche unter ſeiner 
| Würde ſtehende Aufgaben geſchwächt, und dem gebildeten Of— 
fizier muß dieſes Waffenhandwerk in der Seele verhaßt fein. 


Es wird wohl nicht als eine Indiscretion angeſehen 
werden, wenn ein Engländer, der mit Herz und Intereſſe 
an Oeſterreich hängt, die Fluth der Broſchüren über Oeſterreichs 
Zuſtände durch ein kleines Exemplar vermehrt. Es mag 
vielleicht intereſſant ſein zu hören, wie er von ſeinem Stand— 
punkte aus die Sachen auffaßt, und es könnte ſich ereignen, 
daß eine ſeiner Ideen Anklang fände. 

Er iſt ſehr liberal und ſehr conſervativ, beides im eng— 
liſchen Sinn. — Er betrachtet Rückſchritt und Still 
ſtand als ſynonym und revolutionär, — Ueberſtürzung, d. h. die 
Annahme von Reformen, welche vorzeitig ſind, deren Bedürf— 
niß nämlich nur in dem Kopfe gewiſſer Theoretiker liegt 
und nicht durch das ganze Volk gedrungen iſt, als demokra— 
tiſches Courmachen und ein ſehr gefährliches Spiel, dagegen 
ein genaues Beobachten der Zeichen der Zeit, und 
ein Gewähren zur rechten Zeit als das einzige Mittel, 
allen revolutionären Tendenzen vorzubeugen. Als liberal 
ſpricht er die größtmögliche Freiheit an, welche mit monarchi— 
ſchen Inſtitutionen vereinbar iſt; daraus folgt, daß er allen 
Extremen abhold iſt, und demokratiſche — auf der 
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einen Seite, ſowie abſolutiſtiſche auf der andern als quaſi 
identiſch anſieht (die einen in der Regel gehen in die anderen 
über) und ſie mißbilligt. Mit dieſer Anſchauungsweiſe kommt 
er nun nach Oeſterreich, und tief betrübt über das was er 
ſieht und hört, erlaubt er ſich, ſeine Eindrücke über den jetzigen 
Zuſtand der Dinge in dem großen Kaiſerſtaate dem Een 
mitzutheilen. 

In erſter Linie kann der Fremde ſich eines unheimlichen 
Eindrucks nicht erwehren, welchen die Aehnlichkeit zwiſchen 
Oeſterreich von jetzt und Frankreich vor 1789 in mancher Be⸗ 
ziehung auf ihn macht, und obſchon bei dem verſchiedenen Cul⸗ 
turzuſtand beider Länder eine Wiederholung der Gräuel der 
Schreckenszeit nicht zu erwarten iſt, befürchtet er doch, daß die 
Dynaſtie eben ſo leicht, ja ſogar noch viel leichter — da man 
das Muſter einer gelungenen That vor Augen hat — Schaden 
nehmen könne. Der ſchreckliche Witzgeier flattert ſchon über 
dem Haupte des Herrſchers, wie es auch in Frankreich die loſen 
Scherze waren, welche den Nimbus der Krone, „the Majesty 
hat doth hedge in a King,“ zerſtörten. 

Außer den Punkten, worin ſich dieſe beiden Länder gleichen, 
welche ſpäter in Betracht kommen werden, gibt es noch ſolche, 
wo Oeſterreich entſchieden im Nachtheile iſt, und der gefähr— 
lichſte von dieſen iſt vor Allem der totale Mangel an Einheits⸗ 
gefühl, welches die Monarchie zuſammen halten ſollte. Iſt es 
nicht genug, um die ſtärkſte Seele zu erſchüttern, wenn man be⸗ 
denkt, daß gegenwärtig eine Provinz ſchon die Huldigung ver— 
ſagt, und eine zweite nur mit einem Faden an der Monarchie 
hängt? Iſt dieſer Faden einmal zerriſſen, löſen ſich alle Bande, 
welche die anderen Provinzen an die Monarchie knüpfen. In 
Frankreich war doch ein allgemeines Gefühl für's Vaterland 
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vorhanden, wenn gleich keine Sympathie mehr für die Dynaſtie 
da war. In Oeſterreich ſcheint leider das Eine und das An— 
dere theils zu ſchwinden, theils ſchon geſchwunden zu ſein. 

Dieſer ſehr bedenkliche Zuſtand, der von Niemanden ge— 
läugnet werden kann, wird aber nur zu oft, ſtatt nach dem That— 
beſtand der Dinge, nach dem Wunſche des Einzelnen beurtheilt. 
Es beruhigt Viele, ſich einzubilden, daß ein Glied vom Körper 
abfallen könne, ohne daß der ganze übrige Körper mit leidet; 
ſie bedenken nicht, daß zwar ein Staat eine gewaltſame Kriſis 
durchmachen, ſich wieder erholen, und noch kräftiger werden 
kann als zuvor, daß aber ein Staat verloren iſt, der zugibt, daß 
ein untergeordneter Theil deſſelben ſich vom ganzen Körper los— 
trenne. Aus dem Geſammtſtaate, welcher durch ſeinen Lander 
complex allein im Stande iſt, Achtung nach Außen zu gebieten, 
könnte im beſten Falle nach Jahren unſeliger Bedrängniſſe ein 
Föderativ⸗Staat gebildet werden, oder aber es werden, was 
wahrſcheinlicher iſt, die verſchiedenen Länder auseinander gehen 
und jedes, je nach ſeiner Lage, Gefahr laufen, von einem Nach- 
bar verſchlungen zu werden. 

Es entſtände aus einer ſolchen Zerſtücklung ein fernerer 
Uebelſtand, der, wie er ſich im Privatleben bei zerrütteten 
Finanzen immer fühlbar macht, um ſo mehr bei dem Staate. 
Eine Herrſchaft, welche große Laſten zu tragen hat, kann ſich 
noch erhalten, ſo lange die Familie beiſammen bleibt; ſcheidet 
aber ein Glied aus derſelben und begehrt ſeinen Pflichttheil, dann 
muß die Herrſchaft verkauft werden. Bei der freiwilligen Los: 
reißung einer Provinz treten aber außer den materiellen noch 
moraliſche Faktoren dazu, welche die Entkräftigung des Ge— 
ſammtſtaates vermehren. 

Eine Losreißung ſetzt eine Mißverwaltung von Seite des 
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Geſammtſtaates voraus. Ohne Hoffnung auf Verbeſſerung ihrer 
Verhältniſſe würde eine Provinz die Vortheile, welche ſie als 
Glied eines Geſammtſtaates genießt, nicht in die Schanze ſchla— 
gen. Wenn alſo ein Gewinn aus ſolcher Losreißung erwächst, 
wäre es den andern Provinzen zu verargen, wenn ſie dem ge— 
lungenen Beiſpiele folgten? Sie müßten es ſogar thun; die 
Laſten, welche früher, ſagen wir, zehn Provinzen zu tragen 
hatten, müßten nunmehr von neun getragen werden. Es iſt klar, 
daß die Laſten, welche zehn kaum erſchwingen konnten, neun 
vollkommen zu Grunde richten würden. Die geringeren Aus⸗ 
gaben nach dem Verluſt einer Provinz ſtünden in keinem Ver⸗ 
hältniß zu den verminderten Einnahmen, ſo wenig wie die Laſten, 
welche die losgetrennte Provinz eee könnte, zur Staats⸗ 
a 

Es wäre denkbar, daß ein Staat materiel gewinnen würde 

durch den Verluſt einer Provinz, bezüglich welcher die Ausgaben 
für ſie die Einnahmen aus ihr überſtiegen. Dann müßte er aber 
ſelber das kranke Glied abſchneiden; ließe er dieſe Operation von 
jeinen eigenen Unterthanen geſchehen, dann iſt der Geſammt⸗ 
ſtaat in ſeinen Grundfeſten erſchüttert. Es muß jedem unpar⸗ 
teiiſchen Beobachter einleuchten, daß die Intereſſen aller Pro⸗ 
vinzen ſich in einem, dem allerwichtigſten, Punkte vereinen, näm⸗ 
lich dem finanziellen, und dieſer Punkt iſt gewiß das goldene 
Schifflein, womit die divergirenden Gefühle jo vieler Nationali⸗ 
täten, wie ſie Oeſterreich aufzuweiſen hat, zu einem e e 
Ganzen ſich verweben laſſen. 

Eben ſo illuſoriſch iſt die Anſicht, daß durch die Losreißung 
einer Provinz, alle übrigen um ſo feſter an der ee hal⸗ 
ten würden. 8 

Auch das Verhältniß des Adels in Frankreich zur dortigen 
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Regierung vor 1789 ift von dem des öſterreichiſchen nicht ver- 
ſchieden. Es iſt bekannt, daß der Adel in Frankreich eine Kaſte 
war und wie er, allen Einfluſſes im Staate beraubt, den Sturz 
deſſelben nur beſchleunigte, anſtatt ihn aufzuhalten, wie es ſeine 
Aufgabe geweſen wäre. Seine Stellung im Lande war eben 
für's Gute Null, für's Böſe mächtig. Und dieſe Stellung ver— 
dankte er der Centraliſation. 

Iſt die Stellung des Adels in Oeſterreich nicht eben ſo 
ſchlimm? Ob die Regierung daran Schuld ſei, oder die kaſten— 
artige Stellung des Adels ſelbſt, oder ob nur die Verhältniſſe 
dieſelbe verurſacht haben — das Faktum iſt, daß der Adel gegen— 
wärtig nicht die Stellung im Lande einnimmt, die er einnehmen 
ſoll. Ziehe man eine Parallele zwiſchen der Stellung des Adels 
in Oeſterreich, einem nichts weniger als freien Lande, und 
der Ariſtokratie in England, einem Lande, welches wegen 
ſeiner großen Freiheit ſogar von oberflächlichen Beobachtern als 
ein republikaniſches angeſehen wird. 

In England wird es ein Jeder als eine Ehre Enten, mit 
einem „Peer“ zu verkehren, oder wenigſtens in gutem Einver— 
ſtändniß mit ihm zuſammen zu wirken. In Oeſterreich hingegen 
läßt es ſich jeder kaiſerliche Beamte, der in der Regel von keiner 
hohen Herkunft iſt, angelegen ſein, ahnenreichen Grundbeſitzern 
die Macht feiner Autorität fühlen zu laſſen. In England be- 
trachtet man einen „Peer“ mit weiten Feldern und großen Mit⸗ 
teln als einen Theil des nationalen Ruhms. Das Volk iſt auf 
die Schlöſſer und deren Parke ſtolz. Die Intelligenz des Landes 
begrüßt mit Jubel einen ariſtokratiſchen Mitarbeiter auf dem 
literariſchen oder wiſſenſchaftlichen Gebiete, und die Gegenwart 
der Ariſtokratie verleiht jedem Volksfeſte erſt die eigentliche 
Weihe; während in Oeſterreich die Regierung es ungern ſieht, 
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wenn der Adel ſich gar zu populär oder überhaupt einflußreich 
machen will. Hier gingen ſeit Jahren alle Beſt rebungen der 
Regierung darauf hin, den Adel von aller Theilnahme an den 
Staatsangelegenheiten zu entfernen, ſo lange derſelbe die 
bureaukratiſche Fahne nicht aufſteckte. Die natürliche Folge von 
dieſer Politik war, daß der Adel fein Anſehen im Lande, ja ſo⸗ 
gar bei ſeinen unmittelbaren Untergebenen, verloren hat. Das 
innige Verhältniß, welches zwiſchen dem Beſitzenden und dem 
Nichtbeſitzenden beſtehen ſollte, und am natürlichſten ſich auf dem 
Lande entwickelt, wo die zwei, ſonſt ſo weit aus einander 
liegenden Stände in ſo nahe Berührung kommen, iſt gewalt⸗ 
ſam geſtört worden. Und doch, wie naturgemäß iſt das gegen- 
ſeitige Bedürfniß, welches die beiden Stände verbindet! Für 
die Hilfe, welche der Beſitzende im Stande iſt, dem Nichtbeſitzen⸗ 
den zu gewähren, wird letzterer gerne bereit ſein, erſterem ſeine 
Achtung zu erweiſen und, wo er kann, ihm zu dienen. Wo dieß, 
nicht der Fall iſt, „iſt etwas faul im Staate Dänemark.“ 

Der Verfaſſer der „bürgerlichen Zuſtände“ ſagt, daß „die 
engliſche Ariſtokratie deßhalb unverwüſtlich ſei, weil ein ſtarker 
Bürgerſtand hinter ihr iſt.““) 5 


*) Wäre nicht eher die Lebensfähigkeit der engliſchen Ariſtokratie dem 
Umſtande zuzuſchreiben, daß dieſelbe ſich aus anderen Ständen rekrutiren 
kann? Daher friſches Blut, andere Intereſſen. Hingegen hat er voll- 
kommen Recht, wenn er ſagt: „Man ſieht daraus, daß es ein Akt der 
Selbſterhaltung für die Ariſtokratie iſt, den in der rauhen Luft dieſer 
Zeit immer reichlicher abwitternden Theilen ihres Standes den Uebertritt 
in die Bürgerſchaft und das Ergreifen einer bürgerlichen Hantierung 
zu vermitteln, und nicht durch Anſprüche und Zugeſtändniſſe ohne Sinn 
und Verſtand die verdorbenen Ariſtokraten für die Reihen des vierten 
Standes ſyſtematiſch zu preſſen.“ | 
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Defterreih hat einen großen Vortheil vor dem dama— 
ligen Frankreich voraus, und dieſes iſt das Landleben des Adels. 
Bis jetzt zum Glück hat es ſich ſo erhalten, und ſo lange 
noch die Jagd beſteht — und die Jagd iſt bei dem Stande unſerer 
Bildung eine politiſche Nothwendigkeit — werden die Verhäaͤltniſſe 
in dieſem Punkte ſich ſchwerlich anders geſtalten. Ein Jeder, 
welcher Partei er auch angehöre, wird zugeben müſſen, daß Alles, 
was die großen Grundbeſitzer an ihre Beſitzungen feſſelt, aus 
ſtaatsökonomiſchen Rückſichten ſorgfältig unterſtützt werden muß. 
Wenn auch das Vermögen während einer Zeit der Stadt zu Gute 
kommt, ſo wird doch der Hauptnutzen deſſelben an dem Orte ver⸗ 
breitet werden, von welchem es ausgeht. Dieß iſt eben ſo billig 
als wünſchenswerth. In dieſer und vielen andern Rückſichten iſt 
aber dieſer unſcheinbare Punkt von der allergrößten Bedeutung, 
ja ein wahres punctum saliens. Die Jagd iſt nicht allein unter⸗ 
haltend und in dieſer Beziehung die Urſache, daß durch Herbei— 
ziehung ferner Gäſte der Grundherr ſein Haus belebt und da— 
durch ſeiner Gegend Nutzen verſchafft, ſondern ſie iſt auch für 
das Land die ſegensreichſte Beſchäftigung der Ariſtokratie. 
Sie bringt den reichen Herrn in tägliche Berührung mit dem 
Nachbar, dem Bauern und dem Armen; ſie gibt ihm Gelegen⸗ 
heit, die Bedürfniſſe des letztern kennen zu lernen, die Wünſche 
deſſelben zu erfahren und für beide zu ſorgen. Durch den Ver⸗ 
kehr mit ſeinen Nachbarn und ſeinen Bauern bildet er ſich poli⸗ 
tiſch aus, bekommt neue Ideen und ſammelt manche Notizen, 
welche er während ſeinem Aufenthalte in der Stadt, wo er mit 
anderen Elementen zu verkehren hat, verarbeitet. Hat er einen 
politiſchen Wirkungskreis oder befaßt er ſich mit der Verwaltung 
des Staates, ſo iſt ein ſolcher Verkehr durchaus e damit er 
nicht einſeitig werde. 
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Damit aber der Adel in dieſe Stellung komme und ſich 
in derſelben nützlich erweiſen könne, iſt es vor Allem noth- 
wendig, ſowohl im Intereſſe des Volkes als des Adels ſelbſt, 
der Geſellſchaft als des Staates, daß er eine Ariſtokratie 
bilde und nicht eine Kaſte bleibt. Eine lebensfähige 
Ariſtokratie muß ihre Wurzeln im Volke, wie das Volk ſeine 
Verzweigungen in der Ariſtokratie haben. Dieſelbe muß volks⸗ 
thümlich werden, wie ſie es unter andern Verhältniſſen ein⸗ 
mal war. Bei der allgemeinen Unſicherheit und dem Man- 
gel an Bildung, welche in früheren Zeiten geherrſcht haben, 
war es eben ſo nöthig, daß der mächtige Ritter vom Volke 
abgeſondert bleibe, als es heute nothwendig iſt, daß der ge— 
bildete Cavalier mit dem Volke verwandt ſei. 

Es würde eben fo viel Unwiſſenheit verrathen, zu behaup- 
ten, daß die Ariſtokratie ſich überlebt habe, als daß die „seizes 
quartiers“ zu einer Ariſtokratie nothwendig ſeien. Was ſich 
natürlich entwickelt, kann ſich nicht überleben; es kann nur die 
Form ändern. 

Eine weitere Frage iſt die kirchliche. In wie fern die Kirche 
auf die franzöſiſche Revolution einen Einfluß ausübte, wollen 
wir dahin geſtellt ſein laſſen, da die Meinungen darüber ver⸗ 
ſchieden find. Direkt förderte fie den Ausbruch derſelben Feines- 
wegs, ſie that aber auch nichts dagegen; ſie handelte ihrer Natur 
gemäß. Die Kirche muß ſtillſtehen, ihre Dogmen find unabän⸗ 
derlich. Wie ſie vor hunderten von Jahren waren, ſo ſind ſie 
heute, und hierin liegt die unermeßliche Kluft zwiſchen Kirche und 

Staat. Der Staat muß, wenn noch ſo langſam, doch vorwärts. 
Die Kirche, wenn ſie vorwärts will, verleugnet ihren Urſprung; 
ihre Satzungen laſſen ſich der Zeit nicht anpaſſen; Zeit und ver⸗ 
änderte Verhältniſſe müſſen von ihr ignorirt werden; ſie müſſen 
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vielmehr ſich nach ihr richten, den Kopf vor ihr beugen. Alles 
in der Welt ändert nach und nach ſeinen Standpunkt, die Kirche 
nicht; fie bleibt mitten im Strom, welcher ſich unaufhaltſam fort⸗ 
bewegt, unverändert ſtehen. Der Vorwurf, den man der Kirche 
manchmal macht, daß ſie ſich nicht in's Mittel legte, um der 
Revolution einen Damm zu ſetzen, iſt unbegründet, ſogar unge— 
recht. Ihrem Weſen nach mußte ſie paſſiv bleiben; ſie gehört 
nicht Einem Herrn und kann deßhalb weder die Initiative er— 
greifen, noch mit voller Hingebung die Intereſſen des Staates, 
in welchem ſie immer ein fremdes Mitglied bleibt, verfechten. 
Im Privatleben zähle man auf ſie, ſo viel man will, im politi— 
ſchen aber verlange man nicht, daß ſie mitwirke. 

Wenn man auch der Meinung iſt, daß durch den Einfluß 
der Kirche der Staat zu erhalten ſei, muß man wenigſtens an— 
nehmen, daß ihre Macht gegenwärtig größer iſt als zur Zeit der 
franzöſiſchen Revolution, wo ſie wie Marius auf den Trümmern 
von Karthago machtlos daſtand. Wenn nicht alle Kennzeichen 
trügen, ſo iſt ihre Macht eher noch geringer, als damals. Ein 
päpſtlicher Bann heutzutage hätte unbedingt weniger Wir— 
kung, als vor 80 Jahren. Der klarſte Beweis des Abnehmens 
der Macht liegt in der vergrößerten Anſtrengung, derſelben Gel— 
tung zu verschaffen. Wäre die Kirche nicht bedroht, jo brauchte 
fie ſich nicht zu wehren; damals ließ fie die Freigeiſterei gewäh⸗ 
ren, nahm ſogar Antheil daran, denn ſie beſaß noch das Gefühl 
ihrer Kraft. Heutzutage muß der Schein * bewahrt 
werden, weil die Kraft ſelbſt fehlt. 

Wenn es hiezu. noch eines ferneren Beweiſes bedürfte, wo 
würde man ihn deutlicher ausgedrückt finden, als in dem ver⸗ 
zweifelten Benehmen der Katholiken beim Erſcheinen einer Pa⸗ 
riſer Broſchüre! Wäre nur noch die Spur von Macht vorhan⸗ 
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den, jo wäre eine Kirche von 200 Millionen Anhängern anders 
aufgetreten und hätte keine Armuthszeugniſſe, in Geſtalt von 
Adreſſen an den heiligen Vater, ausgeſtellt. 

In einer Hinſicht waren die kirchlichen Verhältniſſe in 
Frankreich beſſer als ſie gegenwärtig in Oeſterreich ſind. Es 
herrſchte nämlich dort eine ziemliche Toleranz, wenn auch nicht 
dem Geſetze, doch dem Uſus nach. Die Kirche war indifferent 
und hatte keine bedeutende Stellung.“) In Oeſterreich hingegen 
geht die Toleranz nur ſo weit, als das Konkordat es geſtattet. 
Die Kirche will hier herrſchen, ſtatt, wie dort, ſich mit einer ad 
latus Stellung zu begnügen, und verzehnfacht deßhalb die Ge⸗ 
fahr; ſie beſchleunigt, was ſonſt nach und nach kommen mußte; 
ſie kann nicht aufhalten, da ſie dazu die Macht nicht hat, aber 
ſie vermehrt in hohem Grade die Unzufriedenheit und beſchwert 
den Staat noch damit. 


Mancher läßt ſich hohe Laſten gefallen, wenn er anderer— 
ſeits Entſchädigung findet. Wird er aber dabei noch von einem 
zweiten Staate im Staate ſelber gedrückt, dann geht ihm doch 
die Geduld aus. Dieſer zweite Staat vermehrt die Laſten des 
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*) Obwohl ſich die Kirche gegen die heranrückende Umwälzung zum 
Theil indifferent verhielt, ſo hatte ſie ihr Netz doch um den Monarchen 
geſponnen und er mußte fallen. So iſt es beinahe allen Monarchen von 
Karl L bis auf unſere Zeiten ergangen, welche trachteten, die Kirche zur 
Vormünderin der Welt zu machen. Für den beobachtenden Po⸗ 
litiker iſt hier mehr als Zufall im Spiele. Die Reſignation 
war bei allen ſtark ausgeprägt. Dieß war ein Zug ihres Charakters 
und nicht die Folge ihrer religiöſen Anſchauungen. Dieſer Zug, welcher 
dem Einfluß der Kirche Thor und Thüre öffnete, bedingte die negativen 
Tugenden, welche ſie zum Regieren unfähig machten. 
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erften, ohne ihm jenen Ruhm und jene Stärke zu verleihen, für 
welche er ſich dieſem verſchrieben hat. 

Iſt die Stellung der Kirche in einem Staate allzu mächtig, 
ſo iſt zu befürchten, daß die Stabilität, welche, wie ſchon geſagt, 
auf dem kirchlichen Gebiete am Platz iſt, auch auf's politiſche 
übertragen wird. Die Folge davon iſt ein Zuſtand, welcher dem, 
unter Phyſiologen als Rückbildung bekannt, entſpricht. Alles 
wird ignorirt, was in der Welt ſchon geſchehen iſt, oder von 
einer Seite aufgefaßt, welche allen modernen Ideen Hohn ſpricht. 
Das göttliche Recht der Könige“), wie es zur Zeit von Jakob 
dem Zweiten noch beſtand und welches ihm ſeine Krone koſtete, 
dürfte heutzutage noch Vertreter in Oeſterreich finden, wie es 
überhaupt noch Leute gibt, welche eher jede andere Zeit begrei— 
fen als die ihrige. Wenn man ſich kein Urtheil erlaubt 
unter der Idee, daß dadurch allen Neuerungen Thor 
und Thüre geöffnet werden, hört alle politiſche Bildung 
auf — man wird zum blinden Werkzeug einer dominirenden 
Körperſchaft und dieß legt einer friedlichen Reorganiſation des 
Staates die größten Hinderniſſe in den Weg. 

Obwohl die zerrütteten Finanzen Frankreichs in der folge— 


*) Nicht mit „von Gottes Gnaden“ zu verwechſeln. Es ſcheint heut— 
zutage unglaublich, daß man ſolche Theorieen je hätte aufſtellen können, 
wenn die Verirrungen des menſchlichen Geiſtes nicht längſt bekannt wären. 
So weit ging dieſe Conſequenzwuth damals, daß nicht allein der König, 
ſondern der Privatmann (zum großen Aerger des Königs natürlich) eben⸗ 
falls das göttliche Recht beanſpruchte. Daher der Witz des Wirthes, der 
ein immoraliſches Bierhaus öffnete und einen Schild mit den Worten 
aushing: „Publican by divine right,“ was dem Unſinn die Krone auf- 
ſetzte und, mehr als alle Argumente, die Lächerlichkeit ee, Anmaßun⸗ 
gen in's wahre Licht ſtellte. 
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rechten Begleitung des Creditmangels einen Hauptantheil an 
der Revolution hatten, waren es die Steuern, welche dem Volke 
ſowohl die Augen über die Tragweite der Zerrüttung öffneten, 
als ſie demſelben fühlbar machten, und dadurch die unmittelbare 
Urſache der Revolution wurden. Die Alpe rollte ihre Lawinen 
herab, welche alle menſchliche Wohnungen mit Vernichtung 
bedrohten, und die gewitterſchwere Wolke der Centraliſation 
ließ kleinen Sonnenſtrahl in die beängſtigten Gemüther dringen. 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß es trotz Finanzen, Steuern 
und Creditmangel noch möglich geweſen wäre, ſelbſt noch unter 
Mirabeau, durch Abſchaffung der Bureaukratie, den Staat 
zu erhalten, hätten nur Einheit und Energie nicht gefehlt, wo 
beide am nöthigſten waren. Der Einfluß der Kirche war kein 
hemmender; es fanden ſich Kräfte unter dem Adel, welche den 
Staat hätten retten können, das Bewußtſein der Gefahr 
war vorhanden, aber auch die Centraliſation war da, an 
welcher alle Verſuche zur Errettung des Staates ſcheiterten. 

Iſt, mit Ausnahme der Stellung der Kirche, der gegenwär— 
tige Zuſtand von Oeſterreich nicht akkurat derſelbe? Gibt es 
nun eine Aſſekuranz-Geſellſchaft in der Welt, welche dieſen 
Zuſtand auf ſechs Jahre aſſekuriren wollte? ja ſelbſt auf ein 
Jahr, außer unter ſehr hohen Bedingungen? 

Woher kommt denn dieſer Mangel an Credit? Einfach aus 
dem Syſteme ſelbſt, welches keine Garantie für die Zukunft bie— 
tet und bei Jedem die Vermuthung aufkommen läßt, daß, da 
kein verantwortlicher Miniſter über die Verwendung der Gelder 
Rechenſchaft abzulegen hat, der finanzielle Zuſtand noch ſchlech— 
ter werden dürfte. Wie früher in Frankreich, ſo traut auch hier 
Niemand mehr dem väterlichen bureaukratiſchen Syſteme. 

Wäre die Monarchie ein Gebäude aus Steinen und Mör⸗ 
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tel aufgebaut, fo könnte Jeder ſich überzeugen, ob das Funda⸗ 
ment gut, die Steine richtig zuſammengefügt und das Ganze 
ſolid wäre. Die Monarchie aber hat eine viel edlere und ſubti⸗ 
lere Baſis, ſie beruht auf Ideen, welche auf ihrer Stirn ein 
„Memento Mori“ tragen. Ihre Wandelbarkeit, ihre Vergäng— 
lichkeit ſoll jedem Herrſcher ein warnender Genius fein. In 
Frankreich verſchwand auch die Monarchie. 

Es iſt eine traurige, aber wahre Thatſache, die aus der 
franzöſiſchen Revolution von 1789 zu entnehmen iſt, daß der 
Herrſcher in einem abſoluten Staate ſich nicht wie ein Privat— 
mann einſchränken darf. So lange der Hof ſeinen gewohnten 
Luxus beibehält und ruhig die Schuldenlaſt des Staates ſich 
vermehren läßt, kann derſelbe im alten Geleiſe noch eine Weile 
fortgehen; fängt der Hof aber einmal an ſich einzuſchränken, 
dann wird man erſt des Deficits gewahr, um das ſich bis jetzt 
Niemand gekümmert hat; es ſtocken Handel und Gewerbe, die 
tauſend Arbeiter der Luxus⸗Artikel werden brodlos; das Pro— 
letariat wächst mit Sturmeseile. Wenn nun dieſer Zeitpunkt 
eintritt, dann drohet leider der Sturz der Monarchie. 

Es iſt unendlich ſchwer für einen Monarchen, in einem 
abſoluten Staate zu rechter Zeit das Unabweisliche zu erken— 
nen, da ihn die Preſſe nicht davon in Kenntniß ſetzen darf. 
Es geht ihm, wie es Katharina der Zweiten mit den ruſſiſchen 
Dörfern ging — er ſieht nur die glänzende Seite — die Män- 
gel bleiben ihm verborgen. Deßhalb kann ein Monarch in 
dieſer Lage nur bedauert werden, und man begeht ein großes 
Unrecht, wenn man ihm dieſe Unwiſſenheit zum Vorwurf macht. 
Das Syſtem iſt Schuld, nicht Er, da dieſelbe Unkenntniß der 
Verhältniſſe mehr oder weniger durch alle Zweige der kaiſer⸗ 
lichen Verwaltung geht. Kein Untergebener wird feinem Vor⸗ 


30 


geſetzten etwas Unangenehmes melden wollen, wenn auch nur 
aus dem Grunde, daß ein ſtummer Vorwurf den Berichterſtat⸗ 
ter trifft. Es liegt in ſeinem Departement: warum ließ er 
es ſo weit kommen? Es kann Niemand anders im Staate 
dieſe undankbare Rolle vertreten, als die Preſſe, und dieß nur, 
wenn ſie frei iſt. Lieber gar keine als eine gefeſſelte. Letztere 
kann eine Zeit lang die Gemüther beſchwichtigen; hat aber 
das Vorgefühl einer Gefahr alle Herzen erfaßt, dann erregt 
ſie das größte Mißtrauen, und wenn man die Gebrechen auf— 
zählen wollie, unter welchen Oeſterreich jetzt am meiſten zu 
leiden ſcheint, würde man unbedingt das Mißtrauen obenan 
ſtellen. Weder in der Gegenwart, noch in der Zukunft, nir— 
gends iſt Vertrauen zu erblicken. Es ſcheint, die Regierung 
habe die Abſicht vorwärts zu ſchreiten, allein, wer traut ihr 
durchgreifende Reformen zu? Man frage, wo man will — 
im Handel, in der Oekonomie, in der Kunſt, im Gewerbe, 
ja ſogar in der Kirche und in der Regierung ſelbſt, und nir— 
gends wird man einen Wechſel auf die Zukunft, auch nicht 
auf 6 Monate acceptirt bekommen. Man laſſe aber das Volk, 
welches die Kaſſe füllt, auch die Kaſſe führen — man laſſe 
die Preſſe ſich frei und ungebunden über die Finanzen aus— 
ſprechen, dann wird keine Escamotage auf der einen, oder 
Mangel an Credit auf der andern Seite zu fürchten ſein. 
Oeffentlichkeit in allen Zweigen der Adminiſtration iſt der beſte 
und der einzige Bürge für die gute Verwaltung derſelben — 
ohne dieſe Garantie können 100 Millionen ebenſoleicht ver— 
ſchwinden, wie beim Taſchenſpielen die Dukaten, und wie ſie 
unlängſt wirklich verſchwunden ſind. 

Bis jetzt war nur von vier Hauptfaktoren die Rede, deren 
jeder einzelne zum Sturz einer Monarchie beitragen kann, 
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während alle zuſammen es nicht dahin bringen ohne Beihilfe 
eines Fünften, und dieſer allein, ſo unbedeutend er auch ſchei⸗ 
nen mag, hat eine noch größere Wirkung, als alle übrigen 
zuſammen, da er geiſtiger und nicht materieller Natur iſt. Es 
ſcheint im erſten Augenblick abſurd zu behaupten, daß eine 
Frage, welche den materiellen Wohlſtand des Volkes gar nicht 
beeinträchtigt, einen noch größeren Einfluß auf daſſelbe üben 
ſollte, als ſelbſt die Verminderung der Steuern. Es iſt aber 
buchſtäblich wahr und alle Revolutionen lehren es mit bluti— 
ger Schrift. Ein eingebildetes Uebel drückt uns mehr als ein 
wirkliches; erſterem kann man keine Schranken ſetzen, es wächst 
zum Rieſen an, ohne daß die ruhigſte Vernunft es zu hindern 
vermag; der Umfang des letzteren läßt ſich überſehen, ſeine 
Grenzen ſind ſcharf gezeichnet. Ein Uebel dünkt weniger, 
wenn man das Herz ausſchütten kann, und die Erfahrung 
lehrt uns, daß man die Steuern leichter trägt, wenn man 
wenigſtens das Recht hat, darüber zu ſchimpfen. Der Drang 
ſich auszuſprechen überwiegt jeden materiellen Vortheil. Hierin 
liegt, dem Volke unbewußt, eine viel tiefere Bedeutung als 
nur der Wunſch ſich hören zu laſſen. Es iſt der Weg, auf 
welchem man zur Erkenntniß der Uebelſtände gelangt, das 
Sicherheits-Ventil des Staates. Hätte daſſelbe in den 80ger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts exiſtirt, jo hätte die Geſchichte 
weder den Sturz der franzöſiſchen Monarchie, noch die Gräuel 
der Schreckenszeit zu erzählen gehabt. Eine Reorganiſation 
des Staates hätte ſtattgefunden, eine noch gründlichere Res 
volution als die engliſche von 1688, aber die Monarchie wäre 
gerettet worden. Eine andere, die geiſtige Revolution, war ſchon 
vollendet und der Weg zur politiſchen ſchon durch die Ideen 
der Encyklopädiſten gebahnt. Man ahnte damals nicht, daß 
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der Körper, welcher eines ſolchen Schwunges fähig war, noch 
einen zweiten weitergehenden unternehmen werde; und doch 
mußte es ſo kommen. Der Dampf der Ideen war im Kefjel- 
auf's Höchſte geſpannt. Da das Ventil nicht geöffnet 
wurde, mußte er platzen — da man 100 reden durfte, 
handelte man. | | 
Glaubt man etwa mit Hilfe des Militärs den totalen 
Umſturz der Monarchie zu retten? Auffallender Weiſe iſt bei 
ſolchen Gelegenheiten das Militär nie da, wo man es braucht. 
So war es immer und ſo wird es bleiben. Wenn die Uebel⸗ 
ſtände ſo weit geſtiegen ſind, daß das Leben ſelbſt keinen Reiz 
und wenig Werth mehr hat, empfindet ſie auch der Soldat, 
und der esprit de corps verwandelt ſich in Volks-Geiſt. Der 
Soldat iſt doch ein Kind des Volkes und kann, als ſolches, 
wenn es auf's Aeußerſte ankommt, ſeinen Urſprung nie verläug— 
nen. Wenn die Regierung durch ihre Mißbräuche dem Volke 
ſozuſagen die Waffe in die Hand gibt, dann iſt der Moment 
gekommen, wo der Soldat die ſeine niederlegt. Es wäre mög— 
lich, daß eine Republik ſich in dieſer äußerſten Noth mit Waf⸗ 
fengewalt noch erhalten könnte, da ſie kein Mittel zur Er⸗ 
reichung ihrer Zwecke ſcheut. Der Monarch aber iſt durch 
feine Bildung an eine höhere Auffaſſung der ſozialen Verhält- 
niſſe gewohnt, er bleibt Menſch und Gentleman und würde 
eher ſein Leben opfern, als am Untergang von Tauſenden 
Schuld fein. Die Republik hat nicht dieſe Rückſichten, fie 
bleibt Körperſchaft und ſomit hören bei ihr die Gefühle auf, 
welche den Einzelnen beſeelen. Iſt der Leſer je in der Lage 
geweſen, ein einzelnes Individuum oder eine Körperſchaft um 
eine Gunſt anzugehen, ſo wird er erfahren. haben, wie er in 
einem Falle zwar abgewieſen wurde, aber mit einer gewiſſen 
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Rückſicht und Höflichkeit, im andern aber nur das trockenſte 
Nein erhielt. 

Durch ein freiwilliges Gewähren wurde noch 
nie eine Revolution hervorgebracht, oft aber durch 
ein erzwun genes. Klug iſt der Monarch, der es nie 
zum Verlangen kommen läßt, und eher den Wünſchen 
und Bedürfniſſen zuvorkommt. 

Selbſt die Redefreiheit vermag den Sturz nicht aufzu⸗ 
halten, ſo lange der Upas-Baum der Centraliſation noch lebt, 
da dieſelbe jedes freie Athmen, ſo weit ihre Zweige reichen, 
ſtört. Es iſt überflüſſig den verderblichen Einfluß dieſes Sy— 
ſtems hier zu erörtern, da dieß ſchon ſo oft anderswo ge— 
ſchehen iſt. Es genüge zu erwähnen, wie die Centraliſation 
in Frankreich jede andere Löſung der politiſchen Verwickelung 
unmöglich machte. Um dieſe hervorzurufen war die Bureau— 
kratie allmächtig, aber ganz machtlos um ſie aufzuhalten; ſie 
ging dabei nicht unter, ſonſt wäre die Freiheit entſtanden, ſie 
lebte fort, und Licenz und Cäſarismus waren die Folgen. Nur 
dieſem Elemente haben wir es zu verdanken, daß ſo viel Blut 
floß, und umſonſt. Es war ein Gift, welches alle Keime eines 
edleren Lebens zerſtörte. Die Welt iſt um kein höheres Prin— 
zip, nur um eine hölliſche Brut reicher, aber um Menſchlich— 
keit, Adel der Geſinnungen und alle Religion des Gewiſſens 
und der Gefühle ärmer. Die Bureaukratie iſt um ſo gefähr— 
licher, da ſie keine Monarchie zu ihrer Exiſtenz braucht, ſie 
ſaugt vielmehr das beſte Blut derſelben aus, und lebt fort. 
Nicht nur daß ſie aus Revolutionen Nutzen zieht, ja ſie er— 
zeugt dieſelben, indem ſie durch die Mißbräuche, die ſie einführt, 
durch den Druck ihrer Verwaltung den Umſturz bedingt. Eine 


freie Preſſe allein kann ſie vernichten. 
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Was ſagt der große Dichter Deutſchlands, den man ſogar 
einen Fürſtenknecht nannte: „Eine große Revolution iſt 
nie die Schuld des Volkes, ſon dern der Regierung!“ 
Hierin liegt eine große Wahrheit. Das Volk kann nie aus 
eigenem Antriebe eine Revolution machen wollen, es iſt phy— 
ſiologiſch unmöglich. Das Volk iſt ein Aggregat von Tau— 
ſenden — ehe eine einheitliche Idee durch alle dieſe hetero— 
genen Elemente dringen kann, ſind frühere Einflüſſe nöthig, 
welche dieſes tauſendköpfige Weſen für eine ſolche Idee em— 
pfänglich gemacht haben. Dem einzelnen Menſchen mag wohl 
das Revolutioniren in Sinn kommen, aber ſelbſt ihm nicht 
ohne äußere Anregung, ohne Ausſicht auf Erfolg. Es muß 
"Schon Unzufriedenheit herrſchen, um ihn auf dieſe Idee zu 
bringen — der Boden muß vorbereitet ſein, um die Saat, 
die er ausſtreuen will, zu empfangen, und je nach dem Grade 
der Unzufriedenheit werden die Aufruhrsverſuche geringer oder 
ſtärker, nutzlos oder erfolgreich. Es hängt nicht vom Volke 
ab eine Revolution zu machen; Mißbräuche und Ungerechtig— 
keiten rufen ſie in's Leben. Dieſe Lehre kann nie genug bes 
herzigt werden, von den unterſten Gliedern der Geſellſchaft 
bis zum Oberhaupt des Staates ſelbſt; hier, damit die Ge— 
ſetzgebenden immer eingedenk bleiben, daß von der Gerechtig— 
keit ihrer Geſetze die Erhaltung des Staates abhängt; dort, 
damit das Volk ſich nicht einbilde, daß es, guten Geſetzen 
gegenüber, eine Macht habe; es hat keine und kann nie 
eine haben. — Die Februar-Revolution in Frankreich macht 
hier keine Ausnahme; daß man durch dieß Ereigniß ſo ſehr 
überraſcht wurde, beweist nur, daß man die innern Zuſtände 
jenes Landes nicht genau beobachtet hatte. Wenn man durch 
das Mißlingen des ſogenannten Conſtitutionalismus in Frank⸗ 
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reich allen conftitutionellen Syſtemen einen Vorwurf machen 
will, ſo vergißt man, daß die erſten Bedingungen zu einer 
Conſtitution ſeit dem Jahr 1830 in Frankreich gar nicht vor— 
handen waren. Es beſtand damals eine Centraliſation, und 
es fehlte eine erbliche Pairie: jene einer Conſtitution 
durchaus feindlich, letztere unerläßlich für dieſelbe. Wir ſagen 
nicht, daß eine erbliche Pairie die Monarchie im Februar 
hätte erhalten können, allein wir behaupten, daß wenn die 
Centraliſation nicht der äußere Einfluß geweſen wäre, welcher 
die Gemüther für ſolche Umſturz-Ideen empfänglich gemacht 
hätte, die Revolution nie entſtanden wäre. Auch in Paris 
iſt keine Wirkung ohne Urſache, und obwohl ein kleiner Funke 
in den entzündbaren Pariſer Köpfen genügt um ein großes 
Feuer zu machen, muß doch der Funke vorhanden fein, *) 
Oeſterreichs letzter Feldzug hat einen tiefen Riß in ſeinen 
Panzer gemacht; in Frankreich blieb die Rüſtung ganz bis ſie 
herabfiel. Kein Krieg hatte Frankreichs Blößen ſo offen zur 
Schau geſtellt, als der Verluſt der Lombardei es bei Oeſter— 
reich gethan hat. Liegt nicht in dieſem Verluſt ein Einge— 
ſtändniß der innern - Schwäche und eine Anerkennung 
der Macht der Ideen? Trotz einer Bravour auf dem 
Schlachtfelde, welche ſelten erreicht worden iſt, waren alle 
Anſtrengungen vergebens. Das Syſtem war gewiß dran 
Schuld, und nicht „Zouaves“ und „Canons rayes“; hätte 
ein freier Hauch die herrlichen öſterreichiſchen Schaaren beſeelt, 


*) Es wäre zu einfältig einen Schluß gegen den Conſtitutionalismus 
aus den öſterreichiſchen Ereigniſſen von 1848 zu ziehen, wo keine ver⸗ 
faſſungsmäßige Elemente vorhanden waren, und der Adel das Steuer— 
ruder der Demokratie übergab. Kauonen-Vernunft mußte folgen und 
dieſe verträgt keine Verfaſſung. 
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hätte derſelbe böſe Genius, welcher den Staat verdörrt, nicht 
jedes Gefühl von Selbſtſtändigkeit und Selbſtvertrauen Bureau: 
kratiſirend erſtickt, jo wäre gewiß ein anderes Reſultat zu er⸗ 
warten geweſen. Dem Franzoſen hatte man die Freiheit vor— 
geſpiegelt; er wähnte einen Augenblick frei zu fein und aus— 
erkoren einem unterdrückten Volke die Freiheit zu verkünden, 
deßhalb war ſein Impuls unwiderſtehlich. So lange der große 
Napoleon als Freiheits-Verkünder auf dem Schlachtfelde erſchien, 
ſiegte er; ſobald er Niemanden mehr über ſeinen ſelbſtſüchtigen 
Deſpotismus täuſchen konnte, unterlag er. In den deutſchen 
Freiheitskriegen ſiegten die Oeſterreicher, da auch ſie für eine 
Idee kämpften. In den Freiheitskriegen des Conſulats wurden 
fie beſiegt, da fie ſich nicht pro liberis aris et focis ſchlugen. 
Schlägt ſich der Ruſſe nicht ſo gut wie der Oeſterreicher? aber 
beide ohne „Elan“: es iſt das regelmäßige Athmen einer 
Maſchine, während eine expanſive Individualität dem Fran— 
zoſen einen höhern Aufſchwung gibt. So war es in 1789. 
Den Truppen, welche für die Dynaſtie kämpften, fehlte der 
Geiſt, welcher die aufgeweckte Nation 1 58 und deßhalb 
mußten ſie unterliegen. 

Auf andere weniger bedeutende Berührungs- Punkte 
einzugehen wird es ſich nicht verlohnen. Das Proletariat ſo 
wie der Gewerbe- und Handelsſtand dürfte zu Gunſten Oeſter— 
reichs ausfallen, während der Zuſtand des Volkes im Allge— 
meinen als gleich zu betrachten iſt, da das Volk in beiden 
Ländern ziemlich in gleicher Abhängigkeit und auf derſelben 
Bildungsſtufe ſtand und noch ſteht, was hier wie dort dem 
Einfluß der Kirche zuzuſchreiben iſt. 

Nach obigen Erörterungen wird man wohl zugeben müſſen, 
daß ſich Oeſterreich jetzt beinahe in derſelben Lage befindet, 
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als Frankreich damals, daß die Lage dieſes Landes in einigen 
Punkten ſogar noch drohender iſt; und wenn man bedenkt, 
welchen Impuls die große franzöſiſche Revolution allen ſpätern 
Umwälzungen gegeben hat, wenn man den Verhältniſſen von 
heutzutage, wo die Verkehrsmittel auf einem ganz anderen 
Standpunkte find als damals, Rechnung trägt, muß man ge= 
ſtehen — die Perſönlichkeit der Herrſcher ſelbſt abgerechnet — 
daß die Schilderung der Gefahr noch unter der Wirklich— 
keit bleibt. 

Es entſteht nun die Frage, auf welche Weiſe man der 
drohenden Kriſis zuvorkommen könne. Man hat die Wahl 
zwiſchen zwei Wegen: entweder hält man an der Centraliſation 
feſt, oder aber man geht zum Selfgovernment über. Einen 
Mittelweg gibt es nicht, wenn man eine zeitgemäße und 
dauernde Verfaſſung gründen will. Es wird wohl ſchwerlich 
Jemand, außer ein Angeſtellter — und von dieſen ſogar nur 
wenige — ſich zur erſteren entſchließen; darum muß man „nolens 
volens“ zum zweiten ſeine Zuflucht nehmen. 

Ehe wir aber auf dieſe Frage eingehen, müſſen wir einige 
Bemerkungen vorausſchicken. 

Es iſt in einem jeden Staate immer bedenklich, an alten 
Gebräuchen und Inſtitutionen zu rütteln. Man entſchließt ſich 
nur mit Widerwillen dazu. Man trachtet Reformen auf das 
ſchon Beſtehende zu pfropfen, kurz, man wahrt, wo man kann, 
das hiſtoriſche Recht, nicht etwa, daß man Mißbräuche ſtehen 
läßt, oder gar alte außer Cours geſetzte Inſtitutionen wieder 
in's Leben ruft, nur weil ſie mit dem Staub der Zeit bedeckt 
ſind, ſondern man läßt die Reformen, deren Einführung man 
für nöthig hält, aus den ſchon beſtehenden Inſtitutionen ſozu⸗ 
ſagen herauswachſen, und eine jede Inſtitution, mag ſie an 
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und für ſich noch jo gut fein, iſt als überlebt zu betrachten, 
wenn ſie ſchon einmal da geweſen iſt. Eine alte Inſtitution 
von neuen umgeben, ein altes Faktum mitten unter neuen 
Faktoren bewirken dieſelbe Diſſonanz, wie zwei aus verſchiede— 
nen Tonarten zuſammengeſtellte Akkorde. Die Akkorde ſind 
dieſelben, die Gruppirung iſt aber eine andere. Ein gehar— 
niſchter Ritter hat unbedingt das hiſtoriſche Recht für ſich; 
aber welchen Eindruck würde er machen, wenn er plötzlich mit 
Helm und Panzer mitten unter uns erſchiene? Alles was nicht 
zeitgemäß iſt, ſelbſt die beſten Geſetze, werden zu Mißbräuchen. 
Confeſſionelle Einſchränkungen heutzutage ſind kaum minder 
hinter der Zeit, als es Auto-da-fés vor 100 Jahren geweſen 
wären. 

Ein ähnlicher, oft mißbrauchter Begriff, nämlich die Un— 
antaſtbarkeit des Rechtsbodens, der in der Theorie ſehr ſchön 
iſt und bis auf einen gewiſſen Punkt als ein lebensfähiges 
Prinzip in der Praxis der inneren Politik angeſehen werden 
ſoll, führt zum lächerlichſten Unſinn, ſobald er mit allen ſeinen 
Conſequenzen auf die äußere Politik in Anwendung kommt. 
Jedermann weiß, daß die Politik ein ehrloſes Weib iſt, welches 
ſeine Gunſt nur dem Mächtigen ſpendet, und ſeit Kains Zeiten 
hat nur derjenige vom Rechtsboden geſprochen, dem ohnehin 
aller Boden fehlte. Wenn er nicht ſtark genug iſt, ſich einen 
Boden zu verſchaffen, muß er einen Rechtsboden anſprechen. 
Es iſt aber noch nicht da geweſen, daß ein mächtiger Herrſcher 
je auf einem Rechtsboden fußte. Bekämpfe man ſo viel man 
Luſt hat die Uebertreter des Rechtsbodens, aber über die Ueber⸗ 
tretung ſelbſt jammere man nicht. Man würde an des Ueber— 
treters Stelle ganz daſſelbe thun. Der einzige Rechtsboden in 
der Politik iſt leider der, der behauptet werden kann, und das 


. 


39 


gepriejene Völkerrecht hat ſich in die neumodiſchen Rechte 
der Völker verwandelt; dagegen läßt ſich nicht ſtreiten. 
Auf die innere Politik angewendet, hat der Rechtsboden wenig— 
ſtens eine theoretiſche Bedeutung, wenn ihr wenig praktiſche 
bleibt, da, was vor 40 Jahren Rechtsboden war, gegenwärtig 
vielleicht gar keiner mehr, oder höchſtens ein Unrechtsboden iſt, 
und 40 Jahre ſpäter wird es wieder ſo ſein. In England 
ſind die Katholiken gegenwärtig frei und zu Aemtern wählbar; 
dieß iſt ihr Rechtsboden. Vor 40 Jahren waren ſie es nicht, 
und das war ihr Rechtsboden. Seit Hunderten von Jahren 
beſtand die ruſſiſche Leibeigenſchaft auf dem ſogenannten Rechts— 
boden. Wer wollte läugnen, daß die Aufhebung derſelben nicht 
ebenfalls auf dem Rechtsboden beruhe? Nur das Zeitge— 
mäße darf als Baſis des Rechts gelten. Oeſterreich 
erkannte dieſes Prinzip in Galizien in 1845 an und verſtopfte 
dem ſchreienden Kinde für alle Zeiten den Mund. England 
hat in dieſer Hinſicht nicht verſäumt der Welt zu zeigen, daß 
es großjährig war. Frankreich, während ſo vielen Jahren, war 
der Mevphiſto alles Rechtsbodens. Rußland hat ſich der älteren 
Brüder würdig gezeigt — dem verläugnenden Prinzipe nach 
handelten alle ſo lange ſie mächtig waren, aber im Moment 
der Schwäche faßten alle eine gewaltige Neigung zum Rechts: 
boden. 

Die Betrachtung der Gefahr vom verkehrten Ende des 
Tubus, oder der ſüße Traum, daß dieſelbe ſchon da geweſen iſt, 
ſich noch wiederholen könne, und daß dennoch Oeſterreich feſt 
ſtehen bleibe, ſind beides gefährliche Illuſionen. Letztere An⸗ 
ſchauung hat freilich die Bequemlichkeit für ſich, da ſie alle wei⸗ 
teren Unterſuchungen erſpart. Aber ſie iſt auch gefährlich, denn 
fie lullt denjenigen, der ſich ihr hingibt, in eine falſche Sicher: 
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heit ein. Wo der Staat in Gefahr ift, genügen oberflächliche 
Betrachtungen nicht mehr, und will man eine Parallele zwiſchen 
zwei Perioden in der Geſchichte ziehen, muß man zu den vor⸗ 
handenen Faktoren die ganz anderen Gefühle, Anſchauungen 

und Erfahrungen, welche andere Zeiten mit ſich führen, in An⸗ 
ſchlag bringen, ſonſt iſt der Schluß falſch. 

Alle Theoretiker behaupten, daß eine bedeutende Vorbil⸗ 
dung im Volke vorhanden ſein muß, um das Syſtem des 
Selfgovernments mit Erfolg einführen zu können. Wie 
könnte es denn je eingeführt werden, da dieſe Bildung nur 
durch die Praxis ſelbſt erworben werden kann? Selfgovern⸗ 
ment kann nur durch die Ausübung gelernt werden. Eine 
theoretiſche Kenntniß des Syſtems iſt nur das Abc der Kunſt. 
In hundert Jahren wird der Anfang dieſelben Schwierigkeiten 
bieten wie heute. Je länger ſogar die Bevormundung dauert, 
um ſo ſchwieriger iſt es, das Selbſtvertrauen zu erlangen, auf 
welches das Syſtem gegründet iſt. So lange Alles für uns ge⸗ 
than wird, überlaſſen wir das Handeln Anderen. 

Ja es liegt ein noch größerer Irrthum in der Behauptung, 
als man Anfangs glaubt; das Volk (im engeren Sinn des 
Worts) regiert ſich ſelbſt doch nicht; es wählt nur diejenigen, 
welche ſeine Intereſſen wahren ſollen, und dieſe ſind, ſowohl in 
legislativer als adminiſtrativer Beziehung, mehr oder weniger 
gebildet. Alles was durch die Theorie zu erlernen iſt, kennen 
ſie ſchon; ſie müſſen das ſelbſtſtändige Gehen und Handeln 
durch die Praxis lernen. 

Daß die neue Maſchine gerade auf einmal ſo ruhig fort— 
arbeiten würde, wie eine ſchon erprobte, iſt nicht zu vermuthen. 
Sollten eben im Anfang einige Stockungen vorkommen, ſo 
hätten ſie doch keinen weiteren Einfluß auf den Erfolg des 
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Syſtems, da es zu ſehr im Intereſſe des Volkes liegt, durch 
Erhaltung des neuen das Wiederaufkommen des alten zu ver⸗ 
hindern. Die Erinnerung, die ſich daran knüpft, iſt die beſte 
Garantie für die Zukunft. Dieſes Faktum könnte wohl die⸗ 
jenigen beruhigen, welche fürchten, daß durch die Einführung 
einer freien Verfaſſung und das Poſtulat dazu, die Abſchaf— 
fung einer geheimen Polizei, Niemand mehr im Lande ſicher 
wäre. Wenn dieß noch nicht genügt, ſo fügen wir hinzu, daß 
wir weder die Armee noch die Stadt- und Land-Polizei um 
einen Mann vermindern möchten, ſo lange wenigſtens das neue 
Syſtem noch nicht eingebürgert iſt. Wenn es ſich conſolidirt 
haben wird und das Parlament zur Anſicht gelangt, daß eine Ver- 
minderung derſelben an der Zeit wäre, ſo kann dieß immer noch 
geſchehen. Vor der Hand wollen wir in keiner Weiſe die 
Bande lockern, welche den Staat zuſammen halten, und kön⸗ 
nen daher dieſe Aengſtlichkeit nicht billigen. Wir läugnen 
weder den Werth des Militärs noch den der Polizei, um die 
Ordnung im Lande aufrecht zu erhalten, beſtreiten aber ihre 
Macht, den Ausbruch einer Revolution zu verhindern. Darum 
iſt es unſere feſte Ueberzeugung, daß in der Einführung einer 
freien Verfaſſung die größte Sicherheit liegt, indem dadurch 
jede Gefahr einer Revolution beſeitigt wird. Aber auch 
dieſe Maßregel wird nutzlos, wenn ſie nicht früh— 
zeitig genug getroffen wird. 

Inwiefern könnte die vorgeſchlagene Maßregel die Ruhe 
des Staates gefährden? Durch die Wahlen, worüber wir 
ſpäter zu ſprechen haben, und durch die freie Preſſe. Nach 
unſerer Auffaſſung iſt eine wirklich freie Preſſe ein großes 
Element zur Erhaltung der Ordnung, weil dadurch Fragen 
durch ihre Vermittlung vorher abgehandelt werden, welche 
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ſonſt die Keime der Gefahr für die Ruhe des Staats in ſich 
trügen. Geben wir aber zu, des Arguments wegen, daß 
die Preſſe wirklich gefährlich iſt, ſo entgegnen wir, daß alle 
Mittel zur Sicherheit des Staates doch noch vorhanden ſind, 
wie vorher, und daß nebſtbei die Preſſe unter den Geſetzen 
ſteht, trotzdem daß ſie von allen Verwarnungen frei iſt. 
So groß die Macht der freien Preſſe zu ſein ſcheint, 
und ſo groß dieſe in der That auch iſt, kann ſie nie größer 
ſein als die Inſpiration, welche fie beſeelt, es geſtattet. Sie 
iſt nur wirklich groß, ſo lange ſie ihre Mandate nicht über— 
ſchreitet; ſie verſchwindet, wenn ſie darüber geht oder darunter 
bleibt. Die Preſſe ſelbſt hört dann eigentlich auf zu ſein, da 
ſie eine zu ſchlechte merkantile Spekulation abgeben würde. 
Alſo kommt, außer den Feſſeln, welche der Staat um die 
Preſſe ſchlägt, eine noch viel mächtigere, die der öffent— 
lichen Meinung, hinzu, nach der ſie ſich richten muß. 
Wie die öffentliche Meinung gebildet wird iſt gleichgültig. 
Dadurch wird ihre Macht nicht kleiner, daß die Anſichten über 
ihre Entſtehung verſchieden ſind: der Einzelne, der ſeine Zeit 
nicht begreift, kann ihre Herrſcherrechte in Abrede ſtellen, aber 
dadurch wird ihr Anſehen nicht vermindert. Die öffentliche 
Meinung mag ſich in der Stille entwickeln und mit geräufch- 
loſem, unbemerktem Schritt die Fäden überall gelegt haben, 
die zu ziehen ſie den rechten Augenblick abwartet, ſie mag 
die Retina des Auges ſein, welche die Bilder von allen Seiten 
aufnimmt und wiederſpiegelt, ſie mag ihre Eingebungen der 
Preſſe verleihen oder ſie von derſelben erhalten, ſie iſt doch 
ſtets als der Ausdruck des ganzen Volkes zu betrachten, und 
wenn irgend eine Inſtitution auf der Erde ſich anmaßen darf 
unfehlbar zu fein, jo iſt es diejenige, welche, durch die Stim⸗ 
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erhoben wurde. 

Wenn auch die p ppaſateon des Staates hie und da 
Schwierigkeiten verurſacht, ſo iſt es doch möglich, dieſelben zu 
beſeitigen. Die Erhaltung des Status quo iſt aber 
unmöglich. Iſt man davon noch nicht überzeugt, herrſchen 
aber doch Zweifel über deſſen Fortbeſtand im hohen Rathe, 
ſo iſt es die Schuldigkeit des Monarchen, ſolchem Zweifel ein 
Ende zu machen, indem er entſchieden einen andern Weg ein— 
ſchlägt. Gleichviel auf welche Koſten muß die Monarchie, ſo— 
wie ſie im geringſten wankt, ſich zu conſolidiren trachten. Ihre 
eigene Exiſtenz gebietet dieß. Eine einzige große Fabrik, welche 
in's Stocken geräth und dadurch Hunderte von Arbeitern brod— 
los macht, iſt im Stande ihren Wellenſchlag von einem Ende 
der Monarchie zum anderen fortzupflanzen, ſo innig ſind alle 
Verhältniſſe untereinander verflochten. Zehn ſolche Stöße, 
und eine Monarchie, deren Beſtand früher zweifelhaft war, 
fällt zuſammen. So ging es mit der franzöſiſchen Monarchie.“ 
Das Proletariat nahm überhand, und für leere Magen iſt 
die Wahl zwiſchen Hunger- und Bajonetten-Tod nicht 
ſchwer. 

Eine magnetiſche Kraft verbindet Herrſcher und Unter— 
thanen. Die Unentſchloſſenheit, welche beim Monarchen nur 
in statu nascente vorhanden iſt, erſcheint dem Volke ſchon als 
fertiger Stoff. Dieſe moraliſchen Wehen ſind die allerem— 
pfindlichſten für ein Volk, daſſelbe wittert Gefahr überall. Die- 
ſer Zuſtand drückt auf das Gemüth ſo ſehr, daß, geſellen ſich 
noch Familien-Ereigniſſe trauriger Art dazu, man nicht mehr 
im Stande iſt, gegen dieſelbe zu kämpfen. Man hat nirgends 
einen Anker, um ſich daran feſtzuhalten, und fo, nach der In⸗ 
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dividualität des Menſchen, wird das Revolutioniren oder das 
trübſelige Verzweifeln jedes Gemüth erfaſſen. 

Iſt einmal ein Staat in dieſer Lage und dadurch nicht 
mehr der gefürchtete Nachbar anderer kaum freieren Staaten, 
welche Sympathieen würde er durch das Einſchlagen einer 
neuen Bahn bei denſelben erwecken! Je unpopulärer er früher 
war, um ſo populärer würde er jetzt werden, und die dick— 
thuende Halbblut-Freiheit des Nachbars würde der ächten Frei— 
heit des neu erwachenden Vollbluts friſchen Glanz verleihen, 
und dieß um ſo mehr, wenn es auf conſervative Weiſe ge— 
ſchähe. Es iſt aber hier nicht jener Conſervatismus gemeint, 
welcher durch ein ängſtliches Regieren, eine miſerable ſich 
in die Bruſt werfende Impotenz und ein Verläugnen aller 
Verſprechungen ſich kund gibt. Der ächte Conſervatismus ge— 
ſteht offen, daß ſein Gang ein Schneckengang iſt, aber doch 
eine Bewegung vorwärts — dieß wäre ſein Charakter unter 
normalen Verhältniſſen. Wenn aber ein raſches und energi— 
ſches Fortſchreiten nöthig iſt, kann der Conſervatismus 
auch dieß thun, ohne ſeinen Charakter zu verläugnen, 
im Falle nämlich die Erhaltung des Staates ſolche Maß— 
regeln erforderte. Solche Sprünge gehen wohl nicht leicht 
in den Kopf eines Conſequenz-Mannes, der in einer ihm 
vorgeſchriebenen Bahn bleiben muß; dem vielſeitig gebildeten 
Politiker aber ſind ſie ganz verſtändlich. 

Wenn es nur keine einfarbigen politiſchen Blätter gäbe! 
Sie ſind der Ruin aller politiſchen Bildung. 

Die Preſſe ſollte heutzutage eine förmliche Schule bil— 
den, wo Alles, was in's menſchliche Leben greift, belehrend 
erörtert wird; ſie rückt tagtäglich Fragen vor den Geiſt, die ſonſt 
nur in der wiſſenſchaftlichen und gelehrten Stube Eingang 
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finden, und ſollte als Muſter des Styls und der Gedanken— 
ſchärfe gelten. 

Wenn dieß irgendwo in ziemlicher Vollkommenheit zu 
finden iſt, ſo iſt es bei der engliſchen Times, wo keine Partei 
direkt vertreten wird, wo nicht allein die höheren politiſchen 
Fragen mit dem größten Scharfſinn und praktiſchen Verſtand 
behandelt werden, ſondern alle Saiten des menſchlichen Wiſſens, 
in eine klaſſiſche Sprache gekleidet und von gediegener klaſſi— 
ſcher Bildung begleitet, ihre Klänge ertönen laſſen. Es iſt wahr, 
daß ganz andere Kräfte zu einer ſolchen Arbeit erforderlich ſind, 
als bei einer engen Partei-Vertretung und einer kleinlichen Auf— 
faſſung menſchlicher Dinge; hingegen iſt der Abſatz einer ſolchen 
Zeitung ein belohnender, worauf es doch hauptſächlich ankommt. 
Darf man dazu leider jagen? oberflächlich betrachtet, un be— 
dingt. Nimmt man aber an, daß die Preſſe nur der Spiegel 
der öffentlichen Meinung iſt, ſo muß man es ganz gerechtfertigt 
finden, daß der gute Spiegel, der nämlich, der die ihm aufge— 
tragenen Eindrücke treu wiedergibt, den höchſten Preis verdient. 

Es iſt wahr, daß die Verdummungs-Schule eines ein— 
farbigen Blattes eine höchſt bequeme für den Redakteur iſt, indem 
er ſeine Intelligenz nicht ſehr anzuſtrengen braucht. Für man— 
chen Leſer iſt die Einrichtung nicht minder bequem, wo ein 
apodiktiſcher Weisheits-Schauer ihn täglich überſchüttet, ohne 
daß er einer geiſtigen Anſtrengung bedarf. An dieſem Einzelnen 
war vielleicht ohnehin nichts zu verderben, verhundertfacht ſich 
aber dieſer Einzelne, dann wird ein Publikum daraus, das 
geiſtig unter dieſem sic volo sic jubeo Regime bedeutend 
leidet.) Statt aus gebildet wird es nur verbildet. 


*) Wenn dem Lejer die Ausfälle von Monſ. Veuillot im Univers erinnerlich 
ſind, wird er den Autoritätston, wovon hier die Rede iſt, zu würdigen wiſſen. 
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Wie iſt es möglich, daß man da, wo nur eine Richtung 
vertreten wird, die verſchiedenen Standpunkte aller Parteien 
kennen lernt, und ohne die zu kennen, wie kann man die Ein— 
würfe der Gegner widerlegen? Man würde dem Jäger 
gleichen, der ſein mit groben Poſten ſchon geladenes Gewehr 
auf ein unerwartetes Rebhuhn abfeuert: er ſchießt wohl, aber 
trifft nicht. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß wenn man täglich 
durch die Brille eines einſeitigen Redakteurs ſchaut, man unwill— 
kürlich die Sachen ſehen muß, wie er. Nach und nach ſinkt das 
Auffaſſungs-Vermögen des Leſers zu dem des Redakteurs herab. 
Von einem ſelbſtſtändigen Urtheil kann keine Rede mehr ſein. 
Die Bildung, die man täglich ſo gemüthlich eingeſchlürft hat, 
reicht nur bis auf einen gewiſſen Punkt. Jenſeits dieſes Punktes 
aber iſt das Terrain völlig unbekannt. Man iſt meiſterhaft 
eingeſchult für den kleinen Parteikampf, aber hülflos auf dem 
großen Schlachtfelde der politiſchen Arena. 

Wir ſehen ſchon angehende Politiker über die Idee einer 
politiſchen Bildung ohne Parteien die Naſe rümpfen und be— 
eilen uns, zu erklären, daß wir Parteien für ebenſo nothwendig 
in einem freien Staate halten, als irgend wer. Wir gehen 
vielleicht noch weiter in unſerer Partei-Nothwendigkeits— 
Auffaſſung, da wir es jeder Partei als ihr unverbrüchliches 
Recht anſehen, ihre Anſichten, mögen ſie noch ſo unſinnig und 
anſcheinend gefährlich fein, die Sittlichkeit abgerechnet, rückſichts— 
los geltend zu machen und die Anſichten der Gegner ebenſo 
rückſichtslos zu bekämpfen. Nur durch dieſen Kampf kommt 
man zur Erkenntniß der Wahrheit, nur durch das Ventiliren 
der Fragen kann die Spreu von den Körnern abgeſondert 
werden, nur durch Parteigefühle wird das politiſche Leben wach 
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und kräftig erhalten. Dieß iſt aber etwas, was man ausübt 
und nicht lernt; durch Waffenübungen wird man ſtark und nicht 
durch theoretiſche Einſchulungen. Wer würde ſich z. B. durch 
eine Kölniſche oder eine Kreuz-Zeitung zum Staatsmann aus— 
bilden wollen? und doch müßte man es nach dieſem Prinzip 
thun, wenn man conſequent ſein wollte. Würde man ſich nicht 
beſſer des Studiums der Meiſterwerke im politiſchen Fache be— 
fleißen? wer wird die Struktur eines Elephanten an einer Maus 
ſtudiren? wer die größten Staatsfragen an den Winkelzügen 
eines elenden Blattes! 

Wir wollen nicht behaupten, daß Zeitungs-Blätter keine 
Färbung haben dürfen, weit entfernt davon. Sobald aber die 
Färbung auf untergeordnete Fragen übergeht, iſt ſie verwerf— 
lich, weil dadurch alle Individualität verloren geht. Dieſe 
große Tugend kann man einem großen Intereſſe opfern, nie 
aber einem kleinlichen. Eine Maßregel zu unterſtützen oder zu 
verwerfen, nur weil ſie von Freund oder Feind kommt, mag 
eines Lord John Ruſſell würdig ſein, kann aber nie als ſtaats— 
männiſch betrachtet werden. 

Die Frage des Selfgovernments iſt vielfach aufgeſtellt 
worden, aber nirgends, ſo viel wir wiſſen, mit einer genauen 
Kenntniß der Sache, da man allgemein zu glauben ſcheint, daß 
es pillenweiſe für gewiſſe Uebel verordnet werden kann. Self— 
government iſt nicht wie die Pyramide von Cheops eine 
allein ſtehende Thatſache, es iſt nur ein Glied in der Kette, 
nur ein Theil einer freien Verfaſſung. Um adminiſtrativ ge— 
braucht werden zu können, muß es legislativ ſchon beſtehen. 
Eine Autonomie nach unten und eine Autokratie nach oben 
ſind undenkbar. 5 | 

Selfgovernment ſetzt eine freie Preſſe voraus. All— 
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fällige Ungerechtigkeiten, welche in der Ausübung deſſelben vor: 
kommen, müßten ebenſo wie deren Rechtfertigung auf dieſe Art 
zur allgemeinen Kenntniß gelangen. Die beſte Regierung muß 
ausarten, ſobald ſie ſich ſelbſt überlaſſen bleibt, ſie bedarf 
daher eines Sporns, und der iſt eine freie Preſſe, ohne welche 
ſelbſt die beſten Geſetze zum Wohl des Landes einſchlummern. 
Daß die Geſetze allein ohne dieſe Ueberwachung nicht vermögen 
den Staat zu erhalten, beweist der gegenwärtige Stand der 
Dinge, wo es wahrlich an Geſetzen nicht fehlt. 

Um das Syſtem des Selfgovernment noch verſtändlicher 
zu machen, führen wir den Grundſatz an, welcher in England, 
wo das Selfgovernment zu Hauſe iſt, der ganzen Sache zu 
Grunde liegt: dort ſorgt die Regierung für Nieman— 
den, Jeder muß für ſich ſelbſt ſorgen. Der deutlichſte Beweis 
dafür war das, ohne obige Erklärung unbegreifliche, Verhal— 
ten der engliſchen Regierung bei dem Betragen eines rohen 
Pöbels gegen den Feldmarſchall Haynau. Um Satisfaction 
für dieſe barbariſche Inſulte zu erlangen, war das Verfahren 
— und notabene das einzige — daß der Feldmarſchall ſelbſt 
als Kläger auftreten mußte, da die Regierung ſelbſt keine 
Schritte thun konnte! Die engliſche Regierung hütet ſich ihr 
Anſehen durch zu viel Regieren zu vermindern. 

Selfgovernment ſetzt ferner noch eine unbetitelte Ariſto— 
kratie, die engliſche „Gentry“ voraus, ohne welche alle Ver— 
ſuche, dieß Syſtem einzuführen, vergeblich werden. In Oeſter— 
reich fehlt dieſer Stand; er muß geſchaffen werden: die Elemente 
dazu ſind ſchon vorhanden, ein zahlreicher, mehr oder weniger 
vermögender Adel. Ehe man alſo das Selfgovernment ein— 
führt, müßten die jüngeren Söhne des Adels zu „Gentry“ 
gezählt werden. Dieſe Herren ſammt den Gutsbeſitzern, ein- 
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flußreichen Induſtriellen, Offizieren ꝛc., kurz Jeder, der durch 
ſeine Poſition im Lande, fein Vermögen und feine Bildung 
ein Amt mit Würde bekleiden kann, beſorgen in den Provinzen, 
wo ſie zu Hauſe ſind, die Adminiſtration ohne Beſoldung. 
Der Gouverneur eines jeden Kreiſes, vom Miniſterium vor— 
geſchlagen, vom Staatsoberhaupt genehmigt, wird die verſchie— 
denen Friedensrichter in ſeinem Kreiſe ernennen, welche dazu 
die nöthige Qualification beſitzen müſſen. Es dürfte nämlich 
nur derjenige ſolche bekleiden, welcher im Lande Anſehen ge— 
nießt. Die Anforderungen können nicht leicht zu hoch geſtellt 
werden, da es vor Allem nöthig iſt, Leute für dieſe Aemter 
zu finden, welche durch ihr Vermögen über jede Beſtechlich— 
keit weg find. “ ! 

Das Ideal eines ſolchen Friedensrichters wäre ein ver— 
mögender und gebildeter Grundbeſitzer, mit praktiſchem Ver— 
ſtand verſehen, der in der Regel auf ſeinem Beſitz lebt und 
ſeine Gegend, ſowie deren verſchiedene Verhältniſſe genau 
kennt. Eine oberflächliche Kenntniß der Landesgeſetze könnte 
ihm nicht ſchaden. 

Das Gegentheil bietet uns ein Juriſt, der ſich in einer 
Gegend niederläßt, zum Friedensrichter ernannt wird, und ſehr 
viel Verſtand außer dem praktiſchen beſitzen mag. Wenige 
Jahre genügen ihm, um die ganze Gegend zu entzweien. 
Niemand kann von ihm Recht bekommen, weil er zu ſehr an 
dem Geſetze klebt und deßhalb kein ſelbſtſtändiges Urtheil hat. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß in beiden Fällen nur von 
den Extremen die Rede iſt. Es gibt Gutsbeſitzer, die leider 


*) Der Majoratsadel (Peers) bekleidet die Friedensrichter⸗Stellen fo 


gut wie die Gentry. 
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weit vom Ideale abweichen, ebenſo wie es Juriſten gibt, 
welche für ihre Gegend ein wahrer Segen ſind. 

Theoretiſch mag dieß Syſtem voller Fehler ſein, aber 
praktiſch arbeitet es gut, wie die Engländer ſich aus— 
drücken. Die Vormittage werden dieſen adminiſtrativen Ge⸗ 
ſchäften gewidmet. Es vergehen aber Tage und Tage, wo 
nichts derlei vorkommt. Die Klagenden werden vorgelaſſen, 
verhört und eine Entſcheidung getroffen, aber von einer Ma⸗ 
ſchinerie von Protokolliſten und Schreibern iſt keine Rede; 
der Friedensrichter ganz allein fertigt alles ab. 7 er abwe⸗ 
ſend, ſo geht man zum Nachbar. 

Die Stellung, die ein ſolcher Magiſtrat einnimmt, erſetzt 
ihm einigermaßen die Zeit, die Plage und die Unkoſten, welche 
ſie ihm verurſacht. 

Es wäre hier am Platz, noch einige Bemerkungen über 
den Adel und die unbetitelte Ariſtokratie zu machen, die nöthig 
ſind, um die Stellung richtig zu beurtheilen, welche beiden 
Ständen im Staate zukommt. | 

Es wird dem Adel meiſtens vorgeworfen, daß er gegen 
alle Fortſchritte, daß er der wahre Hemmſchuh im Staate 
ſei ꝛc. Dieß mag wahr fein, fo lange der Adel eine Kaſte 
bleibt, ſonſt aber iſt es falſch. Daß die Ariſtokratie ein con⸗ 
ſervatives Element im Staate iſt, iſt unläugbar; aber eben 
ſo evident, daß ſie eine mächtige Stütze der Freiheit iſt; das 
Blut eines Ruſſell that mehr zur Erhaltung der engliſchen 
Freiheit, als alle Pöbelaufruhre, und es waren die Barone 
unter König Johann, welche die Magna Charta erzwangen. 
Der Tod Egmonts war der Freibrief für die Niederlande. 
Solche Vorwürfe können dem Neide entſpringen „der DE 
ſtand wird fie aber nie machen. 
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Es liegt in der Natur der Sache, daß der Ariftofratie 
die Freiheit am Herzen liegen muß, da ihr alles an der Er— 
haltung des Staates liegt, und ohne Freiheit iſt kein Staat 
von Dauer. Die Ariſtokratie muß ihren Antheil an der Ge— 
ſetzgebung haben, da ſie ſo große Intereſſen hat, welche die— 
ſelbe wahren muß. Ohne dieſen Antheil ſind ihre Beſitzthü— 
mer nicht garantirt. Sie muß auch eine freie Verfaſſung wün⸗ 
ſchen, da eine Verfaſſung, welche nur die Intereſſen ihres 
Standes vertritt, dieſelbe nothwendigerweiſe in die Stellung 
einer Kaſte zurückführen müßte, die dem Neide aller anderen 
Stände ausgeſetzt iſt, allen volksthümlichen Intereſſen fremd 
bleibt und nur auf ſich ſelbſt zu ihrer Vertheidigung ange⸗ 
wieſen iſt. Durch eine nicht kaſtenartige Stellung aber reichen 
die Wurzeln der Ariſtokratie auch in die anderen Stände hin— 
über, und ſie kann ſomit deren Schutz und Sympathie bean— 
ſpruchen. | | 

Der geringe Einfluß, den die Bureaufratie dem Adel 
gelaſſen hat, iſt demſelben durch die Kirche völlig entzogen 
worden. Die Geiſtlichkeit muß ihre Stütze im eigentlichen 
Volke haben, aus dem ſie hervorgeht, und iſt auch durch ihre 
geringe Beſoldung auf die Lebensweiſe dieſer Klaſſe angewie— 
ſen. Mit einem ſolchen Rival in der Volksgunſt kann der 
Adel unmöglich concurriren. Da ihm alſo dieſe natürliche 
Stütze fehlt, lehnt er ſich an eine fremde an, die ihm ſchmeichelt 
und vor ihm kriecht, die aber nie dieſe Volksgunſt aufheben 
wird oder ſie mit dem Adel theilen kann, weil ſie ihr allein 
den Einfluß im Lande ſichert. Es iſt Mode geworden, alle 
Schuld auf die Bureaukratie zu werfen. Wenn der Adel ſich 
die Mühe gäbe, die Sache näher zu unterſuchen, dürfte er 
finden, daß feine Stellung im Lande hauptſächlich der Cen— 
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traliſation zuzuſchreiben iſt; daß aber der geringe Anhang, 
den er im Volke ſelbſt hat, viel eher dem Einfluß der Geiſt⸗ 
lichkeit, theilweiſe auch ihm ſelber vorzuwerfen iſt. 

Die Intereſſen des Adels ſind nicht temporär, ſie erſtrecken 
ſich über Jahrhunderte. Wenn irgend Einer im Staate „eine 
Frage frei hat an das Schickſal“, und wenn irgend Jemand 
ein großes Wort bei der Geſetzgebung mitzureden hat, iſt es 
der große Grundbeſitzer. Ihm muß natürlich mehr an der Er⸗ 
haltung der Verfaſſung liegen, welche ihm ſein Beſitzthum 
ſichert, als dem, der wenig oder nichts zu verlieren hat. Die⸗ 
ſer hat eben ſo viel Recht auf ſeine perſönliche Freiheit wie 
jener, iſt aber nicht durch ſeine Stellung verpflich— 
tet imallgemeinen Intereſſe zu handeln. 

Aus dieſen Rückſichten müſſen diejenigen, welche einen 
permanenten Beſitz haben und denſelben ungeſchmälert auf ihre 
Kinder und Enkel vererben wollen, das conſervative Element 
in einer freien Verfaſſung bilden. Sie wollen fortſchrei— 
ten, aber nicht üb Fe und deßhalb werden ſie oft 
unbillig beurtheilt. 

Die unbetitelte Ariſtokratie iſt eigentlich noch conjervati- 
ver als der Adel; theils durch ihre geringere Bildung, weil 
ſo mancher Gutsbeſitzer, der in entfernteren Provinzen lebt, 
nicht die Gelegenheit hat, feine Vorurtheile und Einſeitigkei⸗ 
ten durch den Umgang mit höher Gebildeten in der großen 
Welt abzuſchleifen; theils durch die Natur ihrer Hauptbeſchaͤf⸗ 
tigung, die ſie quaſi an die Scholle bindet und ihren Ideen— 
kreis dadurch beſchränkt. Aus demſelben Grunde iſt der Bauern⸗ 
ſtand in der Regel ein conſervativer; nur auf Einzelne hat 
der Aufwühler Einfluß; der Stand ſelbſt bleibt demſelben 
unzugänglich. Sie kann auch zum Theile, wie einzelne Mit⸗ 
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glieder des Adels, die ſehr für ſich leben, in den Fehler ver: 
fallen, reaktionär und ſomit revolutionär zu werden: aber Die- 
ſer Uebelſtand iſt heutzutage weniger zu befürchten. Sie 
iſt auch deßhalb conſervativer als der Adel, weil ſie nicht 
leicht wie jener verleitet werden kann, eine populäre Rolle zu 
ſpielen, welche hauptſächlich nur einer hervorragenden Stellung 
zukommt. Ein eminentes Talent unter dem Adel iſt z. B. mit 
dem Wirkungskreis, welcher ſeinem Stande von der Verfaſ— 
jung angewieſen iſt, nicht zufrieden und wirft ſich als Refor— 
mator auf. 

Auf der andern Seite iſt die unbetitelte Ariſtokratie der 
geeignetſte Träger des Fortſchritts; wenn ſie auch mit zu 
raſchem Schritt vorwärts eilen will, ſind andere Elemente da, 
um das Uebermaß von Eifer zu hemmen. 

Ohne dieſe beiden Stände wäre es möglich, momentan 
die Freiheit zu erlangen, aber nicht zu erhalten. 

Von dieſem allgemeinen Standpunkt gehen wir auf einen 
ſpeziellen über, nämlich die Landesvertretung, damit wir ſehen, 
wie dieſe zwei Stände ihre Pflichten als Staatsmitglieder 
weiter erfüllen. Der Adel, d. h. der älteſte Sohn eines „Peers,“ 
geht in's obere Haus, wird Gouverneur eines Kreiſes (Lord— 
Lieutenant) ꝛc. In der Pairskammer, welche natürlich nur eine 
erbliche iſt, werden die Geſinnungen Ausdruck finden, die wir 
vorher angedeutet haben. 

Die unbetitelte Ariſtokratie liefert die Elemente zu einer 
Deputirtenkammer “), zu Friedensrichtern, zu Präſidentſchaften 
allfälliger Vereine — kurz zu Allem, wo ein gebildeter Mann 


) Den Hauptuniverſitäten des Landes würden Vertreter gegeben 
werden. * 
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jeiner Gegend nützlich werden kann. Als Deputirter ift er 
naturlich nicht nur unbeſoldet, ſondern er muß nebſtbei einen 
anſehnlichen Grundbeſitz haben, oder eine demſelben entſprechende 
Revenüe. Dieſe Anforderung iſt nicht allein im Intereſſe des 
Staats, ſondern für ihn ſelbſt geradezu nothwendig, da er 
ohne dieſelbe die Koſten eines Stadtaufenthalts während der 
Parlamentsſeſſion nicht beſtreiten könnte. Auf dieſe Art iſt 
jedem fähigen Menſchen eine Carriere eröffnet, wo er ſeinen 
Ehrgeiz befriedigen und ſeinem Vaterlande weſentliche Dienſte 
leiſten kann, ohne demſelben Koſten zu verurſachen, zumal da 
die jüngeren Söhne des Adels den Titel nicht führen müſſen, 
und ſomit, wenn unvermögend, von dieſer großen Laſt befreit, 
fähig ſind, jede andere Carriere zu ergreifen, weil ſie des 
Vorurtheils enthoben ſind, welches ſie bis anhin daran ge— 
hindert hat. Man darf nicht außer Acht laſſen, daß heutzu⸗ 
tage jeder Menſch, der auf Bildung Anſpruch macht, geiſtig 
fortarbeiten muß, um ſeine Stellung in der Welt zu erhalten. 
Ein unwiſſender, halbgebildeter Hochgeborener iſt ein gar trau⸗ 
riges Geſchöpf. 

Dem Theoretiker ſteht es zu, für Vertreter der ſogenann⸗ 
ten Intelligenz zu ſorgen. Würden wir uns mit einer fo hoch— 
wichtigen Frage überhaupt abgeben, ſo möchten wir eher da— 
für ſorgen, daß die Dummheit vertreten werde, da dieſe doch 
viel verbreiteter iſt und weit mehr der Vertretung bedarf. 
Kehren wir den Satz um und machen wir aus dem Vertre— 
tenen den Vertreter, ſo hat derſelbe wenigſtens Sinn. Auf 
dieſe Intelligenz ſetzen wir viel Werth, nämlich auf eine vor⸗ 
urtheilsfreie, von praktiſchem Verſtand, aber nicht von abge⸗ 
ſchloſſenen Ideen begleitet. Wenn noch Geburt und Vermö— 
gen ſich dazu geſellen, dann läßt das Kleeblatt nichts zu wün⸗ 
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ſchen übrig. Eine hervorragende Stellung braucht um jo mehr 
Intelligenz, da hier alle Mängel in noch grellerem Lichte er— 
ſcheinen, und es iſt nicht zu beſtreiten, daß die Bildung der 
ſchönſte Wappenſchmuck für einen Cavalier des 19. Jahrhun⸗ 
derts iſt. 

Obwohl der Grundbeſitz ſich in einem freien Staate nach 
Belieben verändern, ſich erweitern, Majorate ſtiften, oder ſich 
vermindern kann, bleibt doch dieſelbe Area Boden als Maß⸗ 
ſtab zur Wahlberechtigung. Wie die Wahlen am beſten vor⸗ 
zunehmen ſind, kann nur von uns mit einigen Hauptſtrichen 
angedeutet werden. Wir müſſen hauptſächlich auf die zwei 
Klippen aufmerkſam machen, die dabei zu vermeiden ſind. 
Die Krone darf keinen direkten Einfluß üben; 
ein indirekter wird ihr immer bleiben, da dieſer jeder hervor— 
ragenden Perſönlichkeit, jedem höheren Stand, jedem Vermö— 
gen, ſei es intellektuell oder materiell, zukommt. Der unge 
bildete und ärmere Theil des Volkes dürfte eben 
ſo wenig ſeinen Einfluß geltend machen. Uebrigens 
hat es auch weit Beſſeres zu thun, als ſeine Zeit mit Wah- 
len und ſeinen Taglohn mit Saufen zu verlieren. Lieber An⸗ 
fangs einen höheren Wahlmodus beſtimmen, den man ſpäter 
nach Umſtänden modificiren könnte, als ihn gleich ſo niedrig 
ſtellen, daß man ihn ſpäter ſteigern müßte. 

Wir glauben, daß die Engländer einen Fehler begingen, 
als ſie die faulen Wahlflecke (rotten Boroughs) caſſirten. 
Das Miniſterium des Tages ſollte berechtigt ſein, Extra-Mit⸗ 
glieder zu ernennen, um ſich einer Majorität zu verſichern, da 
der häufige Wechſel, welcher in England ſtattfindet, wo die 
Parteien ſich ſo gleich ſtehen, ſowohl zur n als zur 
inneren Schwächung beiträgt. 
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Ob nun die Wahlen auf einem Wahlmodus beruhen, 
oder durch Wahlmänner beſtimmt werden, iſt einerlei, wenn 
nur die Krone durch Einmiſchung und die dadurch unver— 
meidlichen Colliſionen ihr Anſehen nicht verliert, und das Haus 
der Gemeinen ſeine Stellung im Lande nicht einbüßt. 

Obwohl man die engliſche Verfaſſung in dieſem Punkt 
befragen muß, jo iſt es nicht nöthig, daß man auch ihre Uebel— 
ſtände mit in den Kauf nehme. Man kann aus den Stürmen, 
welche aus England das gemacht haben, was es iſt, Nutzen 
ziehen, und aus der ſo mannigfachen Erfahrung die beſten. 
Lehren ſchöpfen, ohne ſich muthwillig ähnlichen Kämpfen aus⸗ 
zuſetzen. 

In erſter Linie ſind nur die Intereſſen der Stimmenbe⸗ 
ſitzenden direkt vertreten; diejenigen aber, welche keine Stimme 
haben, ſollten ebenfalls vertreten werden. Es handelt ſich hier 
um allgemeine Rechte, welche Jedermann beanſpruchen darf. 
Es iſt noch ein wichtiger Standpunkt. Der Wähler beſitzt 
etwas, das Werth hat und das er folglich verkaufen kann. 
Der Kandidat braucht dieſe Stimme, und wenn er ſie mit 
guten Worten nicht erhalten kann, muß er trachten ſie zu kau— 
fen. Dazu kommt noch, daß der Werth dieſer Stimme rela— 
tiv iſt. Der Preis kann ſteigen oder fallen. Wie iſt es denn. 
möglich, daß unter dieſen Verhältniſſen der Beſtechlichkeit vor— 
gebeugt werden kann? Und zudem, wie ſchon geſagt, find bei. 
dieſem Syſtem nicht alle Intereſſen vertreten, da diejenigen, 
welche keine Stimme haben, vom Kandidaten nicht verlangen. 
können, daß er ihre Intereſſen direkt vertritt, während Andere, 
welche zufällig über dem Wahlmodus ſtehen und dadurch 
ſtimmberechtigt find, nicht allein die Vertretung ihrer In⸗ 
tereſſen beanſpruchen können, ſondern noch den materiellen Ge⸗ 
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winnſt vor dem Beſitzloſen voraushaben. Obgleich wir einen 
niedrigen Wahlmodus mißbilligen, ſo müſſen wir doch wün— 
ſchen, daß alle Intereſſen vertreten ſeien, und auf oben genannte 
Weiſe iſt es kaum möglich. Wenn wir noch weiter in Be— 
tracht ziehen, daß dieſe Art des Stimmrechts den Armen quaſi 
entſchuldigt, einen Mißbrauch daraus zu machen, müſſen wir 
geſtehen, daß es eher zur Demoraliſation als zum Wohl des 
Landes gereicht. Die Vertretung einzelner Intereſſen iſt auch 
nicht einmal erwünſcht, und dieſe ſind es hauptſächlich, welche 
direkt durch den Stimmenbeſitz gefördert werden. Die allge— 
meinen Intereſſen werden dieſen untergeordnet, ſtatt zuerſt in 
Betracht zu kommen. 

Wäre es nicht möglich, durch ein Wahlcomité, die Volks— 
Repräſentanten ernennen zu laſſen, welche wo möglich in den 
Bezirken, welche ſie zu vertreten hätten, zu Hauſe wären? 

Wer ſoll aber dieſes Comité erwählen? der Monarch 
nicht — verfaſſungs gemäß thut er nichts, er thront, 
aber regiert nicht, und kann ſich auf keinen Fall in die 
Volksvertretung miſchen. Alſo das Volk. Für jeden Bezirk 
müßte aus jedem Stande eine gewiſſe Anzahl Wahlmänner 
gewählt werden, und zwar von allen Denjenigen, die durch 
einen zu beſtimgmenden Wahlmodus, welcher bei dieſer indi— 
rekten Wahlmethode niedrig fein könnte, für ſtimmfähig er- 
klärt find. Die Namen der dazu tauglichen Wahlmänner könn— 
ten von den verſchiedenen Friedensrichtern dem unbeſoldeten 
Kreishauptmann (Lord-Lieutenant) eingeſandt, müſſen von dem⸗ 
ſelben geprüft, ſchließlich gewählt und der Oeffentlichkeit be— 
kannt gegeben werden. Während 14 Tagen könnten Regiſter 
in den verſchiedenen Städten offen daliegen, worin ſich jeder 
Wählende für dieſen oder jenen Wahlmann zu unterſchreiben 
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hätte. Die vorgeſchlagenen Wahlmänner, die die meiſten Stim⸗ 
men hätten, würden direkt den Parlaments⸗Kandidaten wäh- 
len. Zu dieſem Zweck würden ſie in der Kreisftadt zufammen- 
kommen. Der Kandidat müßte vorher eine Adreſſe an die 
Wähler des Kreiſes richten, worin er ſeine Grundſätze und 
Anſichten mittheilt. Die Kandidaten ſelbſt hätten ſowohl für 
die Regiſter zu ſorgen, als für die Leute, die die Unterſchrif— 
ten zu beaufſichtigen hätten. Vielleicht könnten eventuell alle 
Stände in gleichem Verhältniſſe die Wahlmänner liefern, 
wenn durch das Aufhören der Bureaukratie dem Adel die 
Stellung im Lande zukäme, die ihm von Rechtswegen ge⸗ 
bührt. Vor der Hand aber bei Berufung des erſten Parla— 
ments wäre es rathſamer, das Verhältniß zu Gunſten des 
Adels zu verdoppeln, damit man, bei der allgemeinen Uner— 
fahrenheit, nicht zu raſch zu Werke ginge. Es handelt ſich 
hier nicht um einen Nationalconvent. 

Kein Wahlmann dürfte in der Seſſion, in welcher er als 
ſolcher ſeine Stimme abgibt, zum Parlaments⸗Mitglied gewählt 
werden. Die adeligen Wahlmänner würden, trotz ihrer Wahl— 
berechtigung, ihren Sitz im Oberhaus behalten. Dadurch daß 
das Volk nur durch Vermittlung eines Dritten und indirekt 
den Kandidaten wählt, kann von einer Beſtechung wohl nicht 
die Rede ſein. Die vermittelnde Macht wäre, durch ihre 
Stellung, in ſehr geringem Grade ſolchen Verſuchungen aus— 
geſetzt. Andere Uebelſtände können ſich ſpäter einſtellen, dann 
wird es noch immer Zeit ten, das nen mit Reformen 
zu beſchäftigen. 

Es liegt dem Parlament ob die Länge der Seſſion zu 
beſtimmen; ohne freie Preſſe dürfte dieſelbe nicht drei Jahre 
über] chreiten, von ihr überwacht kann f ſieben Jahre dauern, wie 
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in England. Je weniger das Land den Parteileidenſchaften 
der Wahlen ausgeſetzt iſt, deſto beſſer, und die Preſſe wird 
dafür ſorgen, daß das Parlament ſeine Schuldigkeit thut. 

Die früher erwähnten Extra-Mitglieder würden mit dem 
Miniſterium fallen.“) Trotz dieſer Hilfe würde kein unpopu— 
läres Miniſterium (wir ſchreiben nicht für diejenigen, welche 
die öffentliche Meinung für einen todten Buchſtaben anſehen) 
ſich in der Länge halten können; es könnte ſich aber ſo lange 
erhalten bis die öffentliche Meinung ſie völlig verdammt hätte. 
Dieſer Aufſchub reicht hin um den ewigen Miniſterwechſel zu 
verhüten. | 

Es ift nicht unſere Aufgabe in die Details einzugehen, 
wir überlaſſen es Sachkundigen zu entſcheiden, welche Anzahl 
Parlamentsglieder gewählt werden ſollen, und ob mehr Pairs 
vorhanden ſind, als zu einer Pairs-Kammer nöthig wären. 
Wenn dieß der Fall wäre, könnte eine gewiſſe Anzahl derſel⸗ 
ben ihre Vertreter (Representative Peers) in's Oberhaus 
ſchicken. Die Mitglieder beider Häuſer würden in einem ges 


*) Ueber die Ausführung des hier erwähnten Projekts dürften viel⸗ 
leicht Zweifel in den Köpfen Mancher entſtehen, die in Parlamentswah⸗ 
len unerfahren ſind, und leicht Schwierigkeiten ſehen, wo ſie keinen ganz 
ebenen Pfad vor ſich haben; allein die Schwierigkeit liegt nur in ihrer 
Unerfahrenheit. In Provinzen z. B. wie Kroatien oder Siebenbürgen, 
wo wenig begüterte Gentry wohnt, könnten Sitze den Anhängern der 
Regierung gegeben werden; ohne ſolche miniſterielle Sitze kann keine Re- 
gierung in der Länge beſtehen. Bei großen Diſtrikten, wo eine dünne 
Bevölkerung iſt, würde vielleicht ein Mitglied den ganzen Diſtrikt ver⸗ 
treten. Wo die Städte zu klein wären, würde natürlich kein Vertreter 
nöthig ſein; es wäre denn, daß mehrere ſolche Städte zuſammen eine 
Stimme gäben. 
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wiſſen Zahl⸗Verhältniß zu einander ftehen, ohne daß man 
dabei ängſtlich zu Werke gehen müßte. Es handelt ſich haupt— 
ſächlich um das Anſehen beider Häuſer. Das ganze Land 
muß darin vertreten und auf ſeine Vertretung ſtolz ſein. Das 
Parlament muß die geregelte Freiheit des Landes und die Macht 
deſſelben, ſowohl nach innen als nach außen, ſichern können, 
ſei es vor rückſchreitenden Beſtrebungen auf der einen Seite 
oder vor demokratiſchen auf der andern. i 

Die wirkliche Anzahl der Redner in einem Parlament 
ſteht in keinem Verhältniß zu der Anzahl der Mitglieder. Es 
wäre ein großes Unglück, wenn es ſo wäre, da man viel zu viel 
reden würde, um Zeit zum Handeln übrig zu haben. Wenn 
es unter 600 Mitgliedern 50 gibt, die reden können, iſt dieß 
ſchon viel. Nebſtbei braucht man eine ziemliche Anzahl prak— 
tiſcher Männer, um die Geſchäfte des Landes bei den verſchie— 
denen Ausſchüſſen zu beſorgen. Es bleibt noch eine große 
Anzahl übrig, die ſelten Theil nimmt an den Geſchäften, und 
nur bei den Verhandlungen zugegen iſt, wo ihre Stimmen 
nöthig ſind. In der Theorie ſollten alle ausgezeichnete Red— 
ner ſein. In der Praxis ſehr wenig. 

Wir dürfen hier hinzufügen, daß der Adel in eine viel 
günſtigere Stellung zu ſtehen kommt, als gegenwärtig — er 
ſieht ſeine Intereſſen und Gefühle mit denen der andern Stände 
verwoben. Das Volk reicht einigermaßen zu ihm hinauf, 
dadurch daß ausgezeichnete Leute zu Pairs kreirt werden könn⸗ 
ten. Der Adel bleibt immer primus inter pares, ſeine Son⸗ 
derſtellung hört aber auf, er vertritt die wichtigen Intereſſen 
des großen Grundbeſitzes direkt. Andere können aufkommen 
und vergehen. Dieſe ſind permanent, die Grundpfeiler eines 
Staates, und müſſen ſtreng geſchützt werden. 
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Kaum minder wichtig ſind die Intereſſen des Handels, 
welcher uns alle Bedürfniſſe verſchafft und deſſen Steigen 
oder Fallen den Reichthum oder die Armuth des Landes 
anzeigt. 

Wir vermögen keine Gefahr für den Staat in den Wah— 
len auf obengenannte Weiſe zu erblicken. Damit das Volk 
ſeine Stimme für das Comité abgibt, iſt keine Verſammlung 
nöthig, und das Wahl-Comité ſelbſt birgt keine gefährlichen 
Elemente. 

Obwohl es unvernünftig wäre ein fremdes Land in 
Allem nachzuahmen, liegt doch ein großer Irrthum in der Be— 
hauptung, daß eine bewährte Verfaſſung, welche für das eine 
Land paßt, für ein anderes untauglich ſei. Dieſe unſelige 
Idee führt zu dem Fehler, gute Inſtitutionen nur aus dem 
einzigen Grunde zu verwerfen, weil ſie in einem andern Lande 
und mit dem beſten Erfolg fortbeſtehen. Lieber als der Nach— 
ahmer einer guten Einrichtung zu ſein, führt man eine ſchlechte 
Idee aus, nur weil ſie in keinem andern Lande, und mit 
Recht, aufgenommen worden iſt. Die Grundzüge einer jeden 
freien Verfaſſung müſſen in allen Ländern dieſelben ſein. Die 
Einzelnheiten derſelben mögen mit Recht nach Umſtänden mo— 
dificirt werden; ſo z. B. wird im Norden als Mord ange— 
ſehen, was im heißblütigen Süden nur als Todtſchlag gilt; 
aber alle Völker haben gleiche Anſprüche auf geſicherte Rechte. 
Das eine Volk mag ſich für eine kurze Zeit mit einem ge⸗ 
ringeren Grade von Freiheit begnügen, als ein anderes, aber 
verbrieft und beſiegelt muß dieſe Freiheit ſein. Sie kann und 
wird ſich nach und nach geſetzmäßig erweitern, da kein Volk 
heutzutage als ein abgeſchloſſenes zu betrachten iſt. Das 
Beſtreben des heutigen Tages iſt ein ausgleichendes, ein nach⸗ 
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ahmendes. Keine Nation will hinter der andern zurückblei⸗ 
ben, oder weniger Rechte genießen als der Nachbar. Wenn 
dieß nicht auf Koſten der Individualität des Einzelnen geſchieht, 
hat es nichts zu ſagen. 

Will man die Verfaſſung eines andern Landes zum Mu— 
ſter nehmen, ſo ſollte man ſuchen in den Geiſt derſelben ein— 
zugehen, ohne ſich an's Wort zu halten — nicht Bruchſtücke 
daraus entnehmen, um ſie einem andern Syſtem anzupaſſen — 
ſondern das Muſter als Cadre zu benützen, um nach und nach 
homogene Inſtitutionen hineinzufügen. Es gibt auch Inſti⸗ 
tutionen, welche durch Uſus in eine Verfaſſung aufgenommen 
worden ſind, ohne einen weſentlichen Theil derſelben zu bilden, 
ſo wie es andere gibt, bei denen dieß in früheren Zeiten der 
Fall war, weil die Verhältniſſe es mit ſich brachten, die 
aber heutzutage nicht nur zur Befeſtigung der Verfaſſung 
nichts beitragen, ſondern ihr eher eine Laſt ſind, eine Quelle 
der Unzufriedenheit, und eine Bedingung der Schwäche. Unter 
dieſe Rubrik gehört z. B. die anglikaniſche Kirche. Wenn 
irgend etwas im Stande wäre die engliſche Verfaſſung zum 
Wanken zu bringen, ſo wäre es dieß, als eine Hauptfrage, 
welche die Verfaſſung ſelbſt angreift. So lange die Englän- 
der ſie als Staatskirche betrachten, muß es immerwährende 
Reibungen geben. Bei ſolchen Fragen wird nicht ſehr genau 
unterſucht, ob die Vorwürfe alle begründet ſeien. Der Schein 
iſt gegen ſie, dieß genügt; darum wäre es klug von Seiten 
des Staates, wenn er dieſen Schein beſeitigte. Es iſt auch 
kaum zu bezweifeln, daß dieß ſo geſchehen wird, denn ein 
Volk, wie das engliſche, welches ſelbſt das Meſſer an das 
kranke Glied zu legen gewohnt iſt, wird auf conſervative Weiſe 
wohl auch dieſen wunden Fleck heilen. Erſt muß das ganze 
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Volk darüber im Reinen fein. Die Reform-Frage war haupt: 
ſächlich als Gelegenheit benützt um gewiſſe Perſonen als Red⸗ 
ner vor die Welt treten zu laſſen, und als Partei-Waffe. 
Wir leſen manchmal in Deutſchland die abſurdeſten 
Sachen über Englands Zuſtände, “) entweder von Leuten, 
welche ſeinen Verfall wünſchen und daher gerne denſelben 
als ſicher bevorſtehend betrachten, oder von ſolchen, welche bei 
der bloßen Nachricht von einer Rieſenverſammlung ſchon eine 
Revolution wittern, die Reden, welche dort gehalten werden, 
als baare Münze annehmen. Solche Leute begehen den Fehler 
einen Schluß aus falſchen Prämiſſen zu ziehen; ſie wiſſen, 
daß wenn die Verſammlungen und die Reden in ihrem Lande 
gehalten würden, die Krone ſchon als ledig zu betrachten 
wäre, und glauben daß dieſelben Urſachen überall dieſelbe 
Wirkung hervorrufen müßten. Sie bedenken nicht, daß dieſe 


0 Wie dieß geſchrieben wurde, ahnten wir nicht, wie bald dieſe Worte 
eine leider zu glänzende Rechtfertigung erleben würden. In der Beilage 
der Allgemeinen Zeitung ſind Artikel über England, in Form einer Kri⸗ 
tik des Werkes von Gneiſt über die engliſche Verfaſſung, welche uns 
vollkommen unverſtändlich ſind. Wir erkennen die Verhältniſſe des Lan⸗ 
des in dieſer Zergliederung durchaus nicht, und vermuthen, daß der Ver⸗ 
faſſer ſich vergriffen hat, indem er unter ſeinen Schriften einen Bogen 
für den andern nahm und England darauf ſetzte. Das einzige un⸗ 
verkennbare daran iſt ſeine Abſicht. 

Einen ferneren Beweis findet man in der Vierteljahrs⸗ Schrift über 
das Schillerfeſt, wo die „Selbſtüberhebung“ dieſem „gottähnlichen“ deut⸗ 
ſchen Falſtaff (dem Verfaſſer nämlich) den Kopf völlig verdreht hat. 

Es werden ſich vielleicht Manche eines Artikels erinnern zur Zeit 
des Krimmkrieges von einem Correſpondenten der Allgemeinen Zeitung, 
der mit der größten Genauigkeit nachwies, daß England in Verfall ſei 
und daß die engliſche Marine ſchon den Todesſtoß erhalten habe!!! 
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Verſammlungen und Reden gerade die Sicherheitsventile find, 
welche in dem Augenblick geöffnet werden, und das weitere 
ruhige Fortarbeiten der Staatsmaſchine ſichern. Dieſe 
Herren würden natürlich ſolche gefährliche Ventile gleich 
ſchließen, und ebenſo natürlich das Platzen der Maſchine 
bewirken. ( 

Es ift ein Punkt, worin wir eine ſcheinbare Abweichung 
vom Geiſt der engliſchen Verfaſſung für vortheilhaft halten 
möchten; nämlich bei den Geſchworenen-Gerichten. Unter— 
ſucht man die Sache näher, ſo findet man, daß die Geſchwo— 
renen im Grunde nur ſolche Urtheile fällen, welche ihnen vom 
Richter vorgeſchrieben ſind; dieß iſt auch ganz begreiflich, da 
die Geſchworenen doch nur durch die Brillen des Richters 
ſehen. Das Réſums des Richters iſt doch das entſcheidende 
Moment; er macht den Geſchworenen vieles klar von dem 
was ihnen vorher dunkel war; er iſt ihr Leitfaden; die Jury 
iſt eigentlich nur da, um den Ideen des Richters Ausdruck 
zu verleihen. Wir finden dieſes Verfahren ganz gerechtfer— 
tigt, fragen aber dann, wozu die Geſchworenen, — die Vor: 
theile eines öffentlichen Verfahrens abgerechnet, welches auch 
ohne Jury beſtehen könnte, — wenn ſie nur die Ideen des Rich— 
ters ausſprechen? Dieß könnte er ſelbſt thun. Es iſt nicht 
denkbar, daß die Geſchworenen, die mehr oder minder gebil— 
det ſind, ſelten die Fachkenntniß des zu verhandelnden Gegen— 
ſtandes beſitzen, ſich keinem anhaltenden Studium widmen, 
und alſo nicht im Stande ſind, ihre Aufmerkſamkeit während 
ſo vielen Stunden zu ſpannen, als es bei einem verwickelten 
Prozeß nöthig iſt — daß dieſe Leute, ſagen wir, ihre Ideen 
mit dem geſtählten Verſtande eines Richters meſſen können; 
der eine Theil hat nur die Hälfte gehört, der andere nur 
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die Hälfte verſtanden, und nicht einer die ganze Abhandlung 
verfolgt und begriffen. Wie iſt es denn möglich, daß ein ſo 
zerſtückeltes Wiſſen gegen das konkrete des Richters aufkomme? 
Die Geſchworenen thäten gewiß ſehr Unrecht, wenn ſie ſich 
auf ihr eigenes Urtheil verließen. Daß die Jury als Palla— 
dium der engliſchen Verfaſſung betrachtet wurde, iſt begreiflich; 
ſie war es auch. Heutzutage aber, wo die freie Preſſe 
die Verfaſſung gegen alle Eingriffe ſichert, ſcheint uns die 
Jury überflüſſig. Kein Staatsoberhaupt würde ſich in Eng— 
land trauen, den Geſetzen zuwider zu handeln. Jede Ueber: 
tretung davon würde ſofort von der Preſſe zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht, und die Sache wäre mit kurzem Prozeß 
abgemacht. Die Aufhebung der Jury wäre alſo nicht, wie 
es den Schein haben könnte, eine Abweichung vom Geiſte 
der Verfaſſung, da die Freiheit durch die Preſſe ſtatt durch 
die Jury zur Genüge vertheidigt wird. Die Beſeitigung der 
Jury hat überdieß den Vortheil, die Geſchäfte zu beſchleunigen 
und dem Volke eine Laſt zu nehmen; denn es iſt keine leichte 
Sache für Geſchäftsleute, für Stunden und Tage ihre Ge— 
ſchäfte verlaſſen zu müſſen, um am Ende noch vom Richter 
Vorwürfe zu bekommen, wenn ſie einen anderen Ausſpruch 
thun, als er für gut findet. 

Um aber dieß Geſchworenen-Gericht entbehren zu können, 
müſſen nur wenige, aber ausgezeichnete Richter ernannt wer— 
den — die beſten welche die Jurisprudenz des Landes auf— 
zuweiſen hat — ſie müßten lebenslänglich ernannt und ſehr 
hoch beſoldet werden, damit ſie durch ihre Stellung über jeden 
Einfluß find. Ihre Unabſetzbarkeit iſt Bürge ihrer Unab- 
hängigkeit. Sie würden der Pairs-Kammer in allen Rechts⸗ 
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Fragen zur Seite ſtehen und aus ihrer Mitte würde der 
Groß⸗Kanzler ernannt werden, der den erſten Rang im Staate 
hätte. In England nimmt er nur den zweiten Rang ein. 
Der erſte gehört dem Erzbiſchof von Canterbury. In Eng— 
land datirt dieſe Stellung des Erzbiſchofs von Alters her, 
als die Kirche einſt ſo mächtig war. Wenn die Einrichtung 
heute zu treffen wäre, würde vermuthlich der Lord-Kanzler 
den erſten Rang einnehmen, der ihm eigentlich gebührt, da 
ihm in allen Fragen, außer in einer, die Entſcheidung zukommt. 
Er iſt zugleich Sprecher der Pairs-Kammer und hat daher, 
außer dem legislativen Wirkungskreis, auch noch den politi— 
ſchen. Da die Entſcheidung jeder Frage, ſelbſt die der Kirche, 
in letzter Inſtanz von ihm abhängt, iſt er bei weitem die ge— 
eignetſte Perſon, um die höchſte Würde im Staate zu beflei- 
den. Der Erzbiſchof hat im Vergleich einen ganz untergeord— 
neten Wirkungskreis, um ſo mehr, da er nur in ſtaatskirch— 
lichen Sachen eine Stimme hat. Keine Sekte gehört mehr 
in ſeine Jurisdiktion; es könnte ſogar ſoweit kommen, daß 
die Sekten noch zahlreicher würden, als die Anhänger der 
Staatskirche, ja, daß letztere auf eine Fraktion herunterkäme. 
Von dieſem Augenblick an wäre der Wirkungskreis des Erz— 
biſchofs zu Ende, während der des Lord-Kanzlers immer der— 
ſelbe bleibt. 

Es iſt, aus obengenannten Gründen, eine mißliche Sache 
heutzutage eine Staatskirche unterſtützen zu wollen. So 
iſt es z. B. erwieſen, daß in England die Sekten, welche auf 
freiwillige Beiträge angewieſen ſind, ſich im Verhältniß beſſer 
ſtellen, als die Staatskirche ſelbſt, und es iſt nicht zu bezwei— 
feln, daß in kurzer Zeit die Kirchen⸗Steuern aufhören werden. 
Manche glauben, daß dadurch der Proteſtantismus einen be- 
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deutenden Schwung erhält. Sei dem wie ihm wolle, die 
ſchönen Zeiten ſind für jede Staatskirche dahin. N 
Es iſt die Aufgabe des Conſervatismus eine Verſtändi— 
gung zwiſchen dieſen zwei feindlichen Potenzen zu vermitteln. 
Wir ſagen feindlichen, weil die Standpunkte, von welchen 
beide ausgehen, ganz verſchiedene ſind, nämlich der Stand— 
punkt des Fortſchritts und der des Stillſtandes, weil, wenn 
ſie eine Zeitlang friedlich nebeneinander hergehen, ſie doch 
ſpäter in Colliſion kommen müſſen, weil ihre Ziele diametral 
entgegengeſetzt ſind; der eine will die Individualität gewahrt 
wiſſen, der andere verlangt das Aufgehen des Individuums 
in die Körperſchaft. Der Staat, wenn er ſeine Miſſion be— 
greift, muß die Intereſſen von Allen gleich vertres 
ten; die Kirche nur die ihrer Körperſchaft. Wenn 
ein Staat alſo eine Kirche zur Staatskirche erhebt und die— 
ſelbe als ſolche begünſtigt, ſäet er die Keime zu ſpäterer Un— 
zufriedenheit und erſchwert dadurch die Erhaltung des Staa⸗ 
tes, wird folglich anticonſervativ. Es mag hier er: 
laubt fein, zu bemerken, daß die Erhaltung eines Sn 
tereſſes, einer Sonderſtellung, ſobald dieſelbe 
die Erhaltung des Geſammtſtaates gefährdet, nie 
als conſervativ betrachtet werden kann, da der 
eigentliche Conſervatismus die harmoniſche Er— 
haltung des Ganzen im Auge haben muß. Die Idee, 
den Staat mittelſt der Kirche zu regieren, wäre heutzutage 
ein ebenſo hirnloſes Geſpinnſt, als die Kirche abſchaffen zu 
wollen. Sobald der Staat die Kirche zu ſich hin— 
aufziehen will, macht er dieſelbe zum Gegenſtand 
des Neides und eventuell des Haſſes; ſobald er 
ſie unterdrückt, wird ſie zum Gegenſtand des Mit— 
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leidens, und der Staat ſelbſt ſtempelt ſich zum 
Tyrannen. Keine dieſer Stellungen kann von 
Dauer ſein und daher keine conſervativ. Neben 
einander können ſie nie beſtehen, da der Staat 
freie Hand haben muß. Die Kirche könnte den Staat 
mit auswärtigen Mächten entzweien wollen, wodurch die Exi— 
ſtenz deſſelben auf's Spiel geſetzt wäre, oder ein nach Popu— 
larität haſchender Monarch könnte, wenn die Zeit dazu an— 
gethan wäre, der Kirche ſchaden wollen, und dadnrch ihr 
Anſehen vernichten, ohne von den unzähligen Reibungen zu 
reden, noch von den tauſenderlei Rückſichten, welche der Staat 
für die Kirche haben müßte, was das Regieren geradezu un— 
möglich machen würde. Wenn alſo dieſe beiden Potenzen 
conſervativ wirken ſollen, müſſen beide frei und unabhängig 
ſein. Die Kirche muß ihre verbrieften Rechte beſitzen, wie 
ein Credit mobilier oder jede andere Körperſchaft im Staate. 
So wie eine Geſellſchaft das diesſeitige Leben, wird die Kirche 
das jenſeitige aſſekuriren. Jeder der das Bedürfniß fühlt 
für ſeine Seele zu ſorgen, würde ſich an eine Geſellſchaft 
wenden: der Katholik an die eine, der Proteſtant an die 
andere; geradeſo wie es bei den Sekten in England iſt, wo 
ihnen keine Staatsunterſtützung gewährt wird, wo aber die 
Kirchen, im Verhältniß zur Kopfzahl, noch zahlreicher ſind 
als bei der anglikaniſchen Kirche. Wir wollen hier durchaus 
nicht den Anſichten der Sekten das Wort reden, wir unter— 
ſtützen nur ihre Stellung dem Staate gegenüber als die ein— 
zige praktiſche Löſung einer zu allen Zeiten höchſt ſchwierigen 
Frage. Jedermann muß den Vortheil einſehen, welcher der 
Kirche aus dieſer unabhängigen Stellung erwachſen müßte, 
angenommen, daß die Kir che wirklich Seelſorgerin und nicht 
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Herrſcherin fein will. Ihr Vermögen wäre dann geſichert 
wie das einer jeden andern Körperſchaft im Staate, und nie 
würde es bei einer allgemeinen Kriſis der Regierung oder 
dem Volke einfallen die Gelder einer Korporation anzugreifen, 
während jetzt die Kirche ſtets Gefahr läuft ihr Vermögen für 
Staatszwecke confiscirt zu ſehen, wie dieß ſchon der Fall 
war, und in Oeſterreich mehr als einmal zur Sprache ge— 
kommen iſt. Für die kirchlichen Funktionen würden die Pfar— 
rer der verſchiedenen Gemeinden ſorgen. Bei Ehen wäre im 
Intereſſe der Sittlichkeit eine direkte Einmiſchung des Staats 
ſehr erwünſcht. Dadurch, daß man aus confeſſionellen Grün— 
den Ehen verweigern darf, fördert man die Immoralität und 
bringt dadurch dem Staat großen Nachtheil — dieſem ſteht 
es zu die Schließung der Ehen zu erleichtern, ja ſogar darauf 
zu beſtehen, daß Ehen geſchloſſen werden: es kann aber nie 
in ſeiner Competenz liegen die Erſchwerung derſelben zu geſtat— 
ten. Es ſtünde den Pfarrern der verſchiedenen Gemeinden 
frei, gemiſchte Ehen zu ſegnen oder nicht: dieſelbe Freiheit im 
Handeln, welche von Anderen beanſprucht wird, muß auch 
ihnen zukommen, aber auf der andern Seite müßten ſich 
Perſonen von verſchiedenen Confeſſionen gültig copuliren 
können, und dazu müßte der Staat die Civil-Ehe einführen, *) 
welche auf die Verſchiedenheit der Confeſſionen keine Rückſicht 
nimmt. Durch die Beſeitigung jedes Zwanges und jeder 
Begünſtigung hört alle Heuchelei auf, und an ihre Stelle tritt 
eine freie, belebende Religion. In der Stellung, welche die 
katholiſche Kirche theilweiſe einnimmt und einzunehmen trachtet, 
liegt unbedingt die größte Gefahr für Ordnung, Geſetz und 


*) Siehe Anhang I. (S. 95.) 
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Religion; nicht etwa, daß die Kirche die Ordnung geflifjent- 
lich umſtoßen will; ſie thut es nur indirekt, paſſiv, ja ſogar 
gegen ihren Willen. Die Gefahr für die geſellſchaftliche 
Ordnung liegt darin, daß der Anſtoß gerade von einer Seite 
kommt, woher man ihn am wenigſten erwartet — vom 
Freund, und nicht vom Feind. Die Angriffe der Sozialiſten 
ſind weniger gefährlich, weil ſie direkt ſind, man ſich daher 
gegen ſie waffnen kann, und weil derlei Unſinn ſich doch ſel— 
ber mit der Zeit richtet. Die Angriffe einer Partei ſind 
immer ſchwächer als die eines Syſtems — erſtere kommen 
nur periodiſch vor, letzteres wirkt und handelt unaufhalt— 
ſam fort. 

Es muß dem Staat daran liegen, daß die Religion 
im Lande kräftig blühe und in allen ihren Ver⸗ 
zweigungen Wurzel faſſe. Die Kirche hingegen 
kann nur wünſchen, daß die von ihr aufgeſtellten 
Lehren zur Geltung kommen. Dem Staate liegt die 
Pflicht ob, die freie Entwicklung aller Religionen zu unter— 
ſtützen, damit der „ächte Ring“ ſich kund thue; ſowohl der 
Unglaube als der Glaube muß vertreten werden, 
damit letzterer kein todter Buchſtabe bleibe, damit 
er ein lebensfähiges Prinzip werde, denn ohne Controvers, 
ohne Angriffe, ohne Streit iſt an eine Sichtung des Wahren 
vom Falſchen nicht zu denken. Ihm kann es gleichgültig 
ſein, zu welcher Confeſſion die Glieder des Staa— 
tes ſich bekennen. 

Werfen wir nun, Oeſterreich noch vor Augen habend, 
einen Blick auf das übrige Deutſchland, welches bei dieſer 
Frage weſentlich betheiligt iſt. Waͤre es gewagt zu behaup— 
ten, daß bei der erſten großen Kriſis die Kirche am allermeiſten 
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betroffen wird, und fühlt nicht jeder Geiftliche, der nicht allein 
jeinen eigenen Standpunkt vor Augen hat, ſondern das ftete 
Fortſchreiten gewiſſer Prinzipien ruhig überſchaut, daß das 
Haupthinderniß zu einer friedlichen Löſung der Verhältniſſe 
in der Stellung der Kirche liege? 

Wäre die Kirche eine konkrete Partei, wie z. B. eine 
conſervative oder eine liberale mit den gleichen Rechten, ſo 
könnten alle drei friedlich neben- oder feindlich einander gegen— 
über ſtehen. Iſt dieß gegenſeitige Verhältniß möglich? 

Nehmen wir an, daß die Kirche ſich mit der conferva- 
tiven Partei verbindet, um die radikale Partei zu ſtürzen. 
Dieß gelingt ihr, wie es ja ſchon oft der Fall war. Was 
bleibt aber? Eine große Erbitterung gegen eine Geſellſchaft, 
welche kein Recht hat, ſich in irdiſche Sachen einzumiſchen. 
(Der Haß der liberalen Partei gegen die conſervative iſt lange 
nicht ſo bitter, da beide Kämpfenden gleichen Wind und Sonne 
haben.) Verbindet ſich aber die Kirche mit den Radikalen, 
was ebenfalls ſchon da war, wie geſtaltet ſich die Sache dann? 
Es entſteht erſtens die Erbitterung, und zweitens ein tiefer 
Groll der Conſervativen, ſich von ihren vermeintlichen Freun- 
den verlaſſen zu ſehen. Nun vereinen ſich die Conſervativen 
und Liberalen, um der Kirche ihr früheres Benehmen entgelten 
zu laſſen. Der Streich wird geführt und die kirchliche Partei 
liegt darnieder, aber mit ihr iſt auch zugleich der Religion 
ſelbſt ein Stoß verſetzt, und die Kämpfer, ſtatt die Früchte 
ihres Sieges zu ernten, ſehen ſich gezwungen, die überwun⸗ 
dene um Verzeihung zu bitten. Der Kampf iſt zu ungleich 
zwiſchen zwei Parteien, wovon die eine, nebſt der gewöhn⸗ 
lichen Waffe, noch eine überirdiſche führt. 

In einem Lande, wo keine herrſchende Staatskirche exi⸗ 
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ſtirt, iſt dieſer Einfluß bedeutend neutralifirt, die verſchiedenen 
Kirchen fallen übereinander her und überlaſſen das Feld den 
politiſchen Parteien, wie es ſich ziemt. 

Wenn die Kirche Religion lehren ſoll, ſo muß ſie dieſe 
Pflicht allein im Auge haben; dann wird fie geachtet: fo 
bald ſie ſich in die Politik miſcht, untergräbt ſie die Grund— 
lage ihrer Exiſtenz. Kein menſchlicher Geiſt iſt im Stande, 
zwei entgegengeſetzte Ideen und Intereſſen auf einmal aufzus 
faſſen und zu vertreten: die Kirche ebenſowenig. Dazu kommt 
noch, daß die Kirche, wenn ſie ſich auf den politiſchen Stand— 
punkt ſetzt, alles verläugnen muß, was ſie, vom religiöſen 
Standpunkte aus, behaupten ſollte. Die Religion gebietet 
ihr ein mildes Urtheil, die Politik fordert gerade das Gegen— 
theil. Die Moral verlangt Wahrheit, Parteiwaffen werden 
oft mit Falſchheit geſtählt. Die chriſtliche Anſchauung ſollte 
alle Menſchen als Brüder betrachten, in der Politik kann man 
dieß nicht verlangen — die Kirche muß Alles hienieden 
als eitlen Tand anſehen, politiſche Parteien können nur das 
Dieſſeits im Auge haben. Man könnte gerade ſo gut von 
zwei ſich raufenden Bulldoggs, als von zwei politiſchen Par— 
teien verlangen, daß ſie ihre Natur verläugnen. Ferner müſſen 
die politiſchen Parteien ohne Rückſicht der Anſichten ihren 
Gegner angreifen; verfährt man ſo mit der Kirche, ſo wird 
die Religion ſelbſt angegriffen. 

Iſt es nun rathſam ein ſo furchtbares Element der Ent⸗ 
zweiung, als das religiöſe leider iſt, auf's politiſche Gebiet zu 
übertragen, wo das Blut ſchon auf Siedepunkt ſteht? Es iſt 
hier nicht nur von einer Kirche die Rede. Die eng— 
herzige, unchriſtliche, ſtrengkirchliche Berliner Intoleranz, welche 
einen Humboldt mit ihrem Weſpengeſumme verfolgte, und der 
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freien Gemeinde noch Stiche verſetzt, iſt um kein Haar 
beſſer als ihre ältere Schweſter: ſie iſt eher noch ärger, da ſie, 
um ihren Gelüſten zu fröhnen, den Grundſatz verläugnet, der 
ihr das Recht der Exiſtenz gibt, nämlich the right of private 
judgement. Die römiſche Kirche erkennt dieß Recht nicht an 
und wird ihren Standpunkt noch ſo lange behaupten, als die 
Männer ſich bequemen, die Rollen der Weiber zu ſpielen und 
ſich lieber anlehnen als ſelbſtſtändig gehen. Aber eben darum 
fehlt ihnen die Einheit in ihrer politiſchen Stellung; denn 
ſobald die Kirche mit dem Staat in Colliſion kommt, müſſen 
ſie dem Staate beiſtehen und der Kirche untreu werden, oder 
aber der Kirche huldigen und vielleicht Landesverräther werden. 

Der Beruf der Kirche im Staat ſcheint dem einer Frau 
im Privatleben zu entſprechen. Es iſt die Aufgabe Beider 
milde Sitten einzuſchärfen, den harten Mann weich zu ſtim— 
men, den aufbrauſenden zu beſänftigen, Friede und Eintracht 
zu erhalten, Troſt zuzuſprechen, einen unantaſtbaren Ruf zu 
beſitzen und alle menſchlichen Gebrechen mit dem Mantel der 
Liebe zu decken. Fern von Beiden muß alſo die Politik blei— 
ben. Eine Frau, welche ſich mit der Politik abgibt, ekelt 
Einem kaum weniger an als ein Geiſtlicher, welcher Liebe pre— 
digen ſoll und alle Andersdenkende verdammt. Beiden ſollen 
alle Wiſſenſchaften im ausgedehnteſten Sinne offen ſtehen. 
Das Feuer der edelſten Gefühle, ein Sinn für die ſchätzbar— 
ſten Güter der Menſchheit, ein Herz für die Freiheit und für 
ihre Nebenmenſchen ſollten Beide beſeelen, aber der Hader, 
der Haß, Ränke und Intriguen, unlautere Mittel zum Zwecke 
oder egoiſtiſche Zwecke ſelbſt find mit der Aufgabe, welche 
Beiden zukommt, gleich unvereinbar. Verläugnen ſie aber 
ihren Beruf, um die Herrſcher-Krone aufzuſetzen, dann legen. 
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fie das Zauberkleid ab, welches Beiden Schutz und Ehrfurcht 
verleiht, und bieten dem Spott, dem Haß und der Verachtung 
die Achillesferſe dar. N 

Es thut jetzt wahrlich noth um eine ſchriſtliche, nicht 
um eine kirchliche Anſchauung. Wenn erſtere nicht 
thatkräftig überall eingreift, wird in kurzer Zeit letztere einer 
liebevolleren und der Zeit angemeſſeneren Kirche weichen müſ— 
ſen, ſo wie die egyptiſche Prieſterlehre der chriſtlichen weichen 
mußte.) 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die öffentliche Mei— 
nung auch hier das Richteramt ergreifen, und wie Portia 
einen weiſen Spruch thun werde. Allein dem Conſervativen 
muß es am Herzen liegen, durch vorbauende Maßregeln den 
Schiffbruch zu verhüten, der von dieſer Seite her alle beſtehen⸗ 
den Inſtitutionen bedroht. 

Die engliſche Verfaſſung iſt ſehr um das Staatsober— 
haupt beſorgt; daſſelbe muß ſo geſtellt werden, daß ihm kein 
vom Staat begangenes Unrecht zur Laſt gelegt werden könnte. 
„Der König kann kein Unrecht thun.“ Ohne dieſe 
Fiktion wäre die Monarchie auf die Dauer unmöglich. Der 
Monarch müßte früher oder ſpäter mit ſeinen Unterthanen in Col⸗ 
liſion kommen. Dadurch daß ein verantwortliches Miniſterium 
ihm zur Seite ſteht, prallen alle Pfeile von der ſo geſchützten 
Majeſtät ab. So lange Alles von dieſem einen Organ aus⸗ 
geht, müßten folgerecht alle Gebrechen ihm zur Laſt gelegt 
werden. Wenn der Monarch hingegen ſelbſt Geſetze 
machen würde, wäre er für den Erfolg derſelben 


) Auf das Theoretiſche kommt es weniger an als auf das Praktiſche, 
auf die Lehre der Kirche weniger als auf den Geiſt der Ausübung. 
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verantwortlich; jede Beſprechung irgend einer 
Maßregel würde die oben genannte Fiktion ver— 
nichten, jeder Tadel würde das Anſehen des 
Monarchen ſchmälern und ein direkter Angriff die 
Exiſtenz der Monarchie in Frage ſtellen. Wenn die 
Achtung, die der Monarch in England genießt, noch ſo groß 
iſt, iſt die Achtung vor dem Geſetz doch noch größer. Was 
das Volk ſelbſt geſchaffen hat iſt ihm doppelt werth. Die 
Steuern, die ein Volk ſich ſelbſt auferlegt, mögen ſie noch ſo 
drückend ſein, werden leichter getragen, als wenn ſie ihm auf— 
erlegt werden. Das einfache Befragen, ſich Bereden nimmt 
allein ſchon einen Theil der Bitterkeit weg. Der Grund hie— 
von iſt auch in der Natur zu finden; das Volk legt ſich ſelbſt 
erſt dann Laſten auf, wenn es klar einſieht, daß es ſo ſein 
muß; es fügt ſich der Nothwendigkeit. Wenn das Volk nicht 
volle Einſicht in die Finanzen hat, glaubt es immer, daß die 
nöthige Sparſamkeit im Staatshaushalt nicht beobachtet wor— 
den ſei. 

Was die Armee anbelangt, hat England immer eine 
exceptionelle Stellung und kann nie als Norm angeſehen wer— 
den. Der Grundſatz, der in England gilt, kann auch anderswo 
gelten, nur ſind die Ziffern andere. Es iſt wahr, daß eine 
große ſtehende Armee in England der Freiheit gefährlich wer— 
den könnte; wo anders eben könnte der Mangel derſelben die 
Exiſtenz des Staates gefährden; dieſer wäre um ſo fühlbarer 
auf dem Continent, wo in Folge unfreier Regierungsformen 
ſich große Uebelſtände eingeſchlichen haben, welche 
die Bildung von revolutionären Parteien be— 
dingen. Es wäre ſehr unklug dieſe Gefahr für die Ordnung 
zu verkennen. Auf einmal aber iſt ſie nicht zu beſeitigen. 


. 
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Ehe fie nicht durch zeitgemäße freie Inſtitutionen unſchädlich 
gemacht wird, muß eine ſtarke Repreſſionsgewalt dem Staate 
zur Verfügung ſtehen. Die Laſten, welche dieſe ſonſt 
unnöthige Kraftentwicklung verurſacht, müſſen ſowohl den 
Völkern als den Herrſchern als Lehre für die Zukunft 
dienen. 

Wir haben im Anfange dieſer Broſchüre die übeln Fol— 
gen erwähnt, welche die Losreißung einer Provinz nach ſich 
ziehen muß, und zugleich die Anſicht ausgeſprochen, daß die 
Intereſſen aller Provinzen in einem Punkte ſich vereinen, 
nämlich dem finanziellen. Es braucht wohl keiner weiteren 
Auseinanderſetzung, da wir ſchon von einem Parlamente ge— 
ſprochen, um die Einfachheit einer Vertretung aller Provinzen 
in einer Deputirten-Kammer anſchaulich zu machen. Wir 
halten dieſe Vertretung als ein ſicheres, ja das einzige Mittel, 
um alle ſeparatiſtiſchen Beſtrebungen auf einmal niederzu— 
ſchlagen. Jede Provinz wird ihre eigenen inneren Angelegen— 
heiten ſelbſt ordnen, und die Deputirten dieſer Provinz werden 
beim Parlament dieſelben, ſo wie den Geſammtſtaat, vertreten; 
dadurch iſt Einheit und Aufrechterhaltung der Nationalität 
auf einmal erreicht. 

Es ſcheint überflüſſig zu bemerken, daß wo alle Provinzen 
an der Erhaltung der Monarchie Theil nehmen, die Ausgaben 
für jede Provinz geringer ſein müßten, als wo eine Provinz, 
vom Geſammtſtaate abgeſondert, ihre eigene Repräſentation 
zu führen hätte. Die Idee, daß die verſchiedenen Provinzen, 
welche eine Sprache ſprechen, deßhalb einen Staat bilden 
müßten, und daß die anderen von dieſen ausgeſchieden ſein 
ſollten, um einen zweiten Staat zu bilden u. ſ. f. gehört eher 
in's Narrenhaus, als in eine praktiſch-politiſche Broſchüre. 


- 
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Die Schwäche eines Reiſes und die Stärke eines Reiſer— 
Bündels iſt bekannt. 

In ein ähnliches, dem Narrenhaus nahe verwandtes 
Lokal gehören auch unbedingt die ſogenannten Provinzial— 
Vertretungen und ein Parlament von 40 Mitgliedern. *) 

In Frankreich, wo ein hypercentraliſirendes Streben 
herrſcht, möchten Provinzial-Vertretungen eher am Platze ſein; 
in Oeſterreich aber, wo gerade das Gegentheil im vollſten 
Maaße zu finden iſt, kann man ſolche Vertretungen nicht 
anders als suicidal nennen. Fas est et ab hoste doceri. 
Gerade dieſe wünſcht der exaltirte Ungar, der nichts weniger 
als eine Losreißung Ungarns bezweckt. 

Muß man, weil die Intereſſen der verſchiedenen Provinzen 
ſo mannigfaltig ſind, die Verſchiedenheit zur Staatsmaxime 
erheben? offen geſtehen, daß die Provinz alles gilt und der 
Geſammtſtaat nichts? erklären, daß die Intereſſen des Ein— 
zelnen denen der Maſſe vorgehen? 

Eine Provinz an und für ſich iſt nichts, ſie hat nur Ge— 
wicht als Theil des Ganzen. Die Frage alſo iſt: „welche 
Vertretung eignet ſich am beſten für das Ganze?“ Sicherlich 
nicht eine ſolche, welche es einer Provinz möglich machen könnte, 
die ſchönſten Theorieen über die Immoralität aller Steuern 
aufzuſtellen „oder eine Verlegung der Hauptſtadt höflichſt zu 
begehren — und ſolche gelinde Andeutungen von einer großen 
Provinz wie Ungarn könnten leicht wie ein Befehl lauten. 

Es wäre auch ſehr unbillig gegen jede Provinz gehandelt, 
wenn ſie, in totaler Unwiſſenheit der Bedürfniſſe und der 
Stimmung des Geſammtſtaats, verleitet wäre, Beſchlüſſe zu 


) Dieſer Vorſchlag wurde in den öffentlichen Blättern beſprochen. 
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faſſen, welche nicht allein unausführbar wären, ſondern dieſelbe 
den Mißdeutungen aller übrigen Provinzen ausſetzen müßten. 
Dieſe Beſchlüſſe wären vielleicht nie gefaßt worden, wenn man 
die Luft des Parlaments früher eingeathmet hätte, wenn man 
mit dem allgemeinen Standpunkt vertrauter geweſen und durch 
Verkehr mit Mitgliedern aus den anderen Provinzen der 
Hinderniſſe gewahr worden wäre, welche den Wünſchen der 
Provinz entgegen ſtanden. 

Wegen Verſchiedenheit der Intereſſen wird ein Parlament 
nie auseinander gehen, ſo lange dieſelben debattirt werden 
können und die Debatten innerhalb der Gränzen des Anſtands 
und der Ordnung bleiben; und um dafür zu ſorgen, iſt der 
Sprecher da mit den Offizieren des Hauſes. 

Gerade durch die Verſchiedenheit der Intereſſen wird ein 
reges politiſches Leben erweckt, die Mitglieder der einen Pro— 
vinz erfahren, was die anderen wünſchen, wie ihre Verhältniſſe 
find, und lernen dadurch die Verhältniſſe des Geſammtſtaals 
kennen. 

Die wenigſten Intereſſen find rein lokale, die meiſten be— 
rühren den Geſammtſtaat mittelbar oder unmittelbar. Und 
welche Verzögerung der Geſchäfte! Die des ſeligen Hofkriegs— 
raths waren nichts dagegen. 

Nein, durch Provinzial-Vertretung gewännen die ſepara⸗ 
tiſtiſchen Beſtrebungen nur an Intenſität, und die Auflöſung 
des Staats würde beſchleunigt. Ueberdieß iſt die Vereinigung 
von Peer und Commoner in einer Kammer nicht denkbar. 
Der Nimbus, der den Peer umgeben ſoll, würde ſchwinden, 
wenn derſelbe mit einem Commoner einen parlamentariſchen 
Auftritt hätte, und der Commoner würde augenblicklich ſeine 
Unabhängigkeit, der Welt und ſeinen Mandanten gegenüber, 


79 


verlieren, wenn man die Möglichkeit vorausſetzen könnte, daß 
er von einem Peer überredet worden wäre, gegen ſeine Ueber— 
zeugung zu handeln. In England iſt man äußerſt empfindlich 
in dieſem Punkt. Nach parlamentariſchem Gebrauch darf das 
eine Haus das andere nicht beim Namen nennen. Man ſpricht 
von „einem anderen Orte.“ | 

In keinem Lande waren die Intereſſen verſchiedener als 
in England, und bis zur Aufhebung des iriſchen Parlaments 
waren ſie und blieben ebenſo feindlich und mannigfaltig, als 
es in Oeſterreich die Intereſſen Ungarns ſind gegenüber vom 
Geſammtſtaate. In Schottland war derſelbe Fall, nur daß 
dort die Amalgamation früher geſchehen iſt, und Wales findet 
heute noch, daß es beſondere Intereſſen hat, ebenſo wie Tyrol 
oder Kroatien. Hätten dieſe drei Provinzen eine Provinzial— 
Vertretung, würden ſie heute noch dem Geſammtſtaate ebenſo 
entfremdet fein als die öſterreichiſchen. Der Gemeinſinn, wel— 
cher Englands Größe ſo weſentlich fördert und erhält, wäre 
auf Null reducirt. So lange das iriſche Parlament exiſtirte, 
war Irland als ein fremdes Land zu betrachten. 

Von der Provinzial-Vertretung gleiten wir unbemerkt in 
die Duodez-Auflage einer Vertretung, nämlich in die der 40. 
Warum nicht ebenſo gut gleich le Conseil des dix adop— 
tiren? Wenn 40 Mitglieder für ein Kaiſerreich genügen, was 
für ein Bruchtheil von einem Individuum wäre erforderlich, 
um ein Fürſtenthum Liechtenſtein zu vertreten? Es iſt traurig, 
daß ſolche Ideen Eingang finden, wo Hannibal ante portas 
iſt. Vielleicht iſt der Vorſchlag ſchon im prophetiſchen Geiſte 
gemacht, um allen ſpäteren Verfaſſungs-Aenderungen, beim er— 
warteten Abfall einiger Provinzen, vorzubeugen! Alle Ehre 
dieſem Propheten. 
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Wenn man einmal daran iſt, eine Vertretung ins Leben 
zu rufen, ſo wäre es vernünftiger, eine zu beſtimmen, welche 
dieſen Namen verdient, und welche lieb zu gewinnen und zu 
erhalten ſich der Mühe verlohnte, als eine Zwitter-Produktion 
nach der Schablone der deutſchen Staatsſyſteme. Wir ver: 
ehren die Deutſchen zu ſehr, um irgend etwas Unangenehmes 
über ihre Einrichtungen zu ſagen, und müſſen nur bedauern, 
daß ſeit zwölf Jahren wenig gethan worden iſt, um ihre 
monarchiſche Liebe zu ſtärken, aber viel, um aus ihnen Re⸗ 
publikaner zu machen. 

Die erſte Frage, welche einem Parlament vorzulegen wäre, 
würde wohl die finanzielle ſein. Dieſe würde mit einem Male 
alle Provinzen einigen, da alle daſſelbe Intereſſe haben, die 
Finanzen des Landes ſo zu reguliren, daß die Laſten, welche 
überall ſo drückend ſind, erleichtert werden könnten. Die Ver— 
ſchiedenheit der Intereſſen, ſtatt den Geſammtſtaat zu ſchwächen, 
würde ihn eher ſtärken. Es iſt ein lebenskräftiges Element, 
welches ſowohl die Individualität des Einzelnen als die der 
Provinz ſichert. 

Es iſt freilich nicht zu verlangen, daß in der Organi— 
ſirung ſo vielſeitiger Intereſſen die Regierung keinen Fehler 
mache. Eine jede begeht fie. Wenn keinen Uebelſtänden ab- 
zuhelfen wäre, ſo hätte auch die Menſchheit nichts mehr zu 
verbeſſern, ſomit nichts mehr zu hoffen, nichts mehr zu erſtreben. 
Vollkommenheit iſt hier am allerwenigſten zu ſuchen, es ſtünde 
nicht in Harmonie mit der menſchlichen Natur. Ein Bauwerk 
aus Eckſteinen gebildet, kann regelmäßig ausgeführt werden; 
anders iſt es mit einer freien Verfaſſung. Menſchliche In⸗ 
tereſſen ſind tauſendfältig, und ſo müßte die Verwaltung ſein, 
welche dieſelben leitet. Die Frage iſt einfach die, ob Fehler 
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und Uebelſtände das Beſtehen des Staates gefährden. In 
England iſt dieß nicht der Fall, obgleich dort mehrere Fehler 
in der letzten Zeit begangen worden ſind. Nirgends, außer 
in Preußen, iſt eine unheilvollere Politik verfolgt worden, 
welche gewiß einmal böſe Früchte für England tragen wird; 
nur darf man dabei nicht vergeſſen, daß die Engländer als 
ein freies Volk immer Sympathien für ein anderes Volk haben 
müſſen, welches ſeine Freiheit erſtrebt. Preußen hat nicht 
einmal dieſe Entſchuldigung. Die Engländer haben einem 
wohltönenden, aber hohlen Worte „Freiheit“) alle Rechtsbe⸗ 
griffe geopfert. Das Wort hat ſie ſo mächtig erfaßt, daß ſie 
nicht einmal erwogen, ob Victor Emanuel aus rein politiſchem 
Gefühle die Freiheit Italiens vertrat, oder ob er nicht viel— 
mehr nur aus eigennützigen Motiven gegen alles Recht handelte, 
und ob ſein mächtiger Gönner, der in ſeinem Lande keine 
Freiheit duldet, der paſſende Mann ſei, als Träger der Frei⸗ 
heit zu dienen. Wir wollen nicht vertheidigen, nur erklären; 
die Verfaſſung aber, welche England eine geregelte Freiheit 
ſichert, iſt deßhalb nicht um ein Haar weniger nachahmungs⸗ 
werth, weil die Politiker des Tages eine ſchlechte Politik be— 
folgten. Fehler mögen immerhin vorkommen: beim Syſtem 
des Selfgovernments aber, wo das Volk ſelbſt die Geſetze 
macht, iſt, wenn auch Uebelſtände vorhanden ſind und Fehler 
vorkommen, viel weniger Chance daß Unruhen entſtehen, da 
das Volk ſelbſt für den Erfolg ſeiner eigenen Geſetze einſtehen 
muß ; werden dagegen die Geſetze von der Krone aus octroyirt, 
benützt das Volk gerne die Gelegenheit, die Schuld auf Andere 


*) Siehe Anhang II. (Seite 99.) 
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zu wälzen, die es in anderem Fall ohne Murren und ſchanden⸗ 
halber ſelbſt getragen hätte. 

ö Wenn das Volk ſelbſt die Geſetze macht, ändert es ſie 
gewiß nicht, bis die Nothwendigkeit ſchreiend Abhilfe fordert. 
Das Volk muß ſich überzeugt haben, daß das alte Geſetz 
nicht mehr zeitgemäß und ein neues nöthig iſt. Dieſes Feſt— 
halten an beſtehenden Geſetzen bildet ein Hauptmoment in 
der engliſchen Geſetzgebung. Man braucht nur einen Blick 
auf das Verfahren des engliſchen Parlaments zu werfen 
in einer Frage, welche nur eine Lappalie iſt, und doch 
während etlichen zehn Jahren alle Jahre wieder kam, die 
nämlich, ob man die Schweſter feiner verſtorbenen Frau. 
heirathen dürfe. Dieſe Frage kommt nun jedes Jahr vor und 
wird immer wieder verworfen; einmal wird ſie angenommen 
werden, aber erſt dann, wenn die dringende Nothwendigkeit 
derſelben — nicht der Wunſch — ſich im ganzen Volke füh— 
len läßt. Wenn man ſo hartnäckig eine ſolche Bagatelle ver— 
theidigt, was wird man erſt thun bei einer Frage, welche die 
Conſtitution ſelbſt angreift? Die Pairskammer ſpielt in die: 
ſer Frage die Rolle, die ihr gebührt: ſie iſt da, um aufzu⸗ 
halten, damit die Frage überall durchdringe. Iſt an der Sache 
nichts, ſo fällt ſie von ſelbſt. Spricht ſich hingegen das ganze 
Volk dafür aus, fo hat die Pairskammer ihre Aufgabe ges 
löst und gibt nach. Ohne dieſes Aufhalten wäre die Frage 
vielleicht gleich Anfangs angenommen, aber ebenſo bald als 
unnöthig und unzeitgemäß wieder abgeſchafft worden. 

Wir haben in dieſer Broſchüre nur die Hauptfragen, 
welche bei der Reform eines Staates in Betracht kommen, 
vom allgemeinen Standpunkt aus erörtert und die unterge— 
ordneten, wie Gemeindeweſen und dergleichen, gar nicht be— 
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rührt, da wir es für ein zu gefährliches Experiment anfehen, 
ſich mit dem Dache zu beſchäftigen, wenn das Erdgeſchoß 
ſchon im Einſtürzen begriffen iſt. Eben ſo wenig möchten wir 
mit einem fertigen Programm auftreten, das weder erwünſcht 
noch nöthig wäre; nicht erwünſcht, weil dadurch zur ſpäteren 
ruhigen Entwickelung nichts mehr übrig bliebe und vor der 
Hand ein ſolcher Wuſt von Arbeiten aufgehäuft würde, daß 
Chaos und nicht Ordnung daraus entſtehen müßte; nicht 
nöthig, da im Laufe der Begebenheiten ſich ſehr viel von 
ſelbſt gibt, manches ſtillſchweigend angenommen oder in Aus— 
übung kommen würde und alles Uebrige ſich leicht in die 
Cadres einreihen ließe. So lange keine feindlichen Elemente 
vorhanden ſind, welche eine Ausgleichung unmöglich machen, 
kann ſich alles ruhig entwickeln. Wenn das Staatsoberhaupt 
die Pairs zu einer Pairskammer und die „Gentry,“ in der 
vorher ſchon beſprochenen Weiſe, zu einer Deputirtenkammer 
zuſammen beriefe, um die Angelegenheiten des Reichs zu be— 
ſorgen, wären, ohne irgend eine ungeſetzliche Störung zu ver— 
urſachen, alle Elemente da, um nach und nach die nöthigen 
Reformen einzuführen und für die weitere Vertretung aller 
Intereſſen Sorge zu tragen. Es wäre vielleicht nöthig, da 
die Mitglieder beider Kammern in dem gehörigen Geſchäfts— 
gang nicht geübt ſind, einige beſoldete Perſonen anzuſtellen, 
welchen für die erſte Zeit die Leitung der Geſchäfte übertra— 
gen würde. 

Wenn das Haus der Gemeinen zuſammen kommt iſt das 
erſte, den Sprecher zu wählen, der ſich in nichts vergäbe, der 
die Rechte und Privilegien des Hauſes zu wahren wüßte und 
durchaus unparteiiſch wäre. Von dieſem Augenblicke an würde 
alle Verantwortung auf ein vom Kaiſer gewähltes Miniſte— 
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rium fallen. Nach genommener Einſicht in die Finanzen — 
die allererſte Frage — würde von ſelbſt für die nöthigſten 
und dringendſten Aenderungen im Staatsweſen die Bahn ge⸗ 
brochen werden, ſie würden allmälig zur Berathung kommen, 
und ſo lange man ſich dem Wahne nicht hingibt, daß man 
was Fertiges und Vollkommenes zu ſchaffen hat, ſo lange 
man keine Theorieen aufſtellt, ſondern ſich mit den praktiſchen 
Arbeiten der Staatsmaſchine begnügt, iſt an einem günſtigen 
Erfolg nicht zu zweifeln. 


Nirgends hat ein Staat leichteres Spiel wie hier, ein 
kleiner Schritt auf der rechten Bahn genügt, um 
Vertrauen einzuflößen. Zur rechten Zeit gegeben reicht ein 
unbedeutendes Geſchenk weit, es wird als eine a Conto-Zah⸗ 
lung angeſehen und man wird dem Gläubiger mit den Ter⸗ 
minen viel nachſehen. Wenn aber das Volk gezwungen wird, 
ſich ſelbſt bezahlt zu machen, dann iſt das Verſprechen eines 
Welttheils zu klein, um ſeine unerſättliche Habgier zu ſtillen. 
Die Preßfreiheit und die Zuſammenberufung 
eines Parlaments genügen, um den Credit des 
Landes wieder herzuſtellen. Handel und Gewerbe, 
welche jetzt darnieder liegen, blüheten augenblicklich auf. Je⸗ 
der würde fühlen, daß er das ch 2 5 einen Wechſel auf 
die Zukunft auszuſtellen. 


Wenn hingegen nur an momentane Hilfe, an die Quan⸗ 
tität und nicht an die Qualität der Reformen gedacht wird, 
wenn der Rahmen zu klein iſt, um das Bild zu umfaſſen, zu 
welchem ſich die verſchiedenen Gruppirungen nur nach und 
nach geſtalten, wenn nicht ein der Zeit entſprechender Geiſt 
alle Reformen leitet und ein Feſthalten an den einmal ge⸗ 
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gebenen die nöthigen Garantieen für die Zukunft bietet, 
dann wird das Mißtrauen eher vermehrt als beſeitigt. 


Um ſonſt ſtemmt man ſich gegen ein heran— 
brauſendes Lokomotiv, man kann aber daſſelbe 
beſteigen und führen, man kann langſam fahren, 
ſogar ſtehen bleiben, wo nöthig, aber doch auf 
derſelben Bahn bleiben und dieß iſt die Aufgabe 
des Conſervatismus. 


Ueber die Tragweite der beſtehenden Mißbräuche können 
verſchiedene Meinungen obwalten, jedoch wird Jeder zugeben 
müſſen, daß die Idee hier die Hauptrolle ſpielt, und dieſe 
Idee genügt, um die Unzufriedenheit bis auf die höchſte Po⸗ 
tenz zu ſteigern.. Es wäre lächerlich heutzutage von der 
Tyrannei zu reden, man ſchlitzt keine Naſen und Ohren mehr. 
Man verbindet aber jetzt mit dem Wort Mißbrauch einen 
anderen Begriff als damals, und diejenigen, die heut⸗— 
zutage regieren, müſſen den jetzigen Begriffen 
Rechnung tragen. Wenn wir die jetzigen Comforts in 
unſeren Wohnungen nicht hätten, könnten wir noch ganz gut 
fortleben; ein Jeder aber wäre ſehr unzufrieden, wenn man 
die harten Seſſeln unſerer Vorfahren wieder einführen wollte. 


Es iſt nicht das eigentliche Volk, welches heutzutage 
der meiſten Berückſichtigung bedarf, ſondern die beſitzenden 
Klaſſen; denn das Volk hat keine Verantwortung, zahlt nichts 
für die Erhaltung des Staats und verwendet nicht ſeine Zeit 
für Andere unentgeltlich. Sobald ſeine perſönliche Freiheit 
geſetzlich geſichert iſt und nicht von der Willkür eines Ande- 
ren abhängt, jo lange es Arbeit und Brod hat, iſt es glück— 
licher als alle anderen Stände und wird dieſe ſelten beneiden. 
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Die politiſchen Beglücker dieſes Volkes find nur Phraſen⸗ 
macher. | 

In dem Vorhergegangenen haben wir uns beſtrebt, jo 
objektiv wie möglich zu ſein und die Sachen anzuſehen, wie 
ſie ſind, und nicht, wie ſie ſein ſollten. Unſere Anſichten mögen 
dem Einen zu frei, dem Anderen zu conſervativ vorkommen: 
aber Jeder muß zugeben, daß unſere Tendenz keine revolu— 
tionäre ſei. Wir wollen eine Monarchie erhalten, glauben 
aber, daß dieß nur auf einem Wege möglich iſt, und erlau⸗ 
ben uns, dieſen Weg anzudeuten. Wir nehmen unſere Inſpi— 
ration nicht von einer Partei und vertreten nicht die In— 
tereſſen eines Standes. Das Wohlergehen des Kaiſerſtaates 
liegt uns am Herzen. Um dieſem zu dienen, erkühnen wir 
uns zu ſagen, daß derſelbe mit großen Schritten einer allum⸗ 
faſſenden Revolution entgegengeht und daß es nur ein Mittel 
gibt, damit die brauſenden Wellen ſich legen, und dieſes iſt: 
ernſthaft den Weg zu einer freien Verfaſſung an⸗ 
zubahnen. 

Für jedes andere Verfahren iſt es zu ſpät. 


Wien, 10. März 1860. 


Nachtrag. 


Wir haben in dem Vorhergegangenen nachzuweiſen ge— 
ſucht, daß die gegenwärtige Lage Oeſterreichs eine große Aehn— 
lichkeit mit der von Frankreich vor 1789 hat, inſofern eine 
Parallele zwiſchen zwei Epochen in der Geſchichte überhaupt 
ſich ziehen läßt, und daß nach unſerem Dafürhalten das ein⸗ 
zige Mittel, damit ein 1789 nicht erfolge, das Einführen 
einer freien Verfaſſung auf conſervativer Baſis iſt. Wir haben 
ferner auf ein Haupthinderniß aufmerkſam gemacht, welches, 
obwohl ſeiner Natur nach außerhalb des politiſchen Gebietes 
liegend, doch ſo ſehr in daſſelbe eingreift, daß das Beſtreben 
Oeſterreich zu regeneriren, ohne auch zugleich die Verhältniffe 
des Staates zur Kirche auszugleichen, durchaus ſcheitern 
müßte. Wir erlauben uns hier noch einige Bemerkungen zu⸗ 
zufügen, welche in der Broſchüre ſelbſt den Zuſammenhang 
derſelben geſtört hätten, die aber zum vollen Verſtändniß die⸗ 
ſer ſo ſchwierigen Frage durchaus unerläßlich ſind. 

Wenn irgend etwas im Stande wäre, den gefährlichen 
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Einfluß der Kirche dem Staate gegenüber in ein grelles Licht 
zu ſetzen und uns über die wahre Natur der politiſchen Stel⸗ 
lung derſelben aufzuklären, ſo iſt es unbedingt die Rolle, 
welche die Kirche in Frankreich ſeit 1848 geſpielt hat. Ihre 
Politik war nicht weniger die des Cäſarismus, als die des 
zweiten Dezembers. Wie Monſieur Bonaparte feine Re⸗ 
generation Frankreichs vornahm, fand er bereitwillige Hilfe 
von Seite der Kirche, die ſich zu Allem hergab — mittelſt 
der Autorität vernichtete fie jede Selbſtſtändigkeit. Und 
dieſe Autorität ſoll man als ein Kleinod betrachten, und 
die dem Staate ſo nothwendige Autorität ſoll nirgends als 
in einem fremden Elemente zu finden ſein und nicht aus dem 
Staate ſelbſt hervorgehen! Soll denn der Staat weniger 
Autorität nöthig haben, als die Kirche? Wir hätten in 
unſerer Einfalt geglaubt, daß erſterer ziemlich mehr bedarf, 
als letztere. Wer erhält uns unſer Vermögen, ſichert uns 

unſere Exiſtenz? Die Idee iſt gar zu naiv. | 
Hätte die Kirche in Frankreich den moraliſchen Muth 
gehabt, dem Cäſarismus kräftig entgegenzutreten, ſo hätte ſie 
demſelben einen Damm ſetzen können und Europa wäre in 
einer ganz andern Lage als jetzt. Dieß war jedoch unmöglich, 
da ſie den Damm gerade gegen ſich ſelbſt, den Cäſarismus 
nämlich, hätte ſetzen müſſen, fie wäre mit andern Worten con- 
ſervativ geworden, was ſie nie ſein kann. Die Kirche 
petroyirt eine kirchliche Verfaſſung, gerade wie ein Staat eine 
politiſche. Ob die Octroyirung von Alters her iſt, oder von 
geſtern, thut nichts zur Sache, es bleibt immer octroyirt; 
der klarſte Beweis davon iſt, daß die politiſchen Wirren ſich 
auf einmal löſen würden, wenn die kirchlichen entfernt wären. 
So durchdrungen ſind wir von der Richtigkeit dieſer 
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Anſchauung, daß wir nicht umhin können, zu wiederholen, 
daß die einzig zu wandelnde Bahn in der Politik, ſowie die 
Harmonie in der ſozialen Ordnung, von der richtigen Auf— 
faſſung der gegenſeitigen Verhältniſſe und deren ſtrenger 
Scheidung abhängen. Wir möchten Begriffe trennen, die mit 
einander nichts gemein haben und deren Vereinigung 
Leute trennt, die ſonſt in Allem ziemlich einer 
Meinung ſind, und ein hauptgemeinſames Ziel 
vor Augen haben. Es iſt ganz begreiflich, daß die Geift- 
lichkeit, ſowie jede andere Gemeinſchaft, ihre Ueberzeugung 
für die richtige hält. Nur geht ſie noch weiter — ſie will, 
daß Alle aus ihrem Born ſchöpfen, was natürlich bei jedem, 
der ſich einer andern Quelle zuwenden will, Haß erregt. Auf 
dieſe Art ruft ſie eine Oppoſition hervor, die als eine abſicht— 
liche, aus böswilligen Motiven entſpringende Feindſchaft ange— 
ſehen wird, und nicht ſelten gelingt es ihr, Werkzeuge zu 
finden, die, während ſie ihre Intereſſen vertreten, in dem 
Wahne leben, daß ſie nur ihren eigenen Ausdruck leihen. 
Es wäre denkbar, daß die in der engliſchen Verfaſſung 
anerkannte Fiktion ebenfalls in kirchlichen Sachen anwendbar 
wäre, und daß Alle übereinkämen, dieſe Fiktion für heilig und 
zur Staats- reſp. Kirchenerhaltung nothwendig zu betrachten. 
Es müßte aber dann wirklich eine Fiktion bleiben. Bei der | 
Kirche aber handelt es ſich um eine Wahrheit, deren Be: 
ſprechung nie verboten werden darf, ohne das Aufkommen 
von Zweifel über dieſe Wahrheit ſelbſt befürchten zu müſſen. 
Man iſt gezwungen, die Wahrheit zu beweiſen, damit ſie 
nicht in Frage geſtellt wird. In China iſt alle Beſprechung 
religiöjer Gegenſtände verboten, und dorthin ſollen die ſich 
wenden, welche in einer octroyirten Autorität ihr Heil ſuchen. 
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Hat der Staat keine würdigeren Mittel, um die Geſetze 
aufrecht zu erhalten, als uns mit Höllenqualen zu ſchrecken, 
und iſt er, wenn er dieß thut, minder ſtrafbar als eine Mut⸗ 
ter, welche ihr Kind zum Gehorſam zwingt, indem ſie ihm 
Furcht vor dem Teufel einjagt? Glaubt ſie daran, dann iſt 
ſie doppelt ſtrafbar; wenn nicht, ſo wird ſie dem Kinde gegen— 
über zur Lügnerin, der kein Kind anvertraut werden ſoll. — 
So der Staat. Bei der Familie ſowie beim Staate iſt die 
Selbſtſtändigkeit der Hauptzweck, den man im Auge haben 
muß. Dieſe iſt mit einem gläubigen Gemüth vereinbar, nie 
aber mit einem octroyirten Glaubensbekenntniß. Ohne Selbſt— 
ſtändigkeit florirt der Cäſarismus, aber der conſervative Staat 
geht zu Grunde. 

Der Staat iſt eine durchaus weltliche Einrichtung und 
kann ſich nur mit menſchlichen Dingen abgeben, ſonſt über— 
nimmt er eine Aufgabe, der er nicht gewachſen iſt, und unter: 
liegt. Er kann ſich in kirchlichen Sachen ein Gutachten ein— 
holen, wie er es überhaupt in allen ſpeziellen Fragen thun 
muß; aber nie darf ſeine Autorität weder durch das eine noch 
durch das andere geſchmälert werden. Iſt die geiſtige Rich- 
tung im Staat eine freie, jo erhebt man ſich über die täg⸗ 
lichen Anſchauungen, und erbaut ſich an den Myſterien un⸗ 
ſeres Daſeins; iſt dieſe eingeſchränkt, ſo denkt man lieber 
gar nicht, und überläßt Anderen das Denken. Die Selbft- 
ſtändigkeit wird aber dadurch vernichtet, und Sklaven und 
nicht Bürger werden aus einem ſolchen Syſteme hervorgehen. 

Sowohl der Glaube als der Unglaube ſind Hüllen für 
einen edlen oder unedlen Kern. Die Wenigſten ſehen tiefer 
als die Schaale. Man hält ſich in der Regel an den 
Namen und läßt den Kern unberührt. Aus dieſer Unwiſſen⸗ 
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heit entſtehen natürlich die unſinnigſten Vorurtheile, welche 
etwas tieferes Denken ſogleich entfernen würde. Man traut 
ſich nicht über ein Land und deſſen Bewohner abzuſprechen, 
ohne das Land beſucht und alle Phaſen der Exiſtenz in dem— 
ſelben unterſucht zu haben, und doch glaubt man ſich berech— 
tigt, je nach der Farbe des Beurtheilenden, einen katholiſchen 
Geiſtlichen als einen Heuchler, oder einen Materialiſten als 
einen unmoraliſchen Menſchen zu erklären. Daß es wahr— 
haft aufrichtige katholiſche Geiſtliche gibt, die ihrem Beruf 
Ehre machen, iſt ſo unläugbar, als daß es Materialiſten gibt, 
welche alle Achtung verdienen. Was aber weniger in die 
Augen ſpringend und doch eben ſo gewiß iſt, iſt daß der 
katholiſche Geiſtliche, trotz ſeiner Stellung, und der Mate— 
rialiſt, Dank ſeiner Stellung, das geworden ſind, was 
ſie ſind. Letzterer, indem er den Muth hat, ſich über 
die Vorurtheile der Welt wegzuſetzen, entwickelt eine ſittliche 
Kraft, die ihm in allen Gelegenheiten des Lebens Feſtigkeit 
verleiht; erſterer wird, durch ſeine Stellung, verleitet unſitt⸗ 
lich zu ſein, und hat darum auch das immenſe Verdienſt, den 
Verſuchungen widerſtanden zu fein; er iſt mit dem beſchränk— 
ten Wirkungskreis, welcher ihm beſchieden iſt, zufrieden, und 
erfüllt ſeine ſchweren, aufopfernden Pflichten mit einer Huma⸗ 
nität, die ihm die Liebe ſeiner Nebenmenſchen verſichert. Der 
überwiegende Geiſt, welcher einen Humboldt oder einen Feuer: 
bach aus der orthodoxen Bahn bringt, iſt nicht vorhanden, um 
einen Vicar of Wakefield in ſeinem Wandel irre zu machen. 

Die meiſten Geiſtlichen ſind noch dazu ſo ſchlecht geſtellt, 
im Verhältniß zu ihrer Bildung und zur ſozialen Stellung, 
die ſie, zur Behauptung der Wuͤrde ihres Amtes, in der 
Welt einnehmen ſollen, daß ſie nur als Proletarier und folg— 
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lich Anhänger der demokratiſchen Partei angeſehen werden 
müſſen. Um conſervativ zu fein, andere Hinderniſſe abgerech- 
net, müßten ſie aus andern Elementen beſtehen, als dieß in 
der Regel der Fall iſt. Ohne gerade vermöglich zu ſein, wie 
es bei ſo vielen der engliſchen Geiſtlichen der Fall iſt (was 
aber nie im Intereſſe der Religion ſelbſt erwünſcht wäre), 
müßte wenigſtens ein Gleichgewicht herrſchen, zwiſchen ihrer 
pekuniären und ihrer weltlichen Stellung. Der Staat iſt 
nicht im Stande, dieß herzuſtellen, da, um auf der einen 
Seite gerecht zu ſein, er auf der andern ungerecht ſein 
müßte: der Staat müßte von allen fordern, was nur einige 
bereit wären, zu geben. Kein Staat darf, oder kann heut⸗ 
zutage die Geiſtlichen ſtellen, wie ſie geſtellt ſein ſollten; und 
thut er dieß nicht, ſo ernährt er nur ein demokratiſches Ele— 
ment. Durch freiwillige Beiträge allein iſt dem 
Uebelſtand abzuhelfen, wie wir es anderswo ſchon angedeutet 
haben. Es könnten weniger, vielleicht noch mehr Geiſtliche 
nöthig ſein und ernannt werden, als es heute gibt. Was 
immer die Zahl ſein mag, hätte man zufriedene und vollends 
durch ihre Trennung vom Staate, conſervative Elemente. 
Dieſe Klaſſe (die niedere Geiſtlichkeit) iſt, je nach ihrer 
Stellung, entweder ein Fluch oder ein Segen. Wenn geſtellt 
wie ſie ſein ſollte, iſt ſie ſegenbringend, und keine Opfer 
dürften zu groß ſein, um diejenigen zu befriedigen und zu 
verehren, die die Keime edler Denkungsart für uns und unſere 
Kindeskinder ausſtreuen. So lange „was du willſt, daß 
man dir thue, das thue auch einem Andern“ als oberſter 
Grundſatz hienieden beſteht, müſſen diejenigen, welche denſelben 
durch Wort und That bekunden, ſtets einen erhabenen Stand⸗ 
punkt im Staate einnehmen. 7 
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Es iſt eine bejhränfte Anſchauung, den Pietismus zu 
verabſcheuen. Man vermehrt dadurch unnöthiger Weiſe den 
confeſſionellen Hader. Der Pietismus iſt nur die Conſequenz 
einer gläubigen Auffaſſung und iſt immerhin einem bequemen, 
leichten Kaufs errungenen, religiöfen Standpunkt vorzuziehen. 
Derjenige, der ſeine religiöſen Anſchauungen weltlichem Vor— 
theil und ſozialer Stellung unterordnet, und ſie nur hat, weil 
dieſe materiellen Vortheile es erheiſchen, iſt um kein Haar 
beſſer, als der, welcher durch Leichtſinn und Indifferentismus 
allen religiöjen Gefühlen fremd bleibt. Dieſer Indifferentismus 
war der Hauptzug im vorigen, leichtfertigen Jahrhundert. In 
unſerer ernſten Zeit iſt Ueberzeugung an ſeine Stelle getreten 
und der Gewinn iſt groß. Was man heute iſt, iſt man durch 
Ueberzeugung, ſei man nun gläubig oder ungläubig, und 
ſo lange Ueberzeugung die Motivkraft unſerer Handlungen 
iſt, können wir getroſt der Zukunft entgegengehen. Der In⸗ 
differentismus allein läßt keine Hoffnung aufkommen. 

Wir möchten Allen, welcher Farbe, politiſch oder con⸗ 
feſſionell, ſie auch angehören, hier die Hand zur Verſöhnung 
reichen, in der feſten Ueberzeugung, daß nur ein einiges Zu⸗ 
ſammenhalten von Allen, welche es ehrlich mit ſich und 
Andern meinen, und ein gänzliches Ignoriren aller politiſchen 
und kirchlichen Unterſchiede, zur ſozialen Ordnung führen 
können. Einer, der feine eingebildete oder von Andern ein 
geimpfte Anſchauung als die einzig richtige betrachtet, iſt 
weder fähig an der Regeneration eines Landes Theil zu 
nehmen, noch ihre Nothwendigkeit zu begreifen. Nur Vor— 
urtheilsfreie, im weiteſten Sinne des Worts, können zu einem 
Werke beitragen, das durch das eigene Gewiſſen und nicht 
durch fremde Mandate vollbracht werden will. 


94 

Ohne Selbſtſtändigkeit wird aus dem gläubigen Ges 
müth entweder ein Inquiſitor oder ein Heuchler, da Schein 
oder Uebertreibung die ſicheren Folgen der Unfreiheit ſind. 
Nur die Pflanze, welche ſich frei entwickeln kann, hebt ihr 
dankbares Haupt gen Himmel und athmet froh. — Nur ein 
ſolches Leben iſt würdig, erhalten zu werden. — Nur eine 
ſowohl geiſtig als politiſch freie Entfaltung macht conſer— 
vativ. In einem abſoluten Staate mag der 
Einzelne es wohl ſein, das Volk aber iſt 
es nie. 


Anhang. 


(Zu Seite 69.) 


Wenn das Herrenhaus in Berlin nach einer ſo langen 
Debatte dieſe Frage nur noch mehr verwickelte, muß es an— 
maßend ſcheinen, wenn wir als Plänkler noch einige Streif— 
ſchüſſe abfeuern: allein nach unſerem Dafürhalten hat das 
Berliner ſchwere Geſchütz vor zu vielem Rauch ſtets daneben 
geſchoſſen. Die Frage ſelbſt, von allem fremden Anhängſel 
befreit, hat gewiß in einer Nußſchale Platz. Entweder iſt 
die Ehe göttlichen oder irdiſchen Urſprungs. Wenn 
göttlich, geht ſie den Staat, wenn irdiſch, die 
Kirche nichts an. Hier iſt kein transigiren möglich. 

Iſt nun der Urſprung göttlich, ſo folgt daraus, daß 
die Ausübung auch göttlich ſei; obwohl es keine noth— 
wendige Folge iſt, daß wo die Ausübung göttlich iſt, der Ur— 
ſprung auch ein göttlicher ſei. Jeder wird zugeben daß, 
wenn die Ehe ſowohl im Urſprung als in der Ausübung gött— 
lich iſt, ſie alles leiſtet, was von einer im Himmel geſchloſſenen 
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Inſtitution verlangt werden kann, und folglich mit dem Staate 
nichts gemein hat; wenn hingegen der Urſprung allein ein 
göttlicher iſt und die Ausübung eine irdiſche, oder umgekehrt, 
daß die Ehe dann dem Staate anheimfällt. 

Leiſtet nun die Ehe in der Ausübung das, was man von 
einer Sache verlangen kann, die göttlichen Urſprungs iſt? 
Ehebruch antwortet mit Rieſenſtimme: Nein. Ein bloßer 
Heirathscontrakt klopft unſanft an die himmliſche Pforte, und 
eine im irdiſchen Sinn vernünftige Heirath macht die Gottheit 
völlig zum Schacherjuden. i 

Wenn alſo der göttliche tung wegfällt, dann muß 
folgerichtig die Ehe als eine Staatseinrichtung angeſehen wer: 
den, und dann hat der Staat allein das Recht ſie zu 
ſchließen oder zu löſen. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß, was 
geſchloſſen, auch gelöst werden kann. 

Verliert dadurch die Ehe an Anſehen, daß ſie menſchlichen 
und nicht göttlichen Urſprungs iſt? Es ſcheint uns, daß ein nicht 
menſchlicher Urſprung ſie von allen menſchlichen Pflichten und 
Beſtrebungen entbindet. Eine im Himmel geſchloſſene Ehe 
muß bis zu Ende himmliſch bleiben — aller Verdienſt, welcher 
ſonſt einer muſterhaften Ehe zukäme, fällt hier weg, und alle 
Sorge für den Ruf der Eheleute iſt überflüſſig. Wir können 
nicht umhin, dieſe Auffaſſung der Ehe als eine Entwürdigung 
derſelben, als ein Prämium auf Immoralität anzuſehen. Je 
mehr man Menſch bleibt und ſeine Pflichten als Menſch er⸗ 
füllt, um fo mehr bleibt man feinem Beruf treu; der Hand: 
lung einen Schein der Göttlichkeit zu geben, iſt gewiß nur 
eine Ausrede, um von den Pflichten dispenſirt zu werden, 
welche allen Menſchen obliegen. 

Es iſt höchſt merkwürdig, daß gende diejeni⸗ 
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gen, deren Beruf es iſt, heilig zu ſein, an dieſer 
heiligen Handlung nicht theilnehmen dürfen. 
Dürften ſie es thun, ſo würden ſie dadurch die Moralität im 
Lande mehr heben, als durch alles Meſſeleſen von jetzt an 
bis zum jüngſten Tag. 

Dadurch daß man die Schließung der Che der Kirche 
auferlegte, hat man ihr nur geſchadet, da die Gebrechen der 
Ehe doch zuletzt auf ſie zurückfallen. Weil die Kirche die Ehe 
ſchließt, bekommt dieſelbe eine Art kirchlicher Glorie; führt 
die Ehe aber zum Verbrechen, dann wird die Glorie ein Gegen— 
ſtand des Spottes. | 

Es folgt aus dem Vorhergegangenen, daß die Kirche klüger 
handeln würde, wenn ſie die Schließung der Ehe dem Staate 
allein überließe, deſſen Intereſſe es hauptſächlich iſt 
und immer ſein muß, daß Ehen geſchloſſen werden. 
Wer hat für die Folgen der Ehe zu ſorgen? der Staat. Was 
hat die Kirche mit Niederlaſſungen zu thun? quaſi nichts. 
Man iſt vor allem Staats- und nicht Kirchen-Bürger. Das 
neugeborene Kind gehört vom erſten Augenblicke an dem 
Staate und wird erſt nachher in den Schooß der Kirche auf— 
genommen, entweder gleich oder erſt ſpäter, wie es bei einigen 
Sekten der Fall iſt, ja einige Sektirer taufen ihre Kinder gar 
nicht. Der Staat darf dieſe angenommenen Pflich— 
ten nie aufgeben, er kann ſie einem Anderen dele⸗— 
giren, wenn er Einen findet, der ſie ihm abnimmt: 
er bleibt aber verantwortlich, und muß deßhalb für 
alle diejenigen, welche die kirchliche Trauung nicht wünſchen, 
die Civil⸗Ehe einführen. 

Die ſittliche Würde der Ehe bekundet ſich durch That— 
ſachen und nicht durch Theorien, ſie wird al is. außen 
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gefährdet, ſondern trägt in ſich ſelbſt die Bedin— 
gungen ihrer Exiſtenz. Ein Band zwiſchen Mann und 
Frau, auf Liebe gegründet, von Pflichtgefühl befeſtigt, durch 
Selbſtverläugnung gehoben und durch Selbſtachtung geheiligt, 
bedarf keine Mythe, um ſeine ſoziale Stellung zu heben, 
während ein unauflösbares ſchmachvolles Bündniß den letzten 
Duft der Sittlichkeit abſtreift, da dieſes Band der Ehen zum 
Meineid wird. 

Wo keine Civil⸗Ehe beſteht, erwächst noch ein fernerer 
Uebelſtand. Man wird verleitet, entweder ſeinen Glauben aus 
Intereſſe, nicht aus Ueberzeugung, zu ändern, oder etwas zu 
verſprechen, was man nicht geſonnen iſt zu halten: beide Fälle 
der Moral gleich zuwider. 

Nach abgeſchloſſener Civil-Ehe bleibt es Einem immer noch 
frei um die kirchliche Einſegnung einzukommen, welche, da 
ſie Einem nicht aufgedrungen wird, noch den Werth 
der aufrichtigen Ueberzeugung — das Verdienſt einer 
freiwilligen Handlung — hat. Wir betrachten die Möglich- 
keit einer doppelten Trauung als ein weiteres Pfand für das 
Wohl der Ehe. Man hat mehr Zeit in ſich zu gehen, man 
wird mehr der Pflichten gewahr, welche man auf ſich nimmt; 
und wenn irgend eine Handlung erfordert, daß man ſeinen 
Leichtſinn am Altar des Gewiſſens opfert, ſo iſt es gewiß die, 
welche, wenn gut durchgeführt, eine Ehre und ein Glück, 
ſchlecht aber, eine Schmach und eine Qual iſt. Um dieſes 
Vortheils willen allein darf der Staat Einem die Ueberlegung 
nicht aufdringen. Der Zweck heiligt die Mittel nicht. 

Wenn wir auch das Urtheil vieler Leſerinnen in dieſer 
Frage befürchten, ſo müſſen wir noch mehr den Schlag fürch— 
ten, welcher, durch Erſchwerung der Eheſchließung, der Mora⸗ 
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fität des Landes geführt wird. Das ganze ſoziale Gebäude 
beruht auf der Familie; je mehr Familien im Lande, deſto 
mehr conſervative Elemente, ſelbſt das Proletariat, wenn ver⸗ 
heirathet, hängt noch mit einem Faden an der Ordnung. 
Kinder, ſagt der weiſe Lord Bacon, ſind ſo viele Bürgen 
für's Schickſal („hostages given to fortune“). 


II. 
(Zu Seite 81.) 


Es iſt natürlich hier der Standpunkt am Anfang des 
Krieges gemeint, wo Niemand den Lauf der Begebenheiten 
vorausſehen konnte. Damals war man auf Alles eher gefaßt 
als auf die Freiheit, und wenn dieſelbe jetzt dämmert, iſt es 
Trotz und nicht Dank Monſ. Bonaparte. Und obwohl man 
dieſen Krieg als einen Raub immer betrachten muß, kann man 
doch den Italienern das Zeugniß nicht verweigern, daß ſie 
während dem letzten Jahre ſich muſterhaft benommen haben. 
Ob fie unter dem piemonteſiſchen Scepter glücklicher ſein wer: 
den, als unter dem öſterreichiſchen, iſt ſehr zu bezweifeln. 
Sei dem wie ihm wolle, die früheren Bande ſind zerriſſen 
und das Rad der Ereigniſſe läßt ſich nicht zurückrollen. Alle 
weiteren Combinationen müſſen von jetzt an neu geſtellt wer⸗ 
den. Man kann nicht mehr vom Standpunkt vom März 
1859 ausgehen. | 

Wie immer man das Recht der Herzogthümer, ihre Herr: 
ſcher zu wählen, beurtheilen mag, muß man doch zugeben, 
daß kein Herrſcher in Europa ein größeres Recht auf ſeinen 
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Thron hat als der Großherzog von Toskana. Die Rechte 
der Capetinger z. B. waren urſprünglich nur eroberte; bei 
Toskana aber war der Beſitz von allen Mächten garantirt, er 
war kein uſurpirter, er war vielmehr eine Vergütung und 
wurde Privat⸗Eigenthum. Wenn Toskana ſeinen Großherzog 
durchaus nicht mehr haben will, ſollten alle Mächte darauf be- 
ſtehen, daß demſelben vergütet werde, was er dort verliert. 
Dadurch, daß er ſein Land verließ, um ſein Leben zu ſichern, 
hat er ebenſowenig ſeine Rechte verwirkt, als ein Herrſchafts⸗ 
Beſitzer, der in unruhigen Zeiten von ſeinem Beſitz fortzieht. 

Es iſt völlig unbegreiflich, daß man das perſönliche Le: 
gitimitäts⸗Prinzip einem corporativen hintanſetzen kann; und 
doch iſt es ſo. Haben ſich nicht tauſend Stimmen gegen die 
Ungerechtigkeit erhoben, mit der man gegen den Papſt ver⸗ 
fährt, während Niemand ſich um den Großherzog von Tos— 
kana zu bekümmern ſcheint? und doch verliert letzterer Alles, 
während der Papſt an Revenuen eher gewinnen als verlieren 
würde. In der Perſon des Großherzogs iſt nicht allein das 
legitimiſtiſche Prinzip als Monarch verletzt, ſondern das Fami⸗ 
lienrecht. Toskana gehört dem Hauſe Lothringen nicht weniger 
als irgend ein Privat-Beſitz ſeinem Eigenthümer gehört, da 
es ſpeziell für andere abgetretene Länder als Erſatz geſchenkt 
und von allen Mächten anerkannt wurde. 

Beim Papſt iſt der Fall ein ganz anderer. Die römiſchen 
Staaten ſind als eine Körperſchaft zu betrachten, deren Ver⸗ 
walter der Papſt iſt. In einer Corporation beſteht kein Legi⸗ 
timitäts⸗Prinzip; dieſe kann ſich nach Belieben auflöſen. Der 
Papſt iſt nicht Sohn eines Papſtes, er iſt nicht einmal von 
ſeinem Vorgänger zum Erben eingeſetzt worden, ſondern gewählt 
von anderen ebenfalls Gewählten. 
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Die Unantaſtbarkeit der römischen Staaten ift ganz gut 
als Parteiwaffe zu brauchen, um die Maſſe in Bewegung zu 
ſetzen, iſt aber für denkende Politiker ganz unhaltbar. Spricht 
die römiſche Corporation von dem Patrimonium Petri als von 
einem Prinzip, ſo ſtößt ſie daſſelbe um, ſobald ſie dieſes 
Patrimonium entweder vergrößern oder ſchmälern will. Das— 
ſelbe hat Oeſterreich faktiſch im Jahre 1815 gethan, als es 
ſich gegen Proteſt des Papſtes Ferrara und Comacchio an— 
eignete. 

Will man conſervativ vorgehen und den Papſt erhalten, 
muß man ihn ſo ſtellen, daß in ihm eine Idee verkörpert und 
verherrlicht wird, und daß er nicht in den Staub weltlicher 
Intereſſen heruntergezogen werden kann, wo er fehlen muß 
wie ein anderer. Der Stellvertreter Chriſti darf nicht mit 
Ländern ſchachern. Die wahre Quelle ſeines Reichthums iſt 
in den Gaben zu ſuchen, welche, wie Gebete, die täglich für 
ihn aus den Herzen der Gläubigen ſteigen, dem Nachfolger 
Petri dargebracht werden. Hören dieſe auf, dann hat, aber 
erſt dann, die letzte Glocke des Papſtthums geſchlagen. | 
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ſtaatlichen Juan Deutſchlands. 
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Neue, mit einer Einleitung vermehrte Ausgabe. 
Inhalt. 

Einleitung: Die Frage von Krieg und Frieden. — I. Das dynamiſche Grundgeſetz 
des Staatsweſens. — II. Verhältnißwerth der geſellſchaftlichen Kräfte. — LI. Das Reprä⸗ 
ſentativſyſtem. — IV. Revolution und hiſtoriſches Recht. — V. Volk, Ariſtokratie, Adel. 
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— XII. Der Conſtitutionalismus. — XIII. Die Gothaer. — XIV. Die demokratiſche 
Parthei. — XV. Der Socialismus. — XVI. Oeſterreich. — XVII. Preußen. — XVIII. 
Wechſelverhältniß zwiſchen Oeſterreich und Preußen. — XIX. Die Mittel⸗ und Klein⸗ 
ſtaaten. — XX. Der Pariſer Staatsſtreich vom 2. Dezember 1851 und feine Rückwir⸗ 
kung auf Deutſchland. — XXL Schluß. 


gr. 8. 15¼ Bog. 1859. Geh. Preis 2 fl. 15 kr. ſdd. W. oder 1 Thlr. 10 Sgr. 


Das Buch behandelt die Politik als eine reine Erfahrungswiſſenſchaft, und es 
glaubt den Schlüſſel derſelben in einem einfachen Naturgeſetze gefunden zu haben, wel⸗ 
ches bisher wenig beachtet und wenig verſtanden worden iſt. Ueberzeugt, daß durch 
idealiſtiſche Auffaffung und ſpeculative Behandlung keine Staatsfrage ihrer Löſung um 
ein Haarbreit näher gebracht wird, ſtellt ſich der Verfaſſer in die Mitte der Thatſachen, 
um der Wirklichkeit die Mittel abzulernen und die Werkzeuge zu entlehnen, durch welche 
allein die Wirklichkeit bearbeitet werden kann. Auf ſtreng realiſtiſchem Standpunkte 
ſtehend, macht der Verfaſſer ſich's zum Geſetz, keine Illuſion zu ſchonen, welche ſich 
Beet die Beobachtung und die Thatſache einzudrängen verſucht. Die Rückſichtsloſig⸗ 
eit gegen gewiſſe Ueberlieferungen der Doktrin und gegen gewiſſe conventionelle Fik⸗ 
tionen des Jahrhunderts oder der Partheipolitik wird ohne Zweifel mancherlei An⸗ 
ſtoß erregen; wir hegen indeſſen die Zuverſicht, daß der Leſer, je richtiger er die deutſche 
Gegenwart und deren Aufgabe verſteht, deſto mehr jene ſchonungsloſe Offenheit un— 
ſerm Buche als Verdienſt anrechnen werde. 


Als die „Grundſätze der Realpolitik“ vor ſechs Jahren zum erſten Male erſchie— 
nen, wurden ſie von der Kritik und dem Publikum günſtig aufgenommen. Gleichwohl 
war die damalige Abſpannung des öffentlichen Geiſtes ein Hinderniß für diejenige 
vielfach umfaſſendere Verbreitung des Buches, welche ihm — unter den Erſcheinungen 
der letzten Jahre feinem tieferen und dauernden Werthe nach eine der erften und her- 
vorragendſten — entſchieden gebührt und Auflage über Auflage hätte nöthig machen 
ſollen. Durch einheimiſche und auswärtige Anregungen ſcheint dieſes Hinderniß jetzt 
beſeitigt zu ſein und wir glauben daher den Zeitpunkt gekommen, wo man uns Dank 
wiſſen wird, wenn wir die „Grundſätze der Realpolitik“ vermehrt durch eine, die 
brennende Frage des Augenblicks erörternde Einleitung, der Leſewelt von Neuem an- 
bieten. (Vorrede des Verlegers vom 15. März 1859.) 


Geſchichte 


einer 


konſtitutionellen Monarchie, 


oder 


Geſchichte Frankreichs unter Louis Philipp, d. i. 1830 — 1843. 
Nach den beſten Werken und authentischen Auktenſtücken dargeſtellt 


Simon Kaiſer, 


Fürſprecher aus Solothurn, z. Z. in Bern, jetzt Direktor der Cantonalbank in Solothurn. 
gr. 8. 22 Bog. 1855. Geh. Preis 2 fl. 42 kr. ſdd. W. oder 1 Thlr. 20 Sgr. 


Die Darſtellung jener Epoche unſeres Jahrhunderts, die durch die Juli⸗Revolution 
von 1830 und die Februar⸗Revolution von 1848 begrenzt wird, iſt unſtreitig eine der 
wichtigſten in der Geſchichte der civiliſirten Staaten des kontinentalen 
Europa. Es künden ſich in der Geſellſchaft bisher kaum geahnte Erſcheinungen an; 
das mit vieler Kunſt aufgebaute formale Recht vermag den Bedürfniſſen des Volkes 
nicht mehr zu genügen. Der Staat, der bloß auf dieſen Formalismus ſich ſtützt, iſt 
fortwährenden Erſchütterungen ausgeſetzt. Man iſt diesel die Urſache derſelben im 
parlamentariſchen Leben überhaupt zu finden, während dieſelbe viel tiefer liegt, in der 
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Stellung nämlich, welche die Regierung zum Staatsganzen überhaupt einnimmt, eine 
Stellung, welche auch dann wieder in Frage kommt, wenn der Parlamentarismus er⸗ 
drückt wird. Namentlich gilt dieß von Frankreich, deſſen Geſchichte ſich in den übri⸗ 
gen civiliſirten Staaten Europa's wiederſpiegelt. — Obſchon franzöſiſche Bearbeiter, 
wie Louis Blanc und Elias Regnault, dieſe Epoche weitläufig behandeln, ſo geſchieht 
es doch auf eine Weiſe, in der die für das deutſche Publikum wichtigen Hauptgeſichts⸗ 
punkte in den Hintergrund treten und dafür meiſt die ſpecifiſch franzöſiſche Anſchauung 
eboten wird. — Das vorliegende Werk hat ſein Verdienſt darin, daß es bei aller 

ürdigung der franzöſiſchen Anſchauungsweiſe in gedrängter Darſtellung die Geſichts⸗ 
punkte hervorhebt und beleuchtet, welche nicht nur [ir Frankreich, ſondern für die 
übrige Geſchichte lan von Gewicht find. Beſonders ift vom Autor, der als 
Schweizer in der Verfaſſung und den Geſetzen eines Staates Wahrheit zu finden 
und zu ſuchen gewohnt iſt, auf Schwachheiten hingewieſen worden, denen bloß formale 
Staatskonſtitutionen ausgeſetzt ſind. — Zum weitern Verſtändniß muß übrigens her⸗ 
vorgehoben werden, daß keineswegs etwa bloß eine Biographie von Louis Philipp 
gegeben wird, ſondern eine geſchichkliche Darſtellung der Verhältniſſe in den verſchiede⸗ 
nen Richtungen, in denen der moderne, ſo Vieles umfaſſende Staat, ſpeciell Frankreich 
ſeine Thätigkeit entfaltet. Es iſt dieß in fünf Hauptſtücken verſucht worden. Das 
erſte behandelt die Bewegungen der Parteien im Innern, das zweite die Beziehungen 
zum Auslande, das dritte die Eroberungen in Algier, das vierte die Verwaltung und 
das fünfte die neuen Lehren vom Staate in der Darſtellung der ſocialiſtiſchen Syſteme 
von St. Simon, Fourier und Louis Blanc. — Das Geſagte genügt, um das Publi⸗ 
kum aufmerkſam zu machen, welch wichtiger Stoff und in er nützlichen Form ihm 
durch das angekündigte Werk geboten iſt. Beides, Stoff und Form, rechtfertigen ſeine 
Empfehlung beim gebildeten Leſer. 


Guftan Diezel's Schriften. 


Von dem Verfaſſer der berühmt gewordenen Schriften: 9 5 
Deutſchland und die abendländiſche Civiliſation. 


Zur Läuterung unſerer politiſchen und ſocialen Begriffe. 


Die Frage der deutſchen Zukunft. 
Zweifel und Löſungsverſuche dem deutſchen Volke vorgelegt. 


welche als unter die bedeutendſten Erſcheinungen auf dem Felde der politiſchen Literatur 
gehörig allgemeine Anerkennung, wenn ſchon unter den entgegengejegteften Formen der 

usdrucksweiſe derſelben (polizeilichen Verfolgung en und Verboten in mehren deutſchen 
Staaten), gefunden haben, find in unterzeichnetem Verlage ferner erſchienen und kön- 
nen als nicht minder werthvoll empfohlen werden: 


Frankreich, 


feine Elemente und ihre Entwicklung. 


Mit einer Einleitung über Form und Freiheit in der Geſchichte. 
Gr. 8. 1853. Geheftet à 2 fl. 15 kr. ſdd. W. oder 1 Thlr. 10 Sgr. 

Eine principielle Analyſe der Geſchichte Frankreichs, die in ihrer Einfachheit und 
innern Nothwendigkeit die Aufmerkſamkeit der Denkenden aller Partheien umſomehr 
in Anſpruch nimmt, als ſie zugleich über die neigen ſocialen und politiſchen Fra⸗ 
gen der Gegenwart und über die Zukunft, welcher Europa entgegen zu ſehen hat, ein 
neues Licht verbreitet. 


Rußland, Deutſ chland 


die öſtliche Frage. 
Gr. 8. 1853. Geheftet à 48 kr. ſdd. W. oder 15 Sgr-r. 

Die vorliegende Schrift darf nicht mit jenen ephemeren Broſchüren in eine Reihe 
geſtellt werden, welche für den Augenblick geſchrieben mit den wechſelnden Tagesereig- 
niſſen ihr Intereſſe und ihren Werth verlieren; ganz in demſelben ernſten und auf 
schrieben Forſchungen begründeten Geiſte wie die übrigen Schriften des Verfaſſers ge⸗ 
chrieben, läßt ſie die zufälligen und vorübergehenden Erſcheinungen des Tages bei 
Seite und faßt dagegen das Allgemeine und Bleibende in's Auge, vor Allem das 
Weſen und die Grundlage ruſſiſ er Nationalität und Politik, und die Bedeutung, 
welche die Entwicklung der Dinge im Oſten für Deutſchland haben wird. 


Verlag von Karl. Göpel in Stuttgart. 
Gegen die Schrift des Dr. Theobald Rizy, 


Vicepräſidenten des öſterreichiſchen Oberlandesgerichts: 


Ueber Zinstaxen und Wuchergeſetze. 


f 2 (Wien 1859. Braumüller.) 10 
Fin Beitrag zu den „Reformen in Gefeßgebung und Verwaltung. 
Von einem Freunde Oeſterreichs in Württemberg. 

8vo. 5 Bog. 1859. Geh. Preis: 36 kr. ſod. W. oder 10 Sgr. 

Der Verfaſſer weist nicht nur die Unſtichhaltigkeit der von Dr. Rizy für die Auf⸗ 
rechterhaltung der Wuchergeſetze aufgeführten Gründe nach, und gibt die Vorausſetzun⸗ 
en an, unter welchen allein geſetzgeberiſche Beſchränkungen im Zinsmaße zuläſſig ſind, 
ſondern er zeigt insbeſondere auch, daß nur durch eine Aufhebung der öſterr. Wucher⸗ 
geſetze in Verbindung mit einigen anderen näher entwickelten Maßregeln dem öſterr. 
Staats- und Privat⸗Credite derjenige Aufſchwung gegeben werden kann, welcher noth— 
wendig iſt, um Oeſterreich aus ſeinen jetzigen ſchweren Bedrängniſſen zu retten. — 
Die Anwendung auf die Wuchergeſetze anderer deutſchen Staaten und das Intereſſe 
der Schrift auch für dieſe ergibt ſich von ſelbſt, wie dieſelbe denn auch bereits in dem 
„Bremer Handelsblatt“, den „Deutſchen Blättern“ (der deutſche Verkehr), der „Südd. 
Zeitung“, dem „Schwäb. Merkur“, der „N. Zürch. Ztg.“ u. ſ. w. die anerkennendſte 
Beurtheilung und eingehende Beſprechung erfahren hat. 


g » Die unabwendbare Nothwendigkeit 
einer gründlichen Reform der Gymnaſien 


(lateiniſchen Schulen) in aktenmäßiger Darlegung der verderblichen Wirkſamkeit der 
Gymnaſien zu Trier, Coblenz und Sonn nachgewieſen, und mit praktiſchen Vorſchlägen 
zur beſſeren Ordnung und Hebung der Volks-, Bürgers, Gewerbe-, Real- und Gelehr⸗ 
tenſchulen durch Staat und Gemeinden verſehen durch P. Chr. Sternberg. 
gr. 8vo. 8 Bog. 1860. Geh. Preis 54 kr. ſüdd. W. oder 16 Sgr. 


Verſuch einer juriſtiſchen Theorie 
vom Eigenthum der römiſch⸗katholiſchen Kirche, 


nach den angeſehenſten neuern katholiſchen Kirchenrechtslehrern und der päpſtlichen 
Praxis im Oeſterreichiſchen Concordat. Mit einem Nachwort, betreffend jetzige Ir⸗ 
rungen der Gelehrten und Richter (Walter in Bonn, Richter in Berlin, Schulte in Prag, 
Graff in Trier), namentlich die faktiſche Rechtsloſigkeit in kirchlichen Güterfragen im 
preußiſchen Rheinlande. Allen deutſchen Freunden des Friedens, der Geſetzlichkeit, der 
religiöſen und der bürgerlichen Freiheit gewidmet von P. Chr. Sternberg. 
gr. 800. 3 Bog. 1860. Geh. 24 kr. ſdd. W. oder 7½ Sgr. 


Württemberg und der Pabſt. 
Von Sigmund Schott. g 
gr. 800. 3 Bog. 1860. Geh. 21 kr. ſdd. W. oder 6 Sgr. 
Wo hinaus? 
Politiſche Flugſchrift von dien un Schott. 
r. 


gr. 8vo. 3 Bog. 1860. Geh. 21 dd. W. oder 6 Sgr. 


Die politiſche Reform in Deutſchland. 


gr. 800. 2 Bog. 1860. Geh. 15 kr. ſdd. W. oder 4½ Sgr. 


lleber ein Bundesgericht und das Geſetz⸗ 


gebungsrecht des Bundestags. 


i Ein Beitrag zur deutſchen Frage von Moritz Mohl. 
Mit dem Dresdner Entwurf für ein Bundesgericht und der badiſchen Denkſchrift. 
gr. Soon. 3 Bg. 1860. Geh. 21 kr. ſüdd. W. oder 6 Sgr. 


Straf⸗Verfahren und Diseiplinar⸗Verfahren. 
Von Eduard Bohnſtedt, 


Königl. Oberkandesgerichts-Aſſeſſor und Advokat am Rheiniſchen Appellationsgerichtshof zu Cöln. 
800. 1853. Geh. 36 kr. ſdd. W. oder 10 Sgr. 


Die Nachtheile der Regierungs⸗Einmiſchung 
in den Verkehr, vom rechtlichen, politiſchen und volkswirthſchaftlichen 
Standpunkt nachgewieſen von Carl Pfeifer 


Rechts⸗Conſulent, Mitglied der württ. Kammer der Abgeordneten, jetzt Director der Lebens⸗ 
Verſicherungs⸗ und Erſparnißbank in Stuttgart. 
gr. 8vo. 2½ Bog. 1853. Geh. 18 kr. ſdd. W. oder 5 Sgr. 


UNTEN 


Wohl ſchulden wir der von Gott geordneten und dem tiefften Bedürfniß 
der Menſchheit entſprechenden Obrigkeit unter allen Umſtänden 58107 Ge⸗ 
horſam. Am nachhaltigſten aber iſt die Wirkung der Obrigkeit auf gegen⸗ 
wärtige und kommende Geſchlechter, wenn mit Macht und Herrſcherglanz die 
moraliſche Kraft eines ſchönen Seelenlebens verbunden iſt. Und eine ſolche 
Kraft muß aus der nachſtehenden Sammlung Königlicher Ausſprüche Jedermann 
erquickend anwehen, den der giftige Hauch einer tadelſüchtigen und haltloſen 
Zeit nicht gegen jede beſſere und edlere Regung gänzlich abgeſtumpft hat. 

Hier iſt biblische Einfachheit und chriſtliche Demuth mit hohem Gedanken⸗ 
reichthum und edlem Maunesſtolze, die edle Selbſtbeſchränkung des beſcheidenen 
Friedensfürſten mit der vollen Kraft des gewaltigen Kriegsherrn, hier iſt 
markige Eigenthümlichkeit mit weiteſtem Verſtändniß, durchgehaltener Kern mit 
geiſtvoller Beweglichkeit verbunden. Hier iſt hoher ſittlicher Ernſt und ver⸗ 
ſöhnliche Milde, herzliches Wohlwollen und feine Satyre, herablaſſende Hin⸗ 
gebung und überlegene Ironie, hoher Muth im Unglücke, Edelmuth im Glücke, 
hier iſt neben erſchöpfender Kürze ein Zauber des Redeſchwungs und Bilder- 
reichthums, der auch das Gewöhnliche adelt und mit beſonderer Weihe umgibt. 
Vor Allem aber iſt hier tiefe Ueberzeugung, feſtes Wollen, folgerich- 
tiges Handeln und Wahrheit in heiliger Treue und Ehre. 

Wohl wiſſen wir, daß einzelne Stimmen es gewagt haben und noch 
wagen, die Worte und Thaten Sr. Majeſtät hämiſcher Weiſe in Widerſpruch 
zu einander ſetzen zu wollen. Welchem Fürſten gelang es je, allen Parteien 
zu genügen? Die Schmähſucht verſchont auch die edlen Häupter der Ge- 
rechten nicht. Wir aber verſchmähen es, Dasjenige vertheidigen zu wollen, 
was ſich durch ſich ſelbſt vertheidigt. Wohl mag durch die Anordnung der 
Königlichen Worte nach Stoff und Zeit hier und da ein ſcheinbarer Wider- 
ſpruch hervortreten. Wir hätten dieß vermeiden können. Wir thaten es nicht. 
Der Seelenadel, die tiefe ſittliche Weihe, welche jede Zeile durchleuchten, 
zwingen den Leſer unwillkürlich zu ernſterem Nachdenken, durch welches als 
bald jeder ſcheinbare Widerſpruch in um ſo tiefere Harmonie aufgeht. 

Mit beſonderem Intereſſe haben wir noch einmal einen ſchärferen Blick 
in die Stellung der Hohenzollern zu den auswärtigen Mächten gethan. Wie 
auch für den Augenblick die Entſcheidungen in der orientaliſchen 
Frage ausfallen mögen, — aus dem Teſtamente des Höchſtſeligen Königs, 
Friedrich Wilhelm des Dritten, und den, deſſen Veröffentlichung begleitenden 
Worten aus tieferſchloſſener Seele Sr. Majeſtät des jetzt regierenden Königs, 
wird jeder preußiſche und deutſche Patriot die beruhigende Ueberzeugung 
ſchöpfen, daß eine dauernde Spannung mit dem Kaiſer aller Reußen, dem 
Horte aller feſten Herrſchaft und Ordnung in Europa, mit der geſunden 
Kraft des ruſſiſchen Volkes, der Rettungsbaſis für alle künftigen Wechſelfälle 
der europäiſchen Monarchie, in das Reich der Unmöglichkeiten gehört. 
Und ſo ſchicken wir dieſes Werk vertrauensvoll hinaus in die Welt, 
auf daß die Guten ſich ſtärken und erbauen, die Böſen aber Buße thun 
und ſich beſſern. ER 


Der Verfaſſer. 
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an die Jubelfeier am 10. Nov. 1859 er- | dazu in gleicher Grösse und A g 
schien im unterzeichneten Verlage: erschien soeben ferner: 


7 v 16 = 
Schiller’s Göthes . 
Jugendbild. ungen db i d. 
N. d. Leben in Oel gemalt (um 1780) von Nach Ma y's Oelgemälde vom Jahr 1779 
N. Gui bal, gest. v. E. Dertinger. gestochen von E. Dertinger. 20 


Grösse des Stichs: 17½ auf 14¾ Centimeter. » 


Jeder dieser Prachtstiche in grösstem'Royal-Format (mit Rand 47:35 e/m.) auf 
schwerstem Basler Kupferdruck-Papier gedruckt ist in folgenden vier Ausgaben zu be- 
ziehen zu den beigesetzten Subscriptions-Baar-Preisen: 


Abdrücke mit der Schrift: 

(Ausg. A) auf weissem Papier à 1 fl. 20 kr. sdd. W., — Thlr. 22! Ser. 
(Ausg. B.) auf chines. Papier a 1 fl. 45 kr. sdd. W., 1 Thlr. — Sgr. 
Abdrücke vor der Schrift (erste Abdrücke): ehr 
(Ausg. C.) auf weissem Papier à 2 fl. — kr. sdd. W., 1 Thlr. 6 Ser. 
(Ausg. D.) auf chines. Papier à 2 fl. 30 kr. sdd, W., 1 Thlr. 15 Sgr. 


I 


„Dass die Züge des vaterländischen „Wir haben nie ein Ela Bild von 
Dichters wiedergegeben und durch einen Schiller, und kaum ein interessanteres 
mitseltener Meisterschaft geführten Pinsel Portrait überhaupt gesehen. Der Stich 


wiedergegeben seien, das lässt eine ein- ist von seltener Schönheit.* 
gehende Prüfung so wenig in Zweifel als (Beit. f. Uorddtſchl., 1859, Okt. 11.) 
der erste Eindruck.“ 
(Schwäb. Merkur, 1859, Sept. 23.) „Das Bild übertrifft alle spätern Bild- 

„Dieses Portraitbild veranschaulicht nisse Schiller's an Ar ite pen Wirkung 
uns Schiller’s Züge in grösserer, gewiss auf den Beschauer bei weitem.“ 
aber in weit angenehmerer Treue als die (Wiener Zeitung, 1859. Okt. 25.) 
späteren Bilder, die uns nur ein hyper- ? 
sentimentales, krankhaftes Bild desLieb- „Das Bild er durch seine Seon. 
lings der deutschen Nation liefern.“ Reit.“ 

(Hamb. Correſpondent, 1859, Okt. 11.) (Ueue hannov. Zeitung, 1859, Okt. 11.) 


Wir müssen uns begnügen aus den ausführlichen Beurtheilungen nur einiger 
Zeitungen obige Schlagworte hervorzuheben, mit welchen diejenigen von etwa 60 der 
bedentendsten Organe der in- und ausländischen periodischen Presse übereinstimmend 
über das Schiller Bild sich geäussert haben; noch mehr aber kann Alles das von dem 
seither erschienenen @öthe-Bülde gelten, welche beide vereinigt — Schiller und Göthe 
gehören so fest zusammen, als ob sie fust Eins wären — als Pendants den schönsten 
Wandschmuck abgeben, den man von den Bildnissen dieser Dioskuren unserer deut- 4 * 
schen Literatur erzielen kann. j Fa 


Als Prämie 


liefern wir zu den folgenden Werken unseres Verlages, und zwar in der Ausgabe C., 
so lange der Vorrath der davon noch vorhandenen Abdrücke reicht, später in der 


Ausgabe A, 
das Jugendbild Schiller’s zu: 
Gallerie zu Schiller's Werken, neue Ausgabe in 12 Oktav-Bänden, 32 Stahlstiche 4 
5 fl. 36 kr. sdd. W., od. 3 Thlr. 6 Sgr. 
— dieselbe, zu den e in Einem Bande und in Zwei Bänden Lexikon- Format, 
31 Stahlstiche , . . . 4 „e, 6 . 2 ca: a 1 a 18 Ser. OR 


das Jugendbila Göthe’s zu: 
Gallerie zu Cöthe's Werken, Ausgabe in 40 Bänden Klassiker-Format, 42 Stahlstiche 
6 fl. 18 kr. sdd. W., od. 3 Thlr. 15 Sgr. 
— dieselbe, zur neuen Pracht- Ausgabe in 30 Bänden gross Oktav, 42 Stahlstiche 
7 fl. 21 kr. sdd. W., od. 4 Thlr. 6 Sgr. 


die Jugendbilder Schiller’s & Gät he's, Ausgabe A., zu: 5 8 
Gallerie zur Volksbibliothek der deutschen Klassiker (Schiller, Göthe, Wieland, Lenau, 
Platen, Lessing, Thümmel, Klopstock, Pyrker) 144 Stahlstiche. * 

Subscriptions-Preis 10 fl. 48 kr. sdd. W., od. 6 Thlr. — Sgr 

(Der bereits eingetretene Ladenpreis ist 14 fl. 24 kr. sdd. W., od. 8 Thlr 

Panorama der deutschen Klassiker. 2 Bände (96 Bogen Text und 48 Stahlstiche 
hoch Quart). geh. . . .. 99 fl. 36 kr. sdd. W., od. 6 Thlr. — 
Prachtvoll gebunden in Einem Bande 12 fl. 48 kr. sdd. W., od. 8 Thlr. 
Prachtvoll gebunden in Zwei Bänden 14 fl. 24 kr. sdd. W., od. 8 Thlr. 20 


jedoch nur denjenigen Abnehmern der bezeichneten Werke, welche dieselben im f 
dieses Jahres 1860 gegen Baarzahlung der bemerkten Preise bestellen EHE beziehen. 
Alle Buch- und Kunsthandlungen führen Bestellungen aus. 


Die Verlagshandlung von Marl „ in Stuttgart. 


